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Wie ,allgemein bekannt, sind die Eisenbahnen fast in allen Ländern zu eigentlichen 
Sorgenkindern der Verkehrspolitik geworden. Man wird sagen dürfen, daß ihre 
Zukunft auf zwei Säulen ruht: 'e r s te n s auf der Güte der eigenen Leistung'en 
(in diesen. Nexus gehört auch das ganze Prüblem der Durchrationalisierung der 
Eisenbahnen); z w·e i t ,e n sauf einer den Eisenbahnen gerecht werdenden 
(selbstverständlich aber nicht sie begünstigenden) Verkehrspülitik. 
Verkehrspolitisch muß vorausgesetzt werden, daß die Eisenbahnen alle Möglich~ 
keiten der Selbsthilfe ausschöpfen; 'Ohne das könnten staatliche Schutzmaßnahmen 
nicht als gerechtfertigt gelten. Hier stoßen wir aber schon auf eine erste Proble~ 
matik. Die dnen sagen mit bezug auf die Eisenbahnen: erst rationalisteren und 
dann koordinieren, wogegen die Parole anderer lautet: koordinieren, weil bereits 
ausreichend rationalisiert ist. Wie kommt man aus diesem Dilemma heraus? 
Man müßte zweifellos den ersteren recht g,eben, wenn der Rationalisierungsstand 
der Eisenbahnen unbefriedigend wäre. Entspricht jedoch der Rationalisierungs~ 
stand der Eisenbahnen dwa dem industriellen Durchschnitt, dann wird man 
der erstgenannten These kaum beipflichten können. 
Wie verhält 'es sich nun in Wirklichkeit? Fest steht, daß die Rationalisierung 
und die organisatorische und arbeitsökonomische Bestgestaltung dauernde Auf~ 
gaben der Eis,enbahnen sind und bleiben. Unter den schweiz·erischen V,erhält~ 
nissen wäre 'es aber ungerecht zu behaupten, der Status der Eisenbahnen in den 
genannten Beziehungen sei so, daß koordinatorische Maßnahmen v'Ür der Besse~ 

-rung dieser Beziehungen nicht verantwortet werden könnten. 
Von allgemeinem Interesse ist wohl immer die Frage, weshalb man in der 
Verkehrswirtschaft überhaupt von einem Koordinationsproblem sprechen darf. 
Bekanntlich sind viele der Meinung, v'Ün einem sülchen Prüblem spreche man 
zu unr,echt, und es sei auch in der Verkehrswirtschaft gebüten, die Dinge einfach 
l~ufe~ zu lassen. Für gewöhnlich wird dabei auf das Argument ,verwiesen, sü wie 
die Eisenbahn seinerzeit die Postkutsche verdrängt habe, werde sie nun illrerseits 
Vün neuen und leistungsfähigeren Verkehrsmitteln allmählich verdrängt. Es ist 
selbstverständlich, daß von dnem Problem der Verkehrskoordination tatsächlich 
nicht gesprüchen werden dürfte, wenn ,es sich in diesem Sinne lediglich um ein 
PDoblem der technischen Entwicklung handeln würde. W,er dem Prüblem auf den 
Grund geht, ,erkennt freilich, daß es sich in keiner Weise um dn solches Problem 
der technischen Entwicklung handelt. Vielmehr weiß jeder Fachkundig,e, 
daß man in Tat und Wahrheit vür einem in h ä ren te nUn gl eich g cw i ch t 
d 'e r V,e r k 'e h r s wir t s ch a f t steht, dem anders als durch koordinations;:: 
politische Maßnahmen nicht beizukommen ist. Mit anderen Worten: in Wirklich;:: 
!ceit sind im V,erkehrswesen die technische Entwicklung und weit mehr nüch die 
A~tswirkungen der K'onkurrenz verzerrt und verfälscht, gerade w eil aus;:: 
l:'.!lchende koürdinationspolitische Maßnahmen fehlen. Verkehrskoordination als 
[j'.(. 1 
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e ch t es v 0 I k; wir t s ch a f t I i eh 'e s Pr '0 b I e m kann nie etwas anderes wollen 
alse ch te (unverzerrte und unverfälschte) K 0 n kur r 'e n z unter Wahrung des 
na tür I i ch 'e n (als'Ü des in keiner W,eise einseitig begünstigten) te ch n i s ch e n 
F!O r t s ch r i t te s. Nur wo streng gewogene objektive Gründe die Konkurrenz 
unzweckmäßig erscheinen lassen, sollte sie beschränkt werden. Solche ?irekte 
Interventionen müßten deshalb so weit als möglich vermieden werden, weil nach 
unserer Ueberzeugung in dir 'e k te In t ,e I' v e n ti 0 ne n, d. h. die Heein~lussung 
von Daten in jenem Ausmaß, das es erlaubt, die K'ÜI~~urrenz he~nach frei walten 
zu lassen -- unter verschiedensten Gesichtspunkten uberlegen smd. Es geht uns 
somit, soweit immer möglich, auch im V,erkehrswesen um die, Durchsetzung einer 
mark tw irtscha ftlichen L,ö su n g. 
Die Hauptursachen des Ungleich gewichtes in der Verkehrswirtsehaft sind: 

1. das Vorhandensein ,öffentlicher' Verkehrs dienste neben einem freien und 
privaten Verkehr; 

2. die unterschiedliche Gestaltung der Finanzwirtschaft der verschfi.~ded~enf Ver~ 
kehrsmittel insbesondere was deren finanzielle Verantwortung ur te 'esten 
Anlagen u~d die Verkehrssicherung anbelangt; 

3. die abweichenden Lohn", Arbeits" und Sozialbedingungen bei den ver" 
schiedcnen Verkehrsmitteln. 

Die erste und dritte Ungleichartigkeit gehören insofern zusammen, als auch die 
letztere mit dem Vorhandensein öffentlicher Verkehrsdienste, die sozialpolitisch 
vorbildliche Arbeitgeber sein sollen, zusammenhängt. Di,e zweite Ungleichartig" 
keit stellt Probleme besonderer Art; auf eines davon, auf das sogenannte Straßen~ 

, kostenproblem, kommen wir noch zurück. 

Es kann hier nicht des näheren abgeleitet werden - und ist in dieser Fach" 
zeitschrift wohl auch nicht' nötig --, daß eine der wesentlichsten Zielsdzungen 
der Verkehrspolitik dahin gehen muß, die u n ~ n tb 'e.h r ~ i che t;l ll: n cl u n 'e r" 
s-etzbaren öff'cntlichen V,erkehrsmtttel m Ihrer EXlst,enz zu 
si che r n. 
D'urch welche Maßnahmen kann dies geschehen? Prinzipiell gibt es nur deren 
drei -- sofern man von der Möglichkeit eines Abbaues des unentbehrlichen und 
unersetzbarenöHentlichen Verkehrs absieht, und diese Möglichkeit sollte ex 
definitione außer Betracht fallen. 

1., Direkte verkehrsteilende Maßnahmen smgen dafür, daß der unentbehrliche 
und unersetzbare -öffentliche V,erkehr 'ein ausreichendes Verkehrsvolumen 
findet. Dieser Weg ,erfordert aber auch direkte staatliche Interventionen. 

2. Jener öffentliche Verkehr kann dauernd auch so gesichert werden, -daß man 
den privaten Verkehr (wobei konkret in erster Linie an den M'Ütorfahrzeug" 
verkehr zu denken ist) über die volle Deckung der anteiligen Straßenkosten 
hinaus ,einer ,echten Fiskalbelastung unterwirft -- als Kompensation dafür, 
daß er die Auflagen 'einer öffentlichen V,erkehrsbedienung nicht zu tragen hat. 
Der öffentliche Verkehr würde alsdann sozusagen eine Na t u I' alle ist u n g 
,erbringen 0eben seine öffentlichen Auflagen), der ,Private Verkehr ,eine G e ~,d" 
I'e ist u n g. Ob dabei der ganze Motorfahrzeugverkehr zu erfassen ware, 
,oder nur die Nutzfahrz,euge (Lastwagen und Cars)" 'Oder nur die gewerbs" 
mäßig eingesetzten Nutzfahrzeuge - dies würde wichtige, hier aber nicht 
zu behandelnde Fragen aufwerfen. 
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3. Schließlich kann jener ,öffentliche Verkehr dauernd auch so erhalten werdcn, 
daß die öffentliche Hand ihn finanziell laufend stUtzt. Dies könnte geschehen 

, 'durch die V,erpflichtung zur Deckung entstehender Defizite oder durch den 
psychologisch und politisch eleganteren Weg der jährlichen Abge1tung der 
öffentlichen Auflagen. 

Der soeben berührte Punkt klingt schweizerischen Ohren gegenwärtig vertraut: 
die These wird heute stark verfochten, es seien den Eisenbahnen ihre betriebs" 
fremden Lasten und gemeinwirtschaftlichen Pflichten von der öffentlichen Hand 
abzugelten. Für den wesentlich kleineren Teil, die betdebsfremden Lasten, hat 
diese These viel für sich; denn betriebsfr,emde Lasten gehören kei.neswegs begriffs" 
notwendig zu einem öffentlichen V,erkehrsdienst. Für den wesentlich größeren 
Teil, die gemeinwirtschaftlichen Pflichten, erweckt die These jedoch Hedenken. 
Einem öffentlichen Verkehrsdienst sind gemeinwirtschaftliche Pflichten wesens" 
eigen; sie sind für ihn konstitutiv. Es gibt im Wirtschaftsleben mancherlei andere 
öffentliche Dienste als die Eisenbahnen. Eines der Hauptbeispiele ist der Post" 
und Nachrichtenverkehr. Die Wirtschaftspolitik verfährt den öffentlichen 
Diensten gegenüber in keinem Falle so, daß sie ihnen die öffentlichen Auflagen 
abgilt; vielmehr werden öffentliche Dicnste immer in ausreichendem Maße v,.:>r 
der Bedrohung durch private Konkurrenz geschützt. 
Die Abgeltung der gemeinwirtschaftlichen Pflichtcn der Eisenbahnen könnte aus 
grundsätzlichen Erwägungen nicht befriedigen: sie führt zu k eine m e ch tc n 
Ausgleich und damit zu kein,em vülkswirtschaftlich bdricdi" 
ge n de n G le i ch g e wich tin de r Ver ke h l' S wir t s ch a f t. Es ist ein 
W,eg des geringsten. Widerstandes: das eigentliche Problem bleibt ungelöst, und 
man läßt ,einfach die öffentliche Hand für den Schaden zahlen. Die Grund" 
mängel der Verkehrswirtschaft: die Verkehrshypertrophie und die zu große 
Zuschußbedürftigkeit der V,erkehrswirtschaft, werden nicht beseitigt, sondern 
im Gegenteil stimuliert und verewigt. 
Dennoch sei ausdrücklich betont: wenn alle ausgcwogenen Lösungsversuche fehl" 
schlagen, wenn in 'einem Lande wirklich zu wenig Einsicht und zu wenig 
politisches Realisierungsvermögen vorhanden sein sollten, um einen echten Aus:< 
gleich in der Verkehrswirtschaft herbeizuführen, dürfte auch der grundsätzliche 
Gegner als ultima ratio kdnen anderen W,eg als den der jährlichen Abgeltung 
der -öffentlichen Auflagcn sehen. 

11. Eine pr.aktische Koordillationsmaßnahme 

In geschilderter W,eise stellt sich in den großen Linien das K 0 0 I' cl i n a t ion s " 
pro b l,e m dar. Es zu lösen, muß der (hoffcntlichnahen!) Zukunft überlassen 
bleiben, wobei anzunehmen ist, daß es sich um eine dauernde, nie ein für alle Mal 
gelöste Aufgabe handelt. Zu hoffen ist, daß die Einzdmaßnahmen, welche zur 
Lösung beitragen sollen, die skizzierte grundsätzliche Ausrichtung tragen werden. 
Was ist jetzt schon in koordinationspolitischer Beziehung in der Schweiz ver" 
wirklicht worden? Hier soll nur kurz die fr ei will i ge Zu sam m e n a I' bei t 
z w i s ch 'e n S ch i e neu n d S t l' a ß e im Rah m end e s G ü t er ver ke h r s " 
ve r ban de s (GVV) erwähnt werden. Die Autotransportordnung (ATO) zügelte 
bundesrechtlich während 10 Jahren die gewerbsmäßig eingesetzten Nutzfahrzcuge 

'(Lastwagen und Cars) bestandesmäßig recht straff. Sie ist 1951 durch Volks:< 
entscheid gefallen. Im Gegensatz ·zu dieser verschwundenen öffentlich"recht" 
lichen Ordnung ist der GVV dne privatrechtliehe Vereinbarung 
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zwischen den Bahnen und den .organisierten Ferntransportunternehmern der 
Straße. Im Rahmen dieser V.ereinbarung verpflichten sich die Bahnen, über den 
bisherigen Umfang hinaus keine eigenen Mütorfahrzeuge einzusetzen 1) und von 
tarifarischen und anderen Kampfmaßnahmen gegen den Ferntransporteurverband 
abzusehen. Dieser verpflichtet sich - außer mit Zustimmung eines Gemein~ 
schaftsoOrgans - auf die Vermehrung der Zahl der Fahrzeuge und auf die V·er~ 
größerung ihrer Transportkapazität zu verzichten, die bestehende Preisordnung 
des Ueberlandverkehrs ·einzuhalten und dem Personal einen bestimmten sozial" 
politischen Standard zu gewähren. Beidc Partner haben an der Verbesserung der 
W-ettbewerbsverhältnisse mitzuwirken und in aUen Fragen v.on gegenseitigem 
Interesse im Schoße des Gemeinschafts-organs (Zentralstelle) eng zusammen" 
zuarbeiten. 

Gemessen an der früheren Angebotskontingentierung gemäß ATO ist der GVV 
nur ein spärlicher Ersatz. Er erreicht einzig den Ferngüterverkehr, nicht den 
Nahgüterverk,ehr und nicht den Carverkehr;ebensowenig den Werkverkehr, 
der jedoch auch v.on der ATO nicht -erfaßt war. In anderer Richtung geht der 
GVY auch weiter als die ATO; insbes.ondere möchte er im Ferngüterverkehr 
eine gemeinsame Preis" und Wetthewerbspolitik aufrichten. 

Auf kur z e Sich t ist eine Einigung in den Bestandes~ und Kapazitätsfragen 
noch v.erhältnismäßig leicht zu ·erzielen; denn beide Partner haben ein Interesse 
an einer stark gebremsten Entwicklung. Se h r v ie 1 s ch w i -e r i ge r ist die 
Einigung auf tarifarischem Gebiet: hier stoßen zwei W.elt·en 
aufeinander, die Welt des öffentlichen Verkehrstarifs und die Welt des privaten, 
rein nach ·erwerbstrebenden Gesichtspunkten gebildeten Transportpreises. ~l~ne 
Lösung der Fragen gemeinsamer Preispolitik kann jedoch die bestandcsmaßIge 
Entwicklung auf etwas längere Sicht nicht kontingentiert werden. Solange der 
Lastwagen -cinfach den Bahntarif unterbietet, und zwar kräftig unterbiete~, wird 
die Nachfr.age nach Lastwagentransportleistungen stetig steigen und damIt auf 
die Da u e r je de Be s ta n de s" und Kap a z i t ä t sb.e s ch r ä n ku n g 
i 11 LI s.o r i s ch mache n. Y'Ün der Nachfrage her wird alsdann cnt~eder ~er 
Ferntr.ansporteurverband gesprengt werden; 'Oder es k.ommt, wenn dIeser halt, 
zu cinerentsprechenden Vermehrung der Außenseiter und des \l(J.erkverkehrs. 
Was aber heißt Einigung im Bereiche der gemeinsamen Preispolitik? Es bedürfte 
eines ö k'Ü n'Ü m ische i ge n s t ä n d i g -e n T ra n s p.o r t p r eis s y s te m s 
de s Las t wage n s und dessen v.o 1 k s wir t s c h a f t 1 i c he S y n eh r 0 n i " 
s i .e run g mit de m Eise n b ahn ta r i f. 

111. Das Privatbahnproblem 

Die Lage der S ch we i z.e r ische n B u n de s ba h n·e n ist konsoli~iert~r, als 
dies bei den Pr i va t ba h n·e n 2) im Durchschnitt der Fall ist. Es gIbt In der 
Schweiz 74 Privatbahnunternehmungen des allgemeinen Verkehrs. 

--1) DalJei isl zu hemerken, daß- dio ßundcshahnen heule noch so gut wi-o keino Moto~'J'ahrzellf\'O 
ein~cl.zen und daß auch bei den Privatha'hnen diese AktiviLät - wenngleich etwas üntwlCkelf..cr als 
hei den SUB - noch durchaus im Anfangsstadium stahl. 

2) Es handelL sidl dabei in der Hegel nicht mn ßalmen, welcho kapil~tlnülßig Pl'1vate~, gCl~Ül'CIl; 
dio sogenauuten Privatbalmell stL·hcn ganz überwiegend im EigenLum von Kanlone-I~ U."C! GemeUlu,en. 
Dio Desonderhcrt HegL darin, daß es Kanklllü gibt, weIche ausschl~eßlich o~er überww-ge,~d ßlllldes­
hahnlinien !JeS'a~Cll, wogegen andem Kantone ausschrießlich oder überlY.l'egcnJ ,yon Pl'lyaL1Jahnell 
b~di.ent werden. . 
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Die Frage lautet: S.oll oder kann sich der Bund mit allen in gleicher :Wieise 
befassen? 

Es erscheint hier zweckmäßig, dne Unterteilung in zwei Gruppen vorzunehmen 
nämlich: . ' 

1. Privatbahnen, die für die Eidgenossenschaft '0der einen größeren Teil der" 
seIben v.on staatspolitischer und volkswirtschaftlicher Bedeutung sind; 

2. Privatbahnen von ·engregionaler Bedeutung. 

Hier seien nur die Bahnen der ersten Gruppe behandelt. Für die Bahnen der 
zweiten Gruppe sollten unseres Erachtens richtigerweise K an to n·e und Ge" 
me i n de n die l·e t z te fi n a n z i·e 11 e Y·e r a n t w 0 r tun g t rage n. Damit 
süll nicht gesagt sein, daß der Bund nicht auch hier n'Ütfalls einige Subsi:dien 
ausrichten kann. 

Der Kreis der Privatbahnen der ·ersten Gruppe ist von einer eidgenössischen 
Expertenkommission nach unserem Dafürhalten .zweckmäßig abgesteckt worden. 
Es handelt sich nur um 15 Ba h ne n, die aber die wichtigsten sind und von 
den rund 2200 km Privatbahnen des allgemeinen Verkehrs rund 1200 km umfassen. 
Das gegenwärtige Netz der Bundesbahnen beträgt demgegenüber rund 3000 km. 

"Ydches ist nun im K·e r n das P r i va tb ahn pro b l.e m? Diese 15 Bahnen 
sl11d er s t·e n s in sehr gefährdeter Finanzlage; z we i t-e n s haben sie zum Teil, 
verglichen mit der Bundesbahnen, stark überhöhte Tarife; dritt.ens ist die 
Finanzlage der Privatbahn k a n t'Ü n 'e beeinträchtigt. 

Wie kann aber das Privatbahnproblem, sü wie es v'Ün diesen 15 landes.wichtigen 
Privatbahnen gestellt wird, gelöst werden? Hier ist wiederum zu unterscheiden 
zwischen Maßnahmen, welche das ga n ze P r·o b 1 c m lösen würden, und solchen, 
welche den ,e r s te n Sc h ritt für eine spätere Lösung bilden, das Problem 
als Ganzes aber noch ungelöst lassen. 

Maßnahmen, welche das Privatbahnpr.oblem als Ganzes lösen würden, müßten 
nach dem Gesagten die folgenden Zielsetzungen .erreichen: er s te n s eine aus" 
reichende existenzielle Sicherung der betreffenden Privatbahnen; z w e i te n s 
eine Tarifsenkung bei den betreffenden Privatbahnen; d r i t t c n s eine alls" 
reichende finanzielle Entlastung der Privatbahnkant.one und insbesondere des 
Kantons Graubünden, der einerseits besonders finanzschwach ist, andererseits 
aber auf den Kopf der Bevölkerung bezogen die größfen Y·erkehrslasten zu 
tragen hat (sow'Ühl für das Straßen~ wie für das Bahnnetz). Diese drei Punkte 
sind die K'Ü n s ta n te n jeder ganzen Lösung des Privatbahnproblems. 

Wir müssen uns nun einer ·ebenso wahren wie nüchternen Erk·enntnis zuwenden: 
je d e g a n ze Lös u n g des P r iv a tb ahn pro b le m s k 0 s te t Geld. 
Wenn der Bund die von der eidgenössischen Expertenkommission zur Y·erstaat" 
lichung vorgeschlagenen Privatbahnen auf der Basis von Bundesbahntarifen 
erwerben müßte, so hätten diese Bahnen einen n e ga ti v e n Er t rag s wer t 
v 0 n"4 0 0 Mi 11 i '0 ne n Fra n ke n. Aus einer Reihe von Gründen käme ein 
Absenken auf das Tarifniveau der Bundesbahnen nicht in Frage, sündern nur 
eine Ta r i fan nähe run g. Die Kosten würden sich so etwa um die Hälfte 
reduzieren lassen. 

Unter dieser Voraussetzung ·einer bloßen Tarifannäherung würden die genannten 
drei Konstanten jeder ganzen Lösung des Privatbahnproblems - dieses immer 
auf die 15 landeswichtigen Privatbahnen bezogen - jäh r 1 i ch lOb i s 
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15M i 11 i '0 ne n Fra n ke n kü s t ,e n. Wie immer lautet die entscheidende 
Frage: W,er trüge dies,e Kosten? 
Wlenn der B und diese Küsten trägt, dann kann man sich das kaum anders 
vorstellen als im Rahmen. ,einer neu e n V'e r s ta at I i ch u n g s aktion. 
Das ist der von der 'eidgenössischen Expertenkommission empfohlene Weg. 
Man könnte aber auch versuchen, den Ve r ke h r se 1 b s t die s e Kü s te n 
t r .1 gen zu 1.1 S s ,e n. In diesem Fall müßte ein Teil der erforderlichen Jahres" 
summe von 10 bis 15 Millionen Franken von den Schweizerischen Bundesbahnen 
aufgebracht werden. Zu diesem Zweck würde dne geringfügige Tariferhöhung 
bei den Bundeshahnen ausreichen, um den 15 landeswichtigen Privatbahnen eine 
wirksame Tarifannäherung zu ermöglichen. Unter den heutigen KonkuIT·enu 
verhältnissen können die Bundesbahnen freilich nicht mehr ,einfach für die 
Finanzierung von staatspolitischen Aufgaben herangezogen werden. Es müßte 
also auf alle Fälle dafür gesorgt werden, daß die Konkurrenzstellung der Bundes" 
bahnen nicht verschlechtert wird. Das fr ü her e W'e t tb e w ,e rb s g 1 e i cll" 
ge wich t wäre wiederhergestellt und die Konkurrenz könnte nicht davon 
profitieren, daß die Bundesbahnen eine staatspolitische Last übernommen haben, 
wenn in einem gleichen prozentualen Ausmaß durch Erhöhung des Dieselöl" 
z,olles der D ie se lö 1 p re i s v,e r te ue r t würde. Vom Dieselöl ist die Rede, 
weil es der Treibstoff der mittleren und schweren Lastwagen mid Cars ist, also 
der Hauptkonkurrenten der Bahnen. Durch die Erhöhung des Diesclölzolles 
gewänne der Bund die Mittel, um den noch fehlenden Tdl der erforderlich~en 
]ahressumme von 10 bis 15 Millionen Franken zu finanzieren. 
Eine gewisse Solidaritätsleistung . der Schweizerischen Bundesbahnen an die 
privatbahnen wäre unter den gemachten Voraussetzungen wo'hl zu vertreten. 
Grundsätzlich v.:ird immer betont, in dnem ausgewogenen Eisenbahnnetz sollten 
die guten Linien die schlechten tragen helfen. Gerade das wird zumeist als 
Hauptvorteil eines das ganze Landesnetz umfassenden Staatsbahnsystems be" 
zeichnet. In der Schweiz besitzen aber die Bundesbahnen verhältnismäßig einen 
viel höheren Anteil guter Linien als die Privatbahnen. Die Bahnen beklagen sich 
häufig über die gutsweise und gebietsweise Entrahmung des Verkehrs durch das 
M,otorfahrzeug. Darunter ist die sogenannte "Rosinenpickerei" verstanden, also 
einerseits die überwiegende Beförderung hochwertigen Gutes und andererseits 
die Bevorzugung der starken Verkehrsrclationen. Man könnte in Analogie sagen, 
daß die Bundesbahnen die Strecken des schweizerischen Eisenbahnnetzes ent~ 
rahmen, woran freilich nicht die Bundesbahnenschuld sind, sondern, der ganze 
historische Gang der seinerzeitigen Verstaatlichung. Die Bundesbahnen sind um' 
die Jahrhundertwende durch Erwerb der damaligen privaten Hauptbahnen durch 
die Eidgenossenschaft ins Leben getreten. Es bestand keineswegs die Meinung, 
daß weitere Verstaatlichungen unterbleiben sollten; tatsächlich sind sie. aber aus 
verschiedenen Gründen unterblieben. Ve r g 1 ich ,e n mit dem Ein nah me n " 
d1.trchschnitt d,er 15 landeswichtig,en Privatbahnen sind bei 
den schweizerischen ,Bundesbahnen j'e km B,etri,ebslänge die 
P,el'son'env:erk'ehrsdnnahmen dreimal und die Güterver" 
k,e h r se i n nah m ,e n v ie r mal hö her. 
Die von der Expertenkommissionempfohlene Verstaatlichung wie auch dio.! 
skizzierte Lösung 'Ohne Verstaatlichung sind ganze und grundsätzliche Lösungen 
des. privatbahnprob!.ems. Beide sind aber politisch sehr schwer zu realisier,en. 
Die letztgenannte Losung er~ordert z~dem ein Maß a? verkehrspolitischer K'Ün,:: 
sequenz, das ,- so bedauerlIch es sem mag - praktisch kaum gegeben ist. 

1 

.' , 
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Deshalb zeichn'·et sich als dritter Weg ein V'0 r ge h ,e n in Eta p pe n b 
Das Problem wird sozusagen bei ,einem Zipfel angepackt werden - dort wo ae~ 
am meisten br,ennt: beim Kanton Graubünden. Dieser Kanton hat der Rh~tischen ' 
Bahn u. a. 48 Milli'0nen Franken in der Form hypothekarisch sichergestellter 
~arlehen zugewendet, die heute alle ,ertraglos sind. Geplant ist die Uebernahme 
dieser parlehen .durch den Bund 'Oder ,eine praktisch gleichwertige Zinsausfall" 
g.~ra~he. ~.as Prlvatbal~npDOblem a~~ solches wird so zwar nicht ganz und grund" 
satzlIch gelost - aber 'eme s'Ülche Losung würde für später auch nicht v'erbaut -
und man kann dann mit bezug auf das Gesamtproblem' nur hoffen: kommt Zeit' 
kommt Rat. Oder vielleicht müßte man eher hoffen, daß mit der Zeit auch 
vermehr~~s 'politisch.es Realisierungsver~ögen kommt; denn es fehlt ja weniger 
am "Rat , mdem dIese Probleme fachlich durchaus überblickt werden können. 

IV. Der Motorfahrzeugverkehr und die Straßenkosten 
Aus 'einer Reihe v-on wichtigen volkswirtschaftlichen und finanzwirtschaftlichen 
Gründen s-ollte darnach gestrebt werden, den SeI b s tel' haI tun g s g l' a d des 
Ve r k,e h r s w ,e s ,e n s zu s t ei g ,e r n. Wir können hier die SelbsterhaltunCTs" 
fähigkeit der verschiedenen V,erkehrsmittel - Eisenbahnen, motorisierter Straß;n,:: 
verkehr, Schiffahrt, Luftv·erkehr - nicht analysieren, sondern müssen das Resultat 
der" ~naly~e vorwegnehmen: der Motorfahrzeugverkehr ist heute am ,ehesten 
befahlgt, die volle SeI b s t,e r hai tun g zu erbringen. ' 
Der Motorfahrzeugverkehr ist heute längst über sein Kindheitsstadium hinaus" 
ge~a.chsen. Er ist zum re!fen Wirtschaftszwdg geworden, ja ,er ist <einer der 
krafhgsten und zukunftsreichsten Wirtschaftszweige schlechthin. Es ist klar daß 
unter diesen Umständen v'0m Motorfahrzeugverkehr v-oUe finanzieUe S~lbst" 
erhaltungauch bezüglich der ihm a'nlastbaren St1'aß·enkosten gefordert 
werden muß - Straßenkosten im weitesten Sinne verstanden, nämlich als K,osten 
f~: St;aßen, Parkplät::e, Sicherungsanlagen, Verkehrspolizei, Straßenverwaltllng. 
Fur die Notwendlgkelf, v'0m Motorfahrzellgverkehr die volle Selbsterhaltung zu 
fordern, gibt es neben generellen Gründen 'eine Reihe von speziellen Gründen. 
Wenigstens zwei davon seien hier genannt: ' . 
1. Es wäre volkswirtschaftlich sinnl'Üs, den privaten Motorfahrzeug? 
~erkeh: - und vor allem jene T'eile dieses Verkehrs, welche gegenüber dem 
offenthchen 'Verkehr die größte K,onkurrenzwirkung ,entfalten, als'0 den motori" 
sierten Schwerverkehr - über die Straßenkosten aus allg,emeinen Steuermitteln 
zu subventionieren, den öffentlichen V,erkehr dadurch noch hilfebediirftiger zu 
machen und die vergrößerten Defizite des öffentlichen Verkehrs ebenfalls 
wiederum aus allgemeinen Steuermitteln zu decken. . 
2. Bisher wurden alle Finanzleistungen des M'Ütorfahrzeugv,erkehrs an die öffent,:: 
liche Hand als "Fiskalbelastung" beieichnet. Dies ist aber offensichtlich falsch. 
Es ist vielmehr ein elementares ,ökonomisches Erfordernis endlich Klarheit dar" 
über zu schaffen, welcher Teil der Finanzleistung,en" des Motorfahrzeugverkchrs 
als a11 ge me i n wir t s ch a f.t s ü blich mit der Straßenrechnung nichts zu tun 
hat (z. B. Umsatzsteuern), welcher Tdl bl '0 ß e K'Ü s t ,e nd e ck u n g verI<cörpert 
und welcher T>eil endlich eine s p e z i fis eh e Fis kaI bel a s tu n g darstellt. 
Alle in 'einer Straßenrechnung zu berücksichtigenden Finanzleismngen des Motor" 
fahrzeugverkehrs sind bis zur E i gen wir t s ch a f t I i ch k ei t als bloße 
Kostendeckung ,anzusprechen, Erst darüber hinaus fängt die spezifische Fiskal" 
belastung an -, und s-o wird denn die Straßenrechnung zu zeigen v,ermögen, 
ob und in welchem Umfange der Motorfahrzeugverkehr als Ganz'es und die 
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einzelnen Motorfahrzeugkategorien und Motorfahrzeuge subventioniert oder 
fiskalisch belastet sind. Sofern eine echte Fiskalbelastung überhaupt besteht, 
wird sie' nur einen kleinen Bruchteil dessen betragen, was bisher als "Fiskal" 
belastung" des Motorfahrzeugverkehrs bezeichnet wurde. - Es ist wirklich hohe 
Zeit, die Y,erwechselung solch grundlegender Begriffe wie Kostendeckung und 
echte Fiskalbelastung zu überwinden. Es wäre ja ebenfalls abwegig, wenn etwa 
die Eisenbahnen Aufwendungen für die Abschreibung fester Anlagen, für den 
Unterhalt solcher Anlagen, für Sicherungseinrichtungen, als "Fiskalbelastung" 
bezeichnen würden. 
Als pr akt i s ch ge g ,e b 'e ne r S a ch ve r hai t kann also festgehalten werden, 
daß beim Motorfahrzeugverkehr offensichtlich der S eh 1 ü s sei flir die An" 
näherung an die selbsttragende Verkehrswirtschaft liegt; denn er ist der ,einzig<! 
Verkehrsträger, der leistungsfähig und zukunftsreich genug ist, um in diesev 
Richtung de n An fan g zum a ehe n. Ist dieser Schritt zurückgelegt, so ist 
ipso facto auch die S cl b s te r hai tun g s m ö g 1i eh ke i t de sEi se n b ahn" 
ve r ke h r s g rö ße r ge w '0 r d ,e n, und dies~ Möglichkeit muß hernach auch 
ausgeschöpft werden. Konkreter ausgedrückt: wenn der Kostenpegel des Motor" 
fahrzeugverkehrs einen höheren Stand anz'eigt, so gewinnen auch die Eisenbahnen 
einen größeren Spielraum in ihrer Tarifpolitik, und dies müssen sie zwecks 
Steigerung ihres eigenen Selbsterhaltungsgrades ausnützen. Freilich setzt dies 
dann auch seitens der Tarif::Aufsichtsbehörde der Eisenbahnen eine konsequente 
H.altung voraus. 
Es ist nun die S t r a ß e n re ch nun g selbst ins Auge zu fassen. Als rechnungs" 
technisches Problem ist sie nicht einfach, jedoch durchaus lösbar. Ein einwand" 
freies Ergebnis kann nicht besser gewährleistet werden, als wenn auf Grund ver" 
sehiedener Berechnungsmethoden sich ,ein Resultat von gleicher Größenordnung 
ergibt. Die Bundesbehörden sind daran in diesem Sinne vorzugehen. Sie wählen 
dabei die folgenden Varianten: ' 

1. dne Zusatzkostenrechnung 3) auf der Basis.der Fragestellung, welches die vom 
Automobil verursachten Mehrkosten' der öffentlichen Hand seien; daß einer 
Zusatzkostenrechnung keine Yollertragsrechnung gegenübergestellt werden kann, 
versteht sich von selbst; 

2. dne Zusatzkostenrechnung mit 'Cinem Gemeinkost:enzuschlag; 
3. dne Berechnung nach dem Benützungsprinzip, das vom sogenannten "Pro" 
fessorengutachten" 4) grundsätzlich gut entwickelt worden ist, das jedoch einer 
Revision des Maßstabes bedurfte. 

8) Dies ist dio fachlich richti"e Dozo"chnun", nicht dioe dafür auch vel"wemlete ßc:mie1Jllung 
"Kausalitätsprinzip". Dei echLer K~usall,ität müß~ es so sein, d<l[S dio nicht vorn MOI,orfahrzcug­
vQfkehr verursachten StmßenkosLen vorn übrigen Straßenverkehr verursacht s'ind, was nicht der 
J·'all ist; mall ,rechnet vielmehr hoi dieser MeLhode von vornlwrcin mit rund 50 % Kostcn~rag'l!ng 
durch die öffentliche Hand und heschäftigt sich mit den vorn ührigen Straßcnverlwhr verursachl.elll 
KosteIl überhaupt nicht. Auch dies zeigt, d;J.ß' hier einzig aine vom Motodahrzeugvm'kchr aus 
gesehene Zusatzkostenreolmung vorliegt. - Ferner müßte bei.echter Kausa.Ji,liit die Umk"hrung cl<)r 
Fragestellung zum gleichen Ergebnis führeI!. Ermittelt man aher die v'om übrigen Straßenverkehr 

" veru,:sachten Koston, die äußerst ger~ngfügig sind, so' kommt man für' den Motorfahrzeugvnrkehr 
zu ?ll1cm ganz anderen - und viel ungünstigeren - Ergelmis. Eechte Kausalität würde allch 
bedmgen, daß dem Motorfahrzeugverkohr ein Teil der Schäden aus Straßenverkehrsnufiill')Jl, 
dio jährltcll auf über e]lle ViertelmiUiarde Franken be1Jiffert werden, angßlastet wird. Er klimo 
alsdann wesen~lich schlechter weg <Ils unter den drei oben skizzierten V wr,ianteH. 

. ') Es h.andelt sich um ein amUlich oingeholtes Gutagh'tcn, das von vier IIochsdhlllprofess-oren 
Wlrtschaftswlssenschaftlichor Hichtung und ainern' Kanton,ingenieur erstattc:t wurdo. 
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Da ,es sich bei den Varianten 2 und 3 um Y'ÜIlkostenrechnungen handelt, sind 
hier auf der Ertragsseite alle spezifischen (nicht allgemein wirtschaftsüblichen) 
Finanzleistungen des M'Ütorfahrzeugverkehrs einzubeziehen. 
Mit der Lösung der Frage, für welchen Teil der Straßenkosten der Motorfahrzeug" 
verkehr aufzukommen hat, ist das Problem, welches es hi,er zu entscheiden gilt, 
nicht abschließend ,entschieden. In der Schweiz liegen die jährlichen Straßen" 
kosten der Kantone und Gemeinden zurzeit zwischen 250 und 300 Millionen 
Franken. Wenn feststeht, welcher Teil dieser Jahreskosten v'Om Mot,orfahrzeug" 
verkehr zu tragen ist, so bleibt damit doch noch offen, wie dieser Teil auf die 
ein z ·e I ne n Mo t'Ü r f ,a h r z ,e u g ka t ,e gor i 'e n und letzven Endes auf das 
ein z ein e M '0 tor fa h r z ,e u g v ,e r t ,e il t werden soll. Gerade der letzte 
Punkt ist für die Halter dnes Motorfahrzeuges wie auch für die Finanz" 
verwaltungen des Bundes und der Kantone v'On bes'Ünderer praktischer Bedeuhtng. 
Y,e r k ,e h r s p '0 1i t i s ch ist es besonders wichtig, ,den motorisierten 
S eh wer ve r k ,e h rau f d ,e r S t r a ße (mittelschwere und schwere Lastwagen 
und Lastenzüge sowie Cars) kosteng'erecht zu belasten. Es versteht 
sich ja von selbst, daß das Straßenkosten"SoIl des M'Ütorfahrzeugverkehrs nicht 
einfach durch die Anzahl der v,orhandenen Mot'Ürfahrzeuge dividiert werden 
kann. Sonst würden dne Lambretta und ein schwerer Lastenzug gleich belastet. 
Vielmehr ist nach dne'r bestimmten Formel dem technischen und ökonomischen 
"Gewicht" der Fahrzeuge R'echnung zu tragen. 
Selbstverständlich wird die Straßenrechnung mit ihren beiden Hauptaufgaben: 
der Ermittlung des Straßenk'Üsten"SoIl des M'Ütorfahrzeugverkehrs und der 
Verteilung dieses Soll auf die dnzelnen Motorfahrzeuge, von Interessenten im 
einen 'Oder im anderen Lager stets angefochten werden. Mit anderen Worten: 
eine Str.aßenrechnung, der die Interessenten aus den verschiedensten Lagern 
zustimmen würden, gibt es nicht. Die Aufgabe, welche sich den Be 11 ö r d 'e n 
stellt, kann denn auch nur die sein, die Straßenrechl1ung so sorgf:iltig und sacIv 
kundig vorzubereiten, daß n 'e u tr a 1 den k ende Fach leu tc beipflichten 
müssen. In diesem Sinne werden die zuständigen Bundesbehörden ihre Arbeit 
einem noch zu best'eIlenden besonderen Gremium vorlegen. Nach erfolgter 
Bereinigung wird ,es für die Behörden darum gehen, zu h a n d e 1 n - mit dem 
Mut, den ein sauberes fachliches Gewissen verleiht. ' 

V. Die Hochrheinschiffahrt 

Staatsrechtlich steht ,eindeutig fest, daß sich die Schweiz verpflichtet hat, die 
H'Ü ch r he ins ch i f fa h r t zu erstreben. Sie hat aber den Vorbehalt angebracht, 
"die wirtschaftlichen Verhältilisse müßten die Ausführung des W,erkes möglich 
erscheinen lassen". 
Durch Vorstöße. im Parlament ist der Bundesrat infolgedessen aufgefordert 
worden, die Wirt s cha f tl i eh kd t der Hochrheinschiffahrt abzuklären und 
darüher Bericht zu erstatten. :Qie Untersuchungen werden vom Eidgenössischen 
W,asserwirtschaftsamt durchgeführt, das jedoch seinen Bericht an den Chef des 
Eidgenössischen Post" und Eisenbahndepartements ~) noch nicht erstattet hat. 
Hernach ist v'Ürgesehen, jenen Bericht zuerst departementsintern und dann bundes" 
intern, d. h. zwfschen den ·einzdnen Departement-en des Bundes zu bereinigen, 
und dann ,erst wird sich der Bundesrat selbst seine Meinung bilden können. 

~) Diesoll historischen Namen trägt in der Schweiz jener Zwc,ig der BUlHksverwaltung, cler im 
Ausland zumeist V erkehrsminister~um heißt. " 
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Es wird darauf zu achten sein, daß in den volkswirtschaftlichen Untersuchungen 
über die Hochrheinschiffahrt die m .1 ß ge ben den Y'0 r fra gen richtig 
abgeklärt werden: 
1. Der Nordostschweiz kann 'es nicht erlassen werden,' substantiell nachzuweis.en, 
daß ihre Transportkostenbelastung im Yergleich zu anderen Landesgegenden 
besonders drückend ist. Ob nun dieser Beweis geleistet werden kann '0der nicht, 
so zwingt 'er dazu, sich mit den maßgebenden Y'0rfragen gründlich zu befass·en 
- und das hat allein schon sein Gutes. 
2. Angenommen, es würde der Nordostschweiz gelingen, fundiert nachzuweisen, 
daß ihre Transportküstenbelastung erheblich größer ist als jene anderer Land~~ 
gegenden. Grundsätzlich wäre damit noch nicht erwiesen, daß der Hochrhem" 
ausbau das geeignete Mittel zur Y,erbesserung dies,es Zustandes ist. Zunächs~ wäre 
abzuklär,en, ob eine Hilfe durch Sondertarife der Bunclesbahnen an bestimmte 
Unternehmungen ,oder Wirtschaftszweige nicht ausreicht. Genügt das nicht, 
so stellt sich vielleicht heraus, daß eine subventionsweise erzielte Yerbtlligung 
der Eisenbahnfrachten für alle schiffsfähigen Güter mit geringerem Aufwand 
eine größere Y,erbilligung herbeiführt als im Falle des Baues des Schiffahrts" 
weges. Ist auch dem nicht so, dann erst ist im Bau des Schiffahrtsweges das 
geeignetste Mittel zur Erreichung des 'erstrebf.en Zieles zu erblicken. 
So dürfte das Problem von der beteiligten Landesgegend aus zu betrachten sein. 
Wie sieht 'es aus wenn man ·es von der Volkswirtschaft her beurteilt? Yolks" 
wirtschaftlich ko~mt 'es im ,entscheidenden Punkt darauf an, ob die v 0 I k s " 
wirtschaftlich,e Bilanz des neuen Wasscrstraßenpr'ÜJekts p'Üsitiv ausfällt 
oder nicht. Eine neue Wasserstraße ist demnach ger,echtfertigt, wenn sie ihre 
vollen Kosten (insbesondere also einschließlich Y,erzinsung und Abschreibung 
der festen Anlagen) sowie den durch sie verursachten volkswirtschaftlichen 
Mehraufwand (verursacht z. B. durch die Entwertung bestehender Y,erk,ehrs" 
mittel oder Verkchrsanlagen 6) deckt, dennoch aber niedrigere Transp'Ürtpreise 
als die bcstchenden Verkehrsmittel anzubieten vermag. 
Es ist freilich zu Recht gesagt worden, nach diesem Grundsatzerhal!e man wo!~l 
fast in aUcr Regel einen vergrößerten volkswirtschaftlichen Aufwand fur 

. Verkchrszwecke und schließe s'Ümit praktisch jedes neue Wasserstr.aßenprojekt aus. 
Letzteres trifftijedoch nicht zu; deim dn vergrößerter volkswirtschaftlicher Auf" 
wand für Verkehrszwecke kann jederzeit dann hing,en'Ümmen werden, wenn. 
seinetwegen der v 0 I k s wir t s eh a f t 1 i ehe Er t rag nachweisbar mehr als 
entsprechend s t ,e i g t. Nach we i s b .1 r sei hier bet'Ünt, denn in diesen ent" 
scheidenden Punkten darf man nicht behaupten, s'Ündern muß beweisen. 
In der Frage der H'Üchrheinschiffahrt bestreben sich die Bundesbehörden, das 
Menschenmögliche zu tun, um .eine '0 b je k t i v e Ab k 1 ä run g zu schaffen. 
Ist die volkswirtschaftliche Zweckmäßigkeit noch nicht gegeben, so sollte der 
Ausbau, unterbleiben. Ist die volkswirtschaftliche Zweckmäßigkeit aber gegeben, 
so können unseres Erachtens auch die Schweiz·erischen Bundesbahnen ihre Oppo" 
siH'Ün einstellen; denn bei einer auf unbeschränkte Dauer berechneten U nt,er" 
nehmung wie die Bundesbahnen fällt das v'Ülkswirtschaftlich Richtige letzten 
Endes mit dem unternehmungswirtschaftlich Geb'Ütenenzusa~~en: 

. 6) Die EntwC'rtung besLehender VerkC'hrsmiHd oder VerkehrsanJagen k~nn freilich nicht 
entfach auf de·r Grundlage des. Verkeihroontzuges beurteilt werden. Die hei ilmcn nach Hinzu­
treten d?s n<Ju.cn Verkehrsweges mög1iohen Einsparungen sind ebenfalls zu berücksichtigen. Praktisch 
fatIcn diese Elllsparungen allerdings bei den hier gegebenen Koslel15truktufOn nicht sehr in~ Ge.wicht. 
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Gegenwartsprobleme 
der französischen Eisenbahngütertarifpolitik 

Von Prof. Dr. Paul Schulz"Kies,ow (Hamburg) 

I 

Die verkehrspolitische Lage in Fr.ankreich 

Der französische Straßenverkehr kann 'seine Beförderungspreise praktisch nach 
eigenem Ermessen festsetzen. Das Debet Vi'Üm 12. November 1938 brachte die -
Kontingentierung s'Üw'Ühl des Güternah~ iw~e des GüterEernv,erkehrs. Während 
aber der Kl1rzstreckenbetrieb mit bes'Ünderer ministericller Erlaubnis von neuen 
Transportunternehmungen '.mfg·enommen \werden kann, wurde der Güterfern~ 
verkehr ,auf der Grundlage des Standes vom 21. April 1934 stark kontingentiert. 
Bis ,auf den heutigen Tag dürfen diese öffentlichen Unternehmer nur mit der~ 
seIben Anzahl Lastwagen auf denselben W,egen zwischen denselben Orten den 
Verkehr mit ,denselben Gütern bedienen, wie ,er 1934 tatsächlich von ihnen durch", 
geführt worden ist. Auch im W.erkfernverkehr ist die Zahl der Lastkraftwagen 
über 12 t kontingentiert. Das Kontingentierungsdebet vom 14. N'Üv,ember 1949 
br.achte insof,ern ,eine weitere Y,erschärfung, .als dIe Aufsichtshehöl'den es seitdem 
in der Hand haben, notfalls die Zahl der im Fernverkehr zugelassenen Straßen~ 
unternehmung,cn ohne Angabe von Gründen zu vermindern. 
Auch die fr.anzösische Gesetzgebung hat indess.en die Abwanderung hochwertiger 
Güter von der Schi,ene auf die Landstraße nicht verhindern können. Französische. 
Eisenbahnfach1eute bezifferten 1949 den Frachtausfall der SodCtc Nationale des 
Chemins de fer Francais (SNCF) durch den W<ettbewerb des Lastkraftwagens 
auf 25 % ihrer Gesamteinnahmen'im Güterv,el'kchr. Die ständig zunehmende 
Konkumenz des Straßenverkehrs ist die Ursache der seit 1947 ,erf'Ülgten grund~ 
legenden Wandll1ngen der französischen Eisenbahngütertarifpolitik. 
In Fr.ankreich sind die Kriegsschäden der Eisenbahnen vom Staat übern'Ümmen 
und beseitigt worden. Der Staat befriedigte aus ,eigenen Mitteln auch den erheb~ 
lichen Nachholbedarf ,der SNCF. Schließlich ,ermöglichte ,er der SN CF durch 
Zurverfügungstellung beträchtlicher Geldmittel ,eine großzügige Rationalisierung. 
Der Güterverkehr der SNCF" überschritt 1952 den Stand v'Ün 1938 mengenmäßig 
um 31,1 0/0; nach den tkm~Leistungen sogar um 67,2 0/0. Es darf allerdings nicht 
übers,ehen werden daß Frankreichs Wirtschaft 1938 die F'Ülgen der Weltwirt,. 
schaftskrise von 1931 n'Üch nicht überwunden hatte. Nur so erklärt es sich, daß 
der Güterverkehr der französischen Eisenbahnen 1952 der Menge nach ,erst 76,6 % 

des Umfanges vün 1929 erreichte. Die. tkm~L<eistungen waren allerdings 1952 
um 6 % höher als 1929. Auch in Frankreich sind im Güterverkehr der Eisen~ 
bahnen. die durchschnittlichen. Entfernungen seit dem Kriege beträchtlich ge,. 
stiegen und zwar' v,'Ün 200 km 1938 auf 256 km 1952. ' 

. Auch die SNCF wurde seit dem Kriege in eine chl'Onische V'erlustwirtschaft 
verstrickt. 1952 stellte sich ihr Defizit auf 1,1 Milliarden DM. Hierfür ist aber 
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die SNCF nicht verantwortlich. Ihre hohen Verluste ,erklären sich aus der wirt~ 
schafts" und innenpolitisch begründeten beharrlichen Wdg,erung jeder französi~ 
sehen R,egi:erung, ,die 'tarife der SNCF dem .allgemeinen Preisniveau anzugleichen. 
1952 betrug der Einnahmeindex der SNCF im Güterverkehr 1854 und im Pcr~ 
sonenverkehr 1677. Im gleichen' Jahr st~l1te sich in Frankreich der Großhandels" 
index auf 2682 und der Index der Verbraucherpreise auf 2464 (1938 immer = 100). 
Obwohl das franz·ösische Preisniveau :wesentlich über dem deutschen liegt, zeigen 
die vergleichbaren Frachten der SNCF in ihrer absoluten Höhe eine über" 
raschende Uebereillstimmung mit denen der Deutschen Bundesbahn. 

II 
~ 

Die Pr,eisgabe des W,erttarifsystems durch die Tarifreform vom 17. 3. 1947 

Die T,arifreform v,on 1947 brachte ,erstmalig die Anpassung des Tarifsystems der 
SNCF an die Selbstkosten. Die Errechnung ihrer Frachtsätze ,erfolgt seitdem: 1) 
.1) nach den durchschnittlichen Selbstkosten des Kraftwagengewerbes als oberste 

Grenze (Plafond) 
b) nach den partiellen Selbstkosten der SNCF ,als unterste Grenze (Plancher). 

Der französische Wagenladungstarif ,enthält 25 Gütergruppen. Kapitel 1 der An" 
wendungstarife Nr. 1-25 entspricht dem deutschen R'egeltarif. Di,e übrigen 
Kapitel ,eines jeden Anwendungstarifs 'enthahen Ausnahmetarife. Die Kapitel 
2-51 beziehen sich auf allgemeine und besondere Ausnahmetarife des französi" 
sehen Binnenverkehrs. Die in den Kapiteln 101-151 genannten Ausnahmetarife 
begünstigen den nationalen Außenhandel, insbesondere über die französischen 
Seehäfen. ' 

Den Anwendungstarifen sind die Nummern der in Frage kommenden Baremes 
(Frachtsatzzeiger) zu entnehmen. Die Baremes gliedern sich in drei Familien: 

Nr. 1- 99 mit schwacher Entfernungsstaffel 
Nr. 101-194 mit mittlerer Entfernungsstaffel 
Nr. 201-290 'mit starker Entfernungsstaffel. 

Dazu kommt noch eine vierte Frachtsatzfamilie. Sie beginnt mit Nr. 301 und 
reicht mit erheblichen Unterbrechungen bis Nr. 397. 

Die Frachtsätz-e fallen mit steigender Bareme"Nummer. Der Frachtunterschied 
zwischen zwei innerhalb einer Frachtsatzfamilie aufeinander folgenden Baremes 
beträ~,t 2,531 0/0. Von den französischen Tarifeuren wird diese Frachtspanne 
"cran genannt. 
Um der ständig zunehmenden "Entrahmung" ihres Güterverkehrs durch den Last~ 
kraftwagen entgegenzuwirken, 'ersetzte die SNCF 1Q47 das Werttarifsystem durch 
das W.agenraumsystem. Der französische Regeltarif zählt heute 4 Tarifklassen. 2) 
Die Einstufung der Güter in die 4 "Serien" erfolgt nicht mehr nadl dem W:ert" 
bzw. Belastbarkeitsprinzip, sondern nach d<!m Gesichtspunkt der Wagenraum" 
ausnutzung. 

- 1) Nach den Feststellungen der SNCF betrageu lI,ie aui (tell gcsamLen Gütcrverkdlr Lezon-cllcn 
vollen Selbstkosten _ . b 

. f?r dio SNCF ~,7 Hr. = 3,27 Pi jo tkm, 
, . fur d,cn gewcrhhc.lIOIl Straßenv'Ürkehr 7,0 Hr. = 8,'17 Pf je tkm. 

Bei dCII partiellen Selhstkostcn handelt es sich um die JJcwegllichen Kosten. 
'2) Von 19·17 his 1951 b'st I 3 T '11 V I Ir' "11 d f • G"" c all! en sogar IlUr' arl[, asscu. or (cm ~rlegc zu I Lo .er TUU-

llösrscho utc~tarJf G WerLklassen. 
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Maßgebend für die Eingliederung -aller Güter der Anwendungstarife Nr. 1-25 
ist die normalerweise ineineni 20"t~Wagen unterzubringende Güterm-enge. Für 
jede Serie gilt dne Hauptklasse. Sie beträgt für Güter der 

Serie 1 5 t 
Serie 2 7 bzw. 8 t 
Sede 3 10 bzw. 12 t 
Serie 4 15 bzw. 20 t 

Jede Serie enthält Nebenklassen und zwar 
Serie 1 2 t und 3 t 
Sede 2 3 t und 5 t 
Serie 3 5 t, 7 t und 8 t 
Serie 4 5 t, 7 t, 8 t, 10 t und 12 t. 

Folgende Uebersicht nennt: 
Die den Selbstkosten des gewerblichen Straßenverkehrs .angepaßten Höchstfracht~ 

. sätze (Baremes"Plafond) für die Haupt" und Nebenklassen . 
____ 2 t 3 t 5 t 7 t 8 t 10 t 12 t 15 t 20 t ' 

SerIe 1 
Serire 2 
Serie 3 
Serie 4 

19 24 36 
26 38 

40 
40 

44 
46 
46 

47 
48 
48 

52 
52 

55 
55 57 59 

Die Frachtsätze des Bar,emes 220 ,entsprechen" den vollen Selbstkosten (prix de 
revient rotal = feste und bewegliche Durchschnittskosten). Die unterste Selbst" 
kostengrenze der SNCF (prix de revient partid) gibt Bareme 270 wieder 
(Plancher). 
Die Höchstfrachtsätze für gleich große Mengen sind nur bei den Serien 3 und 4 
die gleichen. Güter der Serie 1 zahlen bei Aufgabe von 3 t und 5 t rd. 5 % mehl' 
Höchstfrachtals solche der Serie 2. Die Höchstfrachten der Serien 3 und 1 unkr" 
schreiten diejenigen der Serie 1 bei 5 t um 10 % und diejenigen der Serie 2 bei 
5 t und 7 turn 5 %. Im Fall der Aufgabe von 8 t erfreuen sich die Serien 3 lind 4 
Höchstfr_acMen, dIe 2,5 % niedriger ,als diejenigen der Serie 2 sind. Der Eisen" 
bahn ,entstehen indessen bei der Beförderung der gleichen Mengen~ und Ge" 
wichtseinheit ,auf gleiche Entfernung stets die gleichen Selbstkosten. Es liegt hier 
somit eine V,erletzung des W_agenraumprinzips vor, die nur aus den gemeinwirt" 
schaftlichen V,erpflichtungen der SN CF zu erklären ist. 
In gleicher Richtung wirkt der Umstand, daß die SNCF bei sämtlichen Regel;: 
tarifklassen von den Möglichkeiten der Frachtendiff,er-enzi-erung Gebrauch macht. 
Größere Bedeutung hat die Unterschr,eitung der Höchstfrachten bei Gütern der 
Serie 3. Am ausgeprägtesten ist aber der V/erzicht auf di-e Ber-echnung der Höchst~ 
fracht<!n bei frachtempfindlichen Massengütern der Serie 4. Hier werden be" 
sonders für weiter,e Entfernungen sehr niedrige Regelfr,achtsätze ber.echnet. 
Es muß noch auf ,einen weiteren V,erstoß der SNCF gegen das Wagenraum" 
system hingewiesen werden. Bei einer Sendung, deren Gewicht höher ist als das 
im Tarif für dne W.agenladung vorgeschriebene Mindestgewicht wird nach 
Kapitel VI, Artikel 51 der Allgemeinen Tarifbestimmungen der SNCF die Fracht 
für das Gesamtgewicht ~ach den Sätzen dieses Tarifs berechnet, wenn die Sen~ 
dung in ein -e m W.agen verladen ist. Das bedeutet, daß die Hauptklassen der 
einzelnen Serien auch dann gelten, wenn die für sie angesetzten Mindestmengen 
überschritten werden. Angesichts der geringen Ladungseinhciten der Haupt" 
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klassen der Serien 1 bis 3 setzt sich die SNCF mit dieser Vorschrift in Wider~ 
spruch zu ihren BemÜhungen um größtmöglichste Ausnutzung ihres Wagenraums. 
Artikel 51 der Allgemeinen Tarifbestimmungen begünstigt zweifdlos die Fertig~ 
warenindustrie der r·6hstoffarmen Gebiete auf Kosten derjenigen der 'Ballungs~ 
räume und trägt zur Aufrechterhaltung des gemeinwirtschaftlichen Charakters des 
französischen Eisenbahngütertarifs bei. Hierfür nur ·ein Beispiel: Die Haupt~ 
klasse für unverpackte Maschinen und Triebwerk·e beträgt 7 t. Im Gegensatz zu 
der dezentralisierten Industrie sind die Fabrikanten in den Ballungsräumen häufig 
in der Lage, bei dieser Güterart 15 t in ·einem Wagen zum Versand zu bringen. 
Sie müssen aber nichtsdestoweniger in dies·en Fällen die sehr hohen Frachtsätze 
für 7 t bezahlen. 

Die SNCF 'hat das \Verttarifsystem .aufgegeben. So werden Benzin, Dieselöl, 
Heiz·öl und rohes Erdöl trotz ihres unterschiedlichen W,erts zu den gleichen Regel~ 
frachtsätzen befördert. Bei Aufgabe von 20 t sind die Frachten für Zucker und 
Linoleum, die in Deutschland der obersten Wagenladungsklasse angehören, nicht 
höher .als diejenigen für Steinsalz auf Entf.ernungen bis zu 499 km. Kupfer und 
Zinn gehören der Serie 4 .an. Da für sie die Hauptklasse 15 t gilt, überschreiten 
ihre Frachtsätze diejenigen für Walzeisen bei 20 turn 5 %. Die Bundesbahn hat 
demgegenüber die NE~Metalle in die höchste R,egeltarifklasse verwiesen. Im Fall 
der Aufgabe von 15 t werden Kaffee, Kakao und Schokolade zu densdben Fracht,: 

I sätzen wie Sauerkraut gefahren. Auf Entfernungen von bis zu 299 km gelten für 
Schreibhefte und Geschäftsbücher die gleicqen Frachtsätze wie für PapierabfäUe. 
Wdzen, der in der Bundesrepublik nach D -- 4 % tarifiert, .erfr,el.lt sich in Frank,: 
reich der niedrigsten Regdtariffrachten. 

Von einer reinen Anwendung des W.agenrallmsystems ist indess,en in Frankreich 
keine Rede. Die Ersetzung des W,erttarifsystems durch das Wagenraumsystem 
erfolgte in einer Form, die es der SNCF ermöglichte, den gemeinwirtschaftlichen 
Charakter ihres Eisenbahngütertarifs weitgehend aufr·echt zu ,erhalten. Das fran~ 
zösische Wagenraumsystem hat auch die Raumordnung viel weniger beeinträch~ 
tigt,als in Deutschland allgemein angenommen wird. 

Zur gleichen Zeit, .aIs sich die Bundesbahn um die weitere Abtarifierung der 
oberen Wagenladungsklassen bemühte, ,entschIoß sich die SNCF zu dner Tarif~ 
erhöhung, von der die Wagenladungen von 15 t und darüber ausgeschlosselli 
blieben. Im W.agcnladungsv1erkehr wurden mit Wirkung vom 13. Mai 1953 an~ 
gehoben: 

die 12,: und 10~t,:Sätze 
die 8,: und 7,:t,:Sätze 
die 5,:, 4,: U. 3,:t"Sätze 

um 1 Bareme 
um 3 Baremes 
um 5 Baremes 

Diese Tarifänderung bedeutete dne weitere Stärkung der dezentralisierten Indu~ 
strie Frankreichs. . ' 

Dank der weitgehenden Frachtendifferenzierung innerhalb allel' Serien, die von 
Serie zu Serie zunimmt, kommt der französische R·egeltarif mit 4 Tarifklassen aus. 
Die von der Bundesbahn: am 1. August 1953 vmgenommene Abkappung der 
oberen Wagenladungsklassen führte zu ·einem wesentlich schärferen Abbau der 
Wertstaffel, .als dies in Frankreich durch die Aufgabe des W,erttarifsystems ge" 
schehen ist. . 

, -
Recht instruktiv ist die nachstehende Uebersicht: 

.' .. 
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Das Spannungsverhältnis zwischen den Frachtsätz.en der Hauptklassen für Güter 
der ohersten Wagenladungsklasse und für Kohlen in Frankr'Cich und Deutschland­
bei 200 km 

SNCF a) April 1953 100 : 47,0 
b) Juni 1953 10P : 41,5 

Bundesbahn .1) Juni 1953 100: 46,2 
b) August 1953 100: 57,7 

Die der vorstehenden U ehersicht zu Grunde gelegten Frachtsätz,e beziehen sich 
sämtlich .auf die Gewichtseinheit 100 kg. Tl'otzdem könnte der Einwand erhoben 
werden, daß man das französische und das deutsche Spannungsv.erhäItnis wegen 
der verschiedenen Maßgrößen gar nicht miteinander v,ergleichen kann. Hierzu 
ist folgendes zu bemerken. . 

Die Bundeshalm wendet für alle 7 R,egeltarifklassen die 15"t"Hau~tklass'e an. Da" 
gegen hat jede der 4 Güter"Serien der SNCF ihre ·eigene Hauptklasse. Sie beträgt 
bei der obersten Tarifklasse 5 t. Dageg.en gilt für Güter der Serie 4 die 20,:t,:Haupt,: 
klasse. . 

Obwohl .auch in Deutschland Kohlen praktisch nur in Sendungen von 20 t und 
darüber zur Beförderung gelangen, berechnet die Bundesbahn bei der Beförde~ 
rung von Kohlen nach der Hauptklasse die 15"t"Sätze. Es ist also nicht unlogisch, 
wenn in unserer Uebersicht die französischen 20"t,:Frachten den deutschen 15"t" 
Frachten gegenübergestellt worden sind. 

Schwieriger liegen die V.erhältnisse bei den Gütern der ,obersten Wagenladungs~ 
klasse. Wie bereits dargelegt, muß der französische V.erlader von Gütern der 
Serie lauch dann die Sätze der 5"t,:!-Iauptklassc bezahlen, wcnn 'er der SNCF 10 t 
o~er 15 t in <einem Wagen zur Beförderung übergibt. Soweit von sämtlichen Ver" 
ladern für Güter der Serie 1 die Sätze der Hauptklasse in Anspruch genommen 
werden, ist somit in Frankreich die verkehrsungünstig gelcgcne Industrie mit der 
Industrie dcr Großstädte un~ der ßallungsräume tariflich gleichgestellt. 

Das gleiche gilt aber nicht für die Bundesrepublik Deutschland. Dk Fcrtig~ 
warenindustrie Nordrhein"W.estfalens ist nicht selten in dcr Lage, auch Güter 
der T.arifklasse A in Einzelsendungen von 10 'Üder gar 15 t zum Versand zu 
bringen. Dagegen fällt ,es der dezentralisierten Industrie schon ·schwer, beim 
Fertigwarenversand in den Genuß der 5"t"Nebenklasse zu k'Ümmen. 

I-Iieraus folgt, daß das französische Spannungsverhältnis . die tatsächliche Be" 
deutung des Regeltarifs für den industriellen Standort klarcr widerspiegelt als das 
für dic Bundesbahn ·errechncte Spannungsv,erhältnis. Der Vollständigkeit halher 
bringen wir noch die folgende U ebersicht. . 

Das Spannungsverhältnis zwischen den 5"t"Sätzen der obersten Tarifklasse und 
den Frachtsätzen der Hauptklasse für Kohlen in Frankreich und Deutschland 
bei 200 km 

SN CF 

Bundesbahn 

..1) April 1953 
b) Juni 1953 

..1) Juni 1953 
b) August 1953 

100: 47,0 
.100: 41,5 

100: 42,5 
100: 53,2 

Ebens'Ü wichtig wie das Spannungsverhältnis zwischen der oberstcn . und der 
untersten Regeltarifklasse ist die Spanne zwischen den Frachten für Fertigwarcn 
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und denjenigen der zu ihrer Herstellung notwendigen Vorproduk~~ ... Auch in 
dieser Hinsicht hat' das Wagenraumsystem zu keiner ernsten Schadlgung der 
Industrie der wirtschaftsschwachen Gebiete geführt. 

Die Ersetzung des Werttarifsystems durch das W.agenraumsystcm bedeut~t 
zweiFeILos für bestimmte Zweige der französischen materialbetonten Industne 
eisen" und kohlenarmer Räume die Beschränkung ihres Absatzes auf die nächste 
Umgebung. Bei der Beförderung von Bolz.en, Muttern .. und Schrau~en, v~.n 
Ketten, Nägeln und Stiften sowie von ,eisernen PFosten, Stutz,en und Tragern fur 
Leitungen berechnet die SNCF die gleichen Frachtsätze wie für das ,Vorprodukt 
Walzeisen. Demgegenüber tarifieren in Deutschland seitaItersher Schrauben, 
Muttern und Bolz,en nach der Regcltarifklasse B und die übrigen genannten Er" 
zeugnisse nach Klasse C. 
Eine ganze Reihe schwerer Erzeugnisse der französischen mate.rialor1enti~rten 
Eisenindustrie gehört indessen der Serie 3 an, deren Hauptklasse Im allgememen 
12 t, manchmal sogar nur 10 t beträgt. W,egen Artikel 51 der Allge~einen Tarif~ 
bestimmungen müssen die für sie geltenden recht hohen Frachtsatze auch bel 
Aufgabe ,von 15 oder 20 t bezahlt werden. 
Eisenkonstruktionsteile tarifieren in Deutschland nach Klasse C. Die SNCF be" 
rechnet für sie die Sätze der Hauptklasse 10 t. I-Iierauf ist 'es, zurückzuführen, daß 
die in den wirtschaftsschwachen Gebieten ansässigen Hersteller von Eisenball" 
werkteilen durch das französische Wagenraumsystem stärker als durch das 
deutsche W·erttarifsystem begünstigt werden. Hiervon zeugt nachstehende 
Uebersicht: 
Das SpannLlngsverhäl~nis zwischen den Frachtsätzen für Eisenkonstruktionsteile 
und W.alzeisen ,in Frankreich und Deutschland bei 200 km 

Frankreich Juni 1953 100 : 81,8 
Deutschland .1) Ji.mi 1953 100 : 91,8 

b) August 1953 100 : 95,5 

Für andepe schwere Erzeugnisse der materialbetonten Eisenindustrie güt die 
I-Iauptklasse 12 t. I-lierergibt ,sich folgende Gegenüberstellung: 

Das Spannungsverhältnis zwische~ den .Frachtsä!zen ~ür Hufeisen, .Schi~fsanker, 
Räder Radsätze und Drehgestelle emerselts und Walzeisen andererseits bel 200 km , 

Frankreich Juni 1953 100 : 88,2 
Deuts~hland .1) Juni 1953 100 : 91,8 

b) August 1953 100: 95,5 

Auch bei diesen Gütern zieht die französische materialbevvnte Industrie rohstoff" 
armer Räume aus der Eisenbahngü.tertarifpolitik größer'en Nutzen als die 
deutsche. ' 
Es gibt aber ,auch zahlreiche Erzeugnisse ,der mat'erialbetonten Eisenindustrie, bei 
denen der Anteil des Eisenprei~es am Verkaufs,erlös zwar sehr hüch ist, die aber 
ein leichtes Gewicht .aufweisen. Bei diesen Gütern wirkt sich das Wagen" 
Il'aiumsystem für die dezentralisierte Industrie Frankreichs sehr viel günstiger aus! 
als das W,erttarifsystem für die deutsche dez·entralisierte Industrie. 

Dosen aus Weißblech, zerlegt, zahlen in Frankreich die Sätz,e für. 3 t. Für das 
Vorprüdukt gilt die Hauptklasse 15 t. Die Bundesbahn stellt für Dosen die 
Kla~se B und für Weißblech die Klasse C in Berechnung. Der nachstehenden 
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Uebersicht liegen, was die Bundesrepublik anbelangt für Düsen die 5 t"Neben" 
1dasse zugrunde. " . 

D?s Spannungsverhältnis zwischen den Frachtsätzen für Dosen und W,eißblech 
1;n Frankreich und Deutschland (bei 200 km) '. 

Frankreich Juni 1953 100 : 56,6 
Deutschland .1) Juni 1953 100 : 86,0 

b) August 1953 100: 89,0 

Auch für Mi1chkann~n aus Metall gelten die 3 t"Sätz·e. Das Vürpl'odukt zahlt die 
,Frachten der Hauptklasse 20 t. In Deutschland tarifieren Milchkannen nach 
Klasse Bund Bleche nach D. Es wird angenommen, daß die Kannen in Deutsch" 
l,and als 5 t"Sendungen zur Aufgabe gelangen. . 

Das Spannungsverhältnis zwischen den Frachtsätzen für Milchkannen und Eisen" 
blech in Fr,ankreich und Deutschland bei 200 km 

Frankreich Juni 1953 100 : 49,9 
Deutschland a) Juni 1953 100 : 78,9 

b) August 1953 100: 84,6 

Fässer aus Stahl oder Eisen befördert die SNCF nach der Hauptklasse 5 t; die 
Bundesbahn berechnet Klasse C. Der V,erfasser unterstellt den V,ersand der deut" 
sehen Fässer in 10 t"Einzella:dungen. 

Das Spannungsverhältnis zwischen 'den Frachtsätz·en für ,eiserne Fässer und Walz" 
leigen in Frankreich und Deutschland bei 200 km 

Frankreich Juni 1953 100: 74,4 
Deutschland .1) Juni 1953 100 : 86,7 

b) August 1953 100: 89,7 
AlLergrößten Nutzen zieht Frankreichs arbeitshetüntc Fertigwarenindustrie aus. 
dem Wagenraumsystem. Ihre Erz,eugnisse g,ehören den Serien 1 und 2 an. Der 
Verfasser begnügt sich bei den hochwertigen EisenwarCl2: mit zwei Beispielen. 
Schlosserw,ar,en tarifieren in Frankreich nach Serie 2 (Hauptklasse 7 t). Die Bun" 
deshahn fordert für die gleichen Transporte die R'egelklasse B. Es wird untcrstellt, 
daß in Deutschland diese Güter ,als lO"t"Ladungen zum V,ersand aufg~gehen 
werden. 

Das Spannungsv,erhältnis zwischen Schlüsserwaren einerseits und Walzeisen an" 
dererseits in Frankreich und Deutschland bei 200 km 

Frankreich Juni 1953 
Deutschland .1) Juni 1953 

b)August 1953 
Es folgt die letzte Uebersicht: 

100: 63,7 
100: 82,2 
100: 88,2 

Das Spannungsverhältnis zwischen EisenwareIl der oberst,en 
Walzeisen in Franheich und Deutschland bei 200 km 

Frankreich Juni 1953 
Deutschland a) Juni 1953 

b) August 1953 

Bg. 2 

100: 49,6 
100: 72,4 
100: 82,1 

R,egeiklasse und 
{ 
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IH, 

Die französische Entfernungsst.aHel 

Es wurd~ schon darauf hingewies·en, daß die drei ,Frachtsatzfamil~en der ,S~CF 
h ' d E tf . t ff In aufweisen Im ·e1Ozelnen unterrichtet hleruber versc le ·ene n ernungss ae " 

nachstehende Uebersicht: 
. Die französische EntfernungsstaHel 

(Verhältniszahlen: Fracht je t für 100 km = 100) 
Familie 100 200 300 400 500' 600 700 800 900 1000 

km km km km ,km km km km km ~ 
1'-:' 99 165 227 287 350 408 465 520 576 631 

100-199 ~~~ 152 199 246 292 332 369 403 437 471 
201-299 100 145 181 213 246 273 296 315 335 354, 

Die SNCF berechnet so gut wie ausschließlich auf säm~lichen Entfernung.en für 

h h d 'tt 1 t' Gu"ter el'nschließlich Halbfabrtkat,e Baremes der ersten oc ,; un mle wer 1ge ' b' b tim t 
F ht t f 'I' D' "brl·g·en 'Frachtsatzz,eiger kommen nur a ,eIner ·es m en rac sa z amI le. le u F '1' b' 'ttl 
E tf A dung DabeI' spLelt die zweite amI le nur el ml eren 

n ernung zur nwen . d d . F ht 
Entfernungen -eine Rolle. Die Kombination zwischen der er~~en un rttten rac ,; 
satzfamilie beherrschaft die Frachtsatzbildung der Massenguter. 
Während die Bundeshahn die Fracht für ,eine Mindestentfernung von nu.r 5 ~m 
a;nwendet, muß der französische Verlader seit der Tarifrdorm von 1947 dIe Mm,; 
destfracht für 25 km bezahlen. Die Erhöhung der Mindest,en!fer~ung von ~. auf 
25 ~ bedeutete für den Versand auf nächste Entfernungen 10 emzelnen Fallen 
eine Frachtvertelterung von .über 100 0/0. Es nimmt daher nicht Wunder,. daß auf 
den Entfernungsstufen 1-25 km dne ,erhebliche A?wanderung .auf ~Ie Straße 
erf,olgte. Die Sachverständigen der SN CF dachten TIlcht daran, SIch dIeser Ent" 
wicklung zu widersetz·en, Sie 'erkannten den Kostenvorsprung des Lastkraftwage~s . 
bei den nahen Entfernungen unumwunden an. Ihrer Anr,egung folgend hatd~e 
französische Aufsichtsbehörde 1947 die Eisenbahnen ,auf den Entfcrnun~en bts 
zu 25 km von der Beförderungspflicht entbunden. Bemerkenswerterwelse enY 
fielen 1951 der Menge nach vom gesamt,en Güterverkehr der Bundesbahn 11,8 % 

bereits auf die Entfernungen 'von bis zu 19 km. 
Es zeugt v,on V,erantwortungshewußtsein, daß die SNCF in Verletzunl? ihres 
J,1:igeninteresses bei bestimmten Massengütern auf die Ber~.chnung der" Mmdest .. 
fracht für 25 km verzichtet. Für Kohle, Koks, Erze, Zuckerruben und Rubenpulpe 
gelten auf Entfernungen von bis zu 25 km besondere Frachtsatzzeiger mit d.:r 
Mindestfracht v,on 7 km. Während aber die Inanspruchnahme der ,Baremes fur 
Entfernungen von bis zu 25 km beim Versand von Zuckerrüben und Rübenpulpe ' 
an keinerlei Bedingung geknüpft ist, kommen die besonderen Frachtsatzzdger für 
Entfernungen bis 25 km bei K,ohle, Koks und Erz nur im Fall der Benutzung ge::, 
schlossener Züg,e zur Anwendung. 
Kapitel 3 des Tarifs Nr. 103 für die Beförderung von Sendung·en in geschlossenen " 
Zügen und in Knotenpunktzügen begünstigt die regelmäßige Beförderung von 
Industriegütern auf kurze Entfernung. Unter regelmäßiger Beförderung von In::, 
dustriegütern auf kurze Entfernung ist der V'ersandvon Gütern in Wagenladun,; 
gen von französischen Steinbrüchen und Industrieunternehmungen nach Indu::, 
strieunternehmungen in Frankreich auf Entfernungen von weniger als 25 km zU 

1 
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verstehen. Die Güter müssen von dem Industrieunt,ernehmen verwendet werden. 
Binnenumsc~lagplätze s~nd somit von diesen Vergünstigungen ausgeschloss,en, Die 
Sendungen s10d nach emem Monatsprogramm der Eis,enbahn, das ihren hetrieb", , 
lichen Möglichkeiten Rechnung trägt, richtig zusammen gestellt und zu den fest,; 
gesd~ten Stunden .in Gruppen mit den für jede V,erkehrsverbindung festgesetzten 
GeWIchten, aufzulIefern. Die Industriegüter auf kurz·e Entfernung müss·en in Pri" 
vatans:hlüssen au~gelie~,ert ~nd für P.rivatansc.hlüsse bestimmt sein. Im 'Anhang 
zu Tanf Nr. 103 s.md dIe Guter verzeIchnet, fur welche diese Bestimmung,en gel" 
te.n. Es handelt SIch um feste Brennstoffe, Gruben", Papier,; und Schnittholz, 
EIsenbahnschwellen, Mauersteine, Z'ement, W,egebaustoffe, Schlacken, Gicht" 
staub, flüssige Treibstoffe und .hemerkenswerterweise um Rohstahl, Roheisen 
~.alzeisen, ,!3auwerk!eile, Näg.el, Niden und Maschinen. Als Höchstf!:acht gelte~ 
dIe Frachtsatze auf ,eme Entfernung von 25 km nach Kapitel 1 des für das hetref,; 
fende Gut gültigen !.arifs. Die Vergünstigung erfolgt in Form eines Abzuges v,on 
der betr,eHenden Hochst" und Mindestfracht. Er beträgt bei 

bis 7 km: ffr 108 je t; 8-10 ~: fEr 90 je t; 11-13 km: Hr 70 je t 
14-16 km: fEr 51 je t; 17-19 ~: Hr 32 je t; 20-22 km: Hr 14 je t 

Da ,es sich um feste Abzüge v.on der Fracht für 25 km handelt ziehen die fracht::< 
empfindliche.n !"lassen.güter wesentlich größeren 1';Jutz.en aus Kapitel 3 des Tarifs 
Nr. 103 ,als dIe mdustnellen Halb,; und Fertigwar.en. 

Wie bei der Darstellung der W,ertstaffd g,eht der V'erfasser auch bei der Betrach" 
t~ng :der Entf.ernungsstaffd von den ausgerechneten Frachten aus. Letzt,erc'sdzen 
SIch 10 ?eutschland aus. Streckenfracht und Abfertigungsgebühr zusammen. In 
Frankreich kennt man dles,en Unterschied nicht. 

Die SN CF hereclmetauf Entfernungen von bis zu 100 km relativ hohe F,racht" 
sätze. Demgegenüber begünstigen die deutschen Eisenbahnen bewußt die Nahent" 
fernungen. Während di,e deutsche Nahstaffd den oberen Tarifklass·en sehr viel 
stärker ,als den unteren W,agenladungsklassen zu Gtüe kommt weis·el1 die Fracht .. 
sätze der SNCH bei Entfernungen von bis zu 250 km prakti~ch die gleiche Eny 
nernungsstaffel auf. . 

WievieI kostenw,ahrer die französischen Nahfrachte~ als die deutschen sind, zeigt 
nachstehende Uebersicht: 

Die Nahstaffel der SNCF und der Bundesbahn 
(Verhältniszahlen: t,,~,;Frachten für 100 km = 100) 

Entfernungs" SNCF Deutsche Bundesbahn 
stufen Bareme 59 Kl. B D F G 

25 km 200 128 143 161 180 
30 km 177 112 123 143 156 
40 km 148 108 118 .128 133 
50 km 135 103 107 114 122 
60~ 123 100 101 108 114 
70 km 115 103 104 104 109 
80 km 109 99 98 ,99 105 
90~ 103 98 96 96 102 

100 km 100 100 100 100 100 
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. d n die Eisenbahnen den Wettbewerb des Last~aftwa~ 
Besonders schw:erempflO fernunen. I-Herauf führt ,es de: Verf~.sse: z~.r~ck, ~aß 
gens auf den mütleren Ent tugf 100-240 km sich mü verhaltmsmaßlg med~ 

, die SNCFauf den Entfernungssen 
rigen Ftachterlösen begnügt. , . km 

,,' h d deutsche Entfernungsstaffel bel 100-240 
Die fra~~~:~~lt:~~ahlen: l"km"Fiachten für 100 km = 100) 

, SNCF Deutsche Bundesbahn 
Entfernungs" KI. B D F G 

stufen Bareme 59 
94 96 94 95 95 

120 km 90 92 91 91 90 
140 km 87 90 89 88 87 
160 km 84 88 87 85 85 
180 km 83 87 85 84 83 
200 km 81 85 83 81 80 
220 km 79 83 81 79 77 
240 km 1 63' f"h t ' 'd A..< 

I F k
· 1 ind die ersten StaHeltarife bereits 8 elOge ur" woren'

G 
tn? 

n r,an telC 1 s '1 d E tfernungsstaffel nur den Mass'engutern zu u e. 
fangs kamen die Vfrtel .~. ehe: Eisenbahnen die vertikale Staffelung auf sämt" 
1880 dehnten die ranzosh\l' b ,es bei der Bevorzugung der Massengüter durch 
li~he Tarifklassen aff~i dl~ die~eem Grundsatz der stärk,eren Staffelung der Fraclv 
d, te Entfernungssdta

B 
. t ff, haben die französischen Eisenbahnen bis auf den 

ten für Roh" un renns 0 e 
heutigen Tag festgehalten. 

. d' d· d'H ,enzierten Entfernungsstaffel kam den wirtschaftsschwa:, 
DIe Amb~n ung' ~'/ er cl förderte dne gesunde Dezentralisation der Siedlung 
chedn dGe tden tU ~e l:at' sich aber in Frankr,eich noch nicht dazu durchring~n 
u?, ,er. n IUS ne. dan I dustrie der peripher,en Räume auch die Vorpr, od, ukte lO 
konnen 1m nteresse, er n ff I' b' 1 
d 

,. d 1 Kl n verschi:edenen Entfernungssta e emzu eZle len. 
as System er nac 1 asse . ' " 

" l' hte erst die V,erreichhchung der Landerbahnen den .111:, 
In D~utschlabd 'ermog 1C Kilometertarif zum Staffeltarif. Die v,ertikale Staffelung 
gemelOen ~,e ~fgang v?mDezember 1920 war bei den einzelnen Klassen v,erschie:, 
~~s Norka ~~r~,!rli~fu~regelmäßig. Die zunächst v,erhältnismäßig schwache Staf" 

f
ein star Ud b 'ts am 1 Februar 1922 wesentlich verschärft. Am 1. Oktober 1922 

k
,e ung wur Cl l·

e
c
r
h
e
m
l 

a" ßige~ Staffelung aller Tarifklassen. am ,es zur ge 

D B d, t l'st es zu verdanken, daß es in Deutschland am 1. Jant:ar 1950 auf 
em unesra d' hl" f d' T 'fkl D b' G dem W,eg,e über die Halbieru,ng' er KrIs'enzu~c age au l'e

d 
an d as~en ld 

b 501 km wieder zur allerdmgs unsystematischen Anwen ung ,es ystems er 

da 'ff . ten EntfernungsstaHel kam. In der Bundesrepublik zi,ehen auch die 
1 erenZler' h' dl' h Ab f d industriellen Vorprodukte aus der nach Klassen untersc le lC 'en stu ung er 

Entf,ernungsstaffel Nutzen. 
[He Bev,orzugung der Rohstoffe .gege~über de~ übrigen Gütern ~urch die E~lt" 
fernungsstaffelerfolgt in FrankreIch starke:: als 10 Deutschland. pIe SNCF bleIbt 
b hinsichtlich der Begünstigung der welten Entfernungen hmter der Bundes:, 

bahn beträchtlich zurück. Besonders gilt dies von. den hoch" und mittelwertigen 
Gütern. Nähere Einzelheiten gehen aus der nachstehenden Uebersicht hervor: 

, , 
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Die französische und die deutsche Entfernungsstaffel Stufen 100-10000 km 
(Verhältniszahlen: t"km"Frachtsätze für 100 km = 100) 

Entfernungs" SNCF Deutsche Bundesbahn 
stufen 

200 km 
300 km 
400 km 
500 km 
600 km 
700 km 
800 km 
900 km 

1000 km 

f,ertig:, und 
Halbfabrikate 
Beisp~el: 
.Walzeisen 

82 
75 
72 
70 
68 
66 
65 
64 
63 

Massen" 
güter 
Beispiel: 
Weizen 

83 
75 
67 
62 
57 
53 
49 
46 
44 

IV 

T arifklass·en 

B D G 

87 85 83 
77 75 72 
70 68 64 
65 62 55 
60 57 51 
55 52 47 
51 48 .43 
47 44 39 
44 41 36 

Die Berücksichtigung der Verkehrsdichte bei der Frachtsatzbildung 
der französischett1 Regeltarife 

Sowohl das von der SNCF ang,ewandte Wagenraumsystcm wic ihre Entf.ernungs~ 
staffel sind wichtigc Bestandteile dcs franz·ösischen gcmeinwirtschaftlichen Eisen~ 
hd,hngütertarifs. Dcr Hattptinhalt der gemcinwirtschaftIichcn Giikrtarifpolitik 
ist a.bcr darin zu ,erblicken, daß die Eisenbahn im Flächcnv,crhhr und auf den 
Nebenstrecken die gleichen Frachtsätze wie auf ihren Hauptstrecken berccl1l1ct. 
Die T,arifrebrm v,om17. März 1947 hielt noch an dem Grundsatz der Tarif~ 
gleichheit im Raum fest. Seit Jahrzehnten begünstigen die französischen Eiscn:l 
hahnen die Bcfördenmg von Sendungen in geschlossenen Zügen. Sicht man von 
der praktisch auf den Massengutverkehr beschränkten gl'Oßen Mengenstaffel ab,. 
so war die SN CF immer noch zum tariflichen Ausgleich der unt,erschiedlichen 
Ausnutzung ihrer Yerkehrseinrichtungcn in v,erkehrsdichten und v,erkehrs" 
schwachen Gegenden verpflichtet. 

Die franz.ösischen Experten haben hCl'cits 1948 'erkannt, daß, solange der Eisen" 
hahn auferlegt ist, auf die Differenzi,erung ihrer Tarife nach der V,erkehrsdichte 
zu v,erzichten, und stattdessen die Durchschnittskosten im g,esamten Güterv,erk,ehr 
die unterste Grenze ihr,er Tarife sind, der Lastkraftw.ag.en den Knotenpunktver" 
kehr in hocl1" und mittclwertigcn Gütern an sich rcißt. Die Eisenbahn arbeitet 
abcr gerade im Y,erkehr zwischen den großen Knotenpunkten mit den niedrigsten 
Selbstlwsten, die im allgemeinen selbst die der Binnenschiffahrt noch 'unter" 
schreiten. Allein wegen der in diesen :&elattonen weit überhölüen Eisenbahn" 
tarife ist der mit sehr viel höheren Selbstkosten belastete Güterfernverkehr auf der 
Landstraße der ,Eisenbahn Überlegen. 

Die französischen Eisenbalmen v,erschJ.ossen sich auch nicht der Erkenntnis, daß 
einc allgemeine Senkung ihrer Frachtsätz·e für hoch" und mittelwertige Güter auch 

, den zahlreichen Y,erladern zugute kommt, die, weil sie ihren Sitz in wirtschafts" 
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-. . . St ßenvcrkehr nicht umworben, . 
schwachen Gebieten haben, vom g.ewerbhch.den h ra . ht daran unnütze Fracht~ 

. . d d S· c ten nie , .' sondern meist bewußt gemle en wer en. le. a '. f . seher Kampfm.lttel au~ 
opfer zu bringen, sondern. ,erstrebten den Emsatz tat a,n b ausgesetzten Relatio~ 
schließlich in den wirklich: dem Lastkraftwagen~ett. ewer sollte somit auf das 
nen. Die Gewährung irgend welcher Frachtvlergun.shgungen /' . 
Gebiet der gnoßen V,erkehrsströme beschränkt bleiben. '1 S ,. 

. . E" t en im Consel upeneur 
Die Eingaben der SNCF fanden nach lange?,- . rorerrg· rung:' Die Verordnung 
des Transports" die Zustimmung~er franz?s~schen d:;~ahn:< und Straßentrans:< 
vom 14. November 1949, welche dle K,oord~nleru~F iner neuen Gestaltung 

. porte zum Gegenstand hat, ,ennächtigte dle SN Ilu ,e n' Stelle der bisherigen 
ihrer T.arife. Nach Artikel 35 dieser V,el'Ordnung soen .01 dein Minimal:<Bareme 
Einheitsbal'emes für jedes Gut je dn M~xi~alf~al'emT ~fe den unterschiedlichen 
tl'eten. Gleichz,eitig ist vorg,es,ehen, daß d~e kun hgen .11"1 tragen. Darüber hinaus 
Selbstkosten in den verschiedenen Rd~tLOnen ~h~ung'h ,er TariEe, doch dürfen 
ermäch~igt Artikel.3~ die ~NCF. zur fr,elen Ha?, a ~~f ~:und dieser Richtlinien 
diese dIe neuen M1;umalsabe n~c~t unters~hretten .. I' t Vorschlag zur Reform 
unterbreitet,e die SNCF dem M~mst.er~,at ,em(T~t.al~ ler efür iöffentliche Arbeiten, 
ihr,er Gütertarife. Dieser fan? dl,e B1lhgung· es mlSt~~~1 in Kraft. 
Transportwesen und Touristik und trat am 1. August 

. d F ht "t die K,enntnis der An~ 
Seitdem genügt nicht mehr zur Feststellung· er <rac sa z:e bestimmten Aus~ 
wendungstarife, der Güter:<Serien ~nd der Bar,emes. Da ,e~: v,on h ibt ist ein 
nahmetarifen ,abgesehen, überhaupt keine festen Fr.~c~tsatze me r g, . 
direktes Ablesen der Frachten aus den Tarifen unmoghch. . 

" ' . d f ch" f'" d Gut und jede Gew1chts~ 
Das System der Hochst" und Mmest ra tsatze ur Je. es. der Zeit von 1933 bis 
klasse ist keine Neuerfindung, sondern bestand bereits m hIt 
1938 doch wurde damals von ihm nur sehr wenig Gebrauc gemac 1 . 

, , . h d' D·ff· . wischen Maximal" und 
Die französischen T arifettre bezeic nen . 1e 1 'erenz ,.\ f ßt mindestens 
Minimalsatz mit Gabel (Fourchette). Der Fra~hts~tz~c er ~~ i~nerhalb einer 
4 und höchstens 12 Baremes. Da die Spanne. ZW1SC en z b t " t ergibt sich 
Frachtsatzfamilie aufeinander <folgenden Baremes 2,531 0/0 ,e rag, 
innerhalb der Gabel eine Frachtdiffer·enz von 10 bis 30 0

/0. 

" . h' f II h I 1 Grundsätzen die Ein" Der Verrasser konnte noch mc teststeen, nac we c len d' SNCF 
gliederung der Güter in die verschiedenen Frachtsatzfächel' durc.h I le M ' leI" 
f,olgt. Bei der M'ehrzahl der Güter des Regeltarifs besteht :::V1SC leh" aXlm~" 
und Minimalfrachtein Spielraum von 12 Baremes. Diese Guter ge ~'en he1st 

den drei obersten Serien, nicht selten allerdings selbst der Serie 1: ~n. . url weg 
handelt 'es sich um Güter mit hohen Frachtsätzen. Umgek,ehrt welsen auc 1 aus" 
gesprochene Massengüter, wie Mineralöle, tierische und pflanzliche ~e.tte lU nd 
,Oele, Kartoffeln und Salz 'einen Abstand zwischen- Maximal" und M:lmma satz 
von 12 Baremes auf. Im allgemeinen beziehen sich aber die ?abeln mit 4',5 und 
6 Baremes auf Massengüter. So gilt dne Differ,enzzwischen Hochst"und Mmdest" 

. . fracht von 4 Baremes u. a. für WtCizen, Papierholz, Brennholz und ~olzwolle. 
Typische Güter mit dner 6 Baremes ICinschließenden Gabel sind W,elzenmehl, 
Zuckerrüben, Rübenpulpe, Steinkohle, Koks, Torf, Eisenerz, Wlegebaustof~~ u~d 
die meisten Düngemittel. Gabeln mit 5, 7, 8 und 11 Baremes werden v,erha~,tDls" 
mäßig wenig angewandt. Größere Bedeutung hat dagegen der Frachtsatzfacher 
mit 9 Baremes. Ihm gehören z. B. an: Futtermittel, R,oheisen, Schrott, Bauxit, 
ferner Staffiffi", Schnitt" und Grubenholz, Sperrholz und Schwellen aus Holz. 

.. 
I 
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Das System der Höchst" und Mindests.ätze für jedes Gut und j'ede Gewichtsstufe 
ermöglichte der SN CF die Differenzierung ihr,er Tarife nach: der V,erl~ehrsdichte. _ 
Nach den äußerst langwierigen Selbstkostenuntersuchungeri der SNCE übt die 
V,erkehrsbedeutung'der an zwei Enden ,einer durchfahrenden Str,ecke gelegenen 
Bahnhöfe dnen starken Einfluß auf die 'effektiven K,osten der Eisenbahn aus. 
Am niedrigsten sind die Selbstkosten für diejenigen Transporte, die zwischen zwei 
großen, täglich durch gut ausgelastete Durchgangsgüterzüge v,erbundene Ver" 
schiebebahnhöfe abgewickelt werden. Sehr niedriger Selbstkosten ,erfreut sich die 
Eisenbahn im Güterverkehr zwischen großen Bahnhöfen, die sich in der Nähe' 
großer V,erschiebehahnhöfe befinden und mit diesen durch häufige Bedienungs" 
fahrten v,erbunden sind. Dagegen ,ergeben sich für die V,erbindungen zwischen 
kleinen Bahnhöfen sehr hohe Selbstkosten. Dies deshalb, weil dk Beförderung 
der Güter bis an die großen V,erkehrsadernheran und ihr,e W,eiterleitung nach 
dem Verlassen dieser Adern bis zu den Bestimmungsbahnhöfen den lEinsatz 
kostspieliger Nahgüterzüge mit häufigen Unterw.egsaufenthalten und ,erheblichen 
Rangierleistungen ,erfordert. 

Aus dieser Erkenntnis her,aus nahm die SNCF dne Auf teilung ihrer rd. 7000 
Bahnhöfe mit 25 Millionen V'erkehrsverbindungen auf beiden Seiten nach ihrer 
Verkehrsbedeutung in 4 Gruppen vor und versah jede mit einer Indexz<ihl. Es 
erhielten: 

115' Bahnhöfe 

176 Bahnhöf,e 

9.06 Bahnhöfe 

5762 Bahnhöf,e 

mit sehr starkem Güterverkehr, und zwar 
die Bahnhöfe der Großstädte Paris, Lille, 
Lyon und Marseille ....... . 

große kommerzielle z.entren 
(wichtige Knotenpunkte, 'große Häfen) 

weniger wichtige Z'entren, aber an 
Strecken mit größercm Verkehr, sowic 
mittlere Scehäfen und Grenzübcrgänge . 

d. h .. di,e 'restlichen Bahnhöfe .... 

die Kcnnziffer 4 

die K,cnnziHcr 5 

die K'ennziHer 6 

Die Su~me der Kennziffern des Abgangs" und Empfangsbahnhofs ergibt den 
Bewertungsindex der Vcrkehrsrelationen. Das im Einzelfall von der SNCF be:> 
rechnete Bar,emeerhält man durch Abzug der Summe der Bahnhofskennziffern, 
also des Bewertungsindex, vom Minimalbareme. "Kommt man auf di,ese W'eise 
zu einem höheren Frachtsatz als nach dem Maximalbar,eme, so gelten dk Sätze dcs 
Maximalbaremes .. W,enn sowohl das Minimal" als auch das Maximalbareme die 
Nummer 299 übersteigt, so wird stets das Maximalbareme angewandt. 

Folg,endes Beispiel dient zur V,eranschaulichung: 
Es gelangcn je 15 t Schokolade zum Versand und zwar: 

1. V,on Paris/Bercy n.ach Mars'eiUe/St. Charles 828 km 
2. Von Ribcl'ac nach Neuenburg fr. 821 km 

Beidc . E~tfernungen gchören der gleichen Zone (820-839 km) an . 
Für Schokolade gilt bei Aufgabe von 15 t: Maximal"Bareme 57 

, Minimal"Bareme 69 
Der Bewertungsindex beträgt beim V,ersand: 

Von Paris/Bercy nach Marseille/St. Charles 
Von RibCr,ac nach Neuenburg fr . 

3 u. 3 = 6 
6 u. 6 = 12 
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Die SNCF berechnet sümit auf den Strecken: 
Paris/Bercy - Marseille/St. Charles Bareme 63 
Riberac - Neuenburg fr. Bareme 57, 

WenngLeich es sich praktisch um gleich große Entfernungen handelt, betragen die' 
Beförderungskostenauf den Strecken: 

Paris/Bercy - Marseille/St. Charles ffr. 5150 je t 
Riberac - Neuenburg fr. ffr. 5983 je t 

Obwühl beide Schokoladenfabrikanten ihre Erzeugnisse auf gleich weite Ent" 
vernungen v,ersenden, ,erzielt der in Paris ansässige Erzeuger gegenübcr seinem 
K,onkurrenten in Riberaceine Fr.achtersparnis von ffr. 833 je t = rd. 14 0/0. 

Das vorstehende Beispiel ist deshalb nicht ganz glücklich, weil ,es sich bei der 
Schokolade um einen preisgebundenen Markenartikel handelt. Da die Fabriken 
bei der Belieferung der großen Konsumz,entren zusätzliche Gewinne erzielen, 
sind sie ,an der V,ersorgung des platten Landes mit ihlien Erz,eugnissen wenig 
interessiert, ,es sei denn, sie litten unter Ueberpl'oduktLon. Bei den den Gesetzen 
der M.arktwirtschaft unterworfenen Gütern, für welche unterschiedliche Frachten 
Oe .nach der Verkehrsdichte gelten, wirkt sich die Tarifumg,estaltung zweifdlus 
ln ,einer gewissen Verschlecht~run!? der L,~?enshaltungskosten des platten Landes 
aUS.' Das Ausmaß darf aber TIlcht uberschatzt werden. . 
Man muß sich davor hüten, aus dem v'Ül'stenenden Frachtv,ergleich vor,eilige 
Schlüsse über ldie Auswirkungen der die V,erkehrsdichte berücksichtigenden 
Tarife ,auf den industriellen Standort zu ziehen. Sicherlich wurde die dezentrali~ 
sierte Industrie der wirtschaftsschwachen Gebide gegenüber der GI'Oßstadt" 
industrie dadurch beeinträchtigt, daß sie im Wettbewerbskampf mit dieser beim 
F,ertigw.wenvcrsand ,cbensosehr wie beim Bezug wichtiger Vmprodukte eine Er" 
höhung ihrer Transportkosten in Kauf nehmen mußte. Diese macht aber nicht bis 
ZU 15 % ,aus, sondern beträgt, wie noch zu zdgen, im ungünstigsten Fall 7,5 0/0. 

]oe größcr der Abstand zwischen Maximal" ,und Minimalsatz ist, desto größel'e 
'MögHchkeiten bieten sich der SNCF bei der Anwendung des Systems der Ab" 
s t u fun g (nuancement). Da die Tarifgabel ?öchstens 12 Baremes umfaßt und 
der günstigste Bewertungsindex die Zahl 6 ,aufweist, .ergeben sich bei der Diffe" 
renzierung nach der Verkehrsdichte im günstigsten Fall Frachten, welche die in 
Kapitel 1 der 25 Anwendungstarife für die 'einzelnen Güter und Gewichtsstufen 
genannten Maximalsätze um '6 Baremes, d. h. um 15 % unterschreiten. 

Je weniger Baremes die Tarifgabel umfaßtund je höher der Bewertungsindex ist, 
um 5'0 schneller nähert sich die zur Berechnung kommende Fracht dem Höchst" 
satz. So liegen im Verkehr zwischen Bahnhöfen mit der K,ennzahl 3 die dfeb 
tiven Frachten bei Frachtsatzfäch:ern mit -. . 

11 Baremes 12,0 0/0 

10" 10,0 0/0 

9" 7,5 0/0 

8" 5,0 0/0 

7" 2,5 0/0 

unter dem Maximalsatz. Es ist somit bei der Frachtsatzbildung sämtlicher Güter, 
deren Tarifgabel 4, 5 und 6 Baremes aufweisen, .eine Berücksichtigung der V,er" 
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keh~sdichte nicht möglich. Werden Güter auf verkehrsschwachen Stt,ecken zur 
B.eforderu~g ,aufgegeben und gilt für den V,ersand" und den Empfangsbahnhof 
ehe KennzIffer 6, so muß stets die Höchstfracht bezahlt werden. ' 

Die Differenzierung der Frachten nach der V,erkehrsdichte bezieht sich auf 
rd. 20 % aller Gütertr,ansporte und 35 % d<!r gesamten Frachterlöse der SNCF. 
Diese angesicht~. de.r ~~:n?ezi~hu~g zahlDeicher Massengüter in das System der 
Abstufung verhaltmsmaßlg medngen Prüz,entsäbe ,erklär,en sich daraus, daß die 
zahlreichen Ausnahmetarife überwiegend Einheits"Baremes aufweisen. 

Im August 1951 wurde in Frankreich das bis dahin streng angewandte Prinzip der 
Berechnung gleich~r T:arife für sämtliche Relatiünen bei Aufgabe gleich großer 
Ladungsmengen tedweise aufgegeben. Ebenso basieren seitdem sehr viele Fracht" 
sätz,e nicht mehr auf den im gesamten Güterv,erkehr ,erzielten Durchschnittskosten. 
Die Abkehr der SNCF von dem Grunds,atz der T,arifgleichheit im Raum ist von 
deutschen T,ariHachleuten scharf v'erurteilt würden. Nach Waltel' Linden bedeutet 
der Uebergang zur Differenzierung der Fracht nach der V,erkehrsdichte den Ver" 
zicht. auf jede gem~inwirtschaftliche Haltung in der Tarifbemessung 3). Hobohm 
bezeIchnete 1951 dIe Umgestaltung des deutschen Gütertarifs nach französischem 
Muster als dne vom vülkswirtschaftlichen Standpunkt gesehen im höchsten Maße 
~edauerliche Verschlechterung. Dies deshalb, weil hierdurch höchstwahrschein" ' 
hch :die Wett~ewerbsf?higkeit der Wirtschaft in den verkehrsgünstig gelegenen 
Gebret~~ gest~rkt '~nd l~ den ve7kehrs~mgünstig gdegenen Gebieten ,entscheidend 
geschwacht wurde ). DIese AnSIcht wll'd vüm Deutschen Industrie" und Handels" 
tag geteilt 5). 
Die B~rücks~chtigu~g '~er yerkehrsdichte bei der Fr,achtsatzbildllng der Eisen" 
hahngutertanfe begunshgt m der Tat die Großstädte und die Ballllngsräume. Die 
Experten der SNCF haben freimütig zugegeben, daß die ihnen durch den LastJ 
kr~ftwagem~dtbewerb ,aufgezwungenen 'neuen Tarif.e dner gesunden Dezentrali~ 
sahon der SI'edlung und der Industrie 'entg,egenwirken. Das Gedeihen der dez'en" 
tralisierten arbeitsbetonten Fertigwar,enindustrie inden l'oh" und brennstoffarmeIl 
~,ebieten . und der konsumorientierten K1clnstadtindustrie der agrar'en Rätl1lle 
hangt weitgehend von der Aufrechterhaltung der gemeinwirtschaftlichen V'er" 
kehrsbedienung durch die Eisenbahn ab.' ' 

Diese Ueberlegungen v:er,anlaßten die SNCF zu dner sehr vorsichtigen I-land" 
hablmg der neuen T anff,ol'll1. So gelten für Steinkohlen und ander,e schwere 
!'1assengüter n~ch wie vor Einheitsfrachtsätze. V'on noch größerer Bedeutung 
1St aber das gen?ge ;:\usmaß der Abstufung. Die Selbstkosten je tkm betragen auf 
d.~n S.treck~n mit ~tarkster Zugbelastung nur dnen Bruchteil der Aufwendungen 
fur dIe gleIche Leistungseinheit auf 'einer Nebenstrecke mit weniCTen noch dazu 
schlecht ausgelasteten Zügen. Für den Fachmann steht außer jede; Zweifel, daß 
der Selbstkostenunterschied bei der Güterbeförderung zwischen ganz großen 
Knotenpunktcn und derjenigen zwischen kleinen ,an unwirtschaftlichen Neben" 
s~rccke? geleg:nen. Bahnhöfen. nicht 15 % beträgt, sondern bedeutend größer ist. 
Sicherltch ,ergIbt SIch durch dIe Addition der Index"Zahlen des V,ersand" und 

1) Sländig? Tarifk~mmiss,ion, 214. Slit~ung am 6. und 7. Dezembcr 1!l51 in Hannover, 
Heferat VOll RClchs,hahndlreklor Dr. Kurt IIooohm über di,e französischo Tarifrcform, SOLL!} 65 H. 

5) . "Gedanken wr Neuordnung d~& deulsdl{)11 Gütortarifs", SdhrilfL~ll1'eiho d~s Deutschen 
Indusll'w- unu IIandelstagcs, lIeft 23, Bcuel mn !thein 1!l53, S.cilo 10. 

. 3) Dr. WalLer I:indcll, "Zur Vorbc'l'eilung einer GÜlerlarifrc.form", Zeitschrift für Verkehrs-
wissenschaft, J g. l!lol, HeIt 4, Sünd~,rdruck, Sei,te 25. . 
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: frage: \ 
Empfangsbahnhofs .einer Sendung und durch die Verminderung des 111 lJ.l, 
~ommenden Minimal~Bai:.emes um diese Summe dne gleitende FrachtsatzS 11 ZIl \ 

die in unmittelharer Abhängigkeit zu den in den j eweiligen V,erbindu11g~ehrSl 
berücksichtigenden Selbstkosten steht. Die Diffenenzierung nach der Ver baW \ 
dichte und den betrieblichen Y',erhältnisse.?, d~s V,ersand~ und Besti~ung1ß itl 
hofs ,entspricht aber so wemg den tatsachhchen Kostenunterschieden, ochell \ 
Franheich vom Ende der Glob~lrechnung .de~ Eise?,b~hn noc~ -r:icht ge~r~rife 
werden kann. Die SNCF hat vielmehr ledighch bel~.mem Teil ihrer G~tze atl 
eine gewisse, in ihrem Ausmaß sehr begrenzte Annäherung der Frach • 
die Selbstkosten dereinzdnen Beförderung vorgenommen. eh i . r ife 11a 
Die schädlichen Auswirkungen der Differenzierung der französischen ar diirfetl 
der Verkehrsdichte auf die Raumordnung und den industridlen Standort beitcrs, 
nicht überschätzt werden. So beträgt der Frachtn~chteil dnes Eisen~erar eI1"erl 

dessen Sitz die Kennzahl 6 aufweist, beim Eisenbezug wie beim Fertigwat 

sand gegenüber konkurrierenden 
Standorten mit der Kennziffer 3 je 7,5 % (je 3 Baremes) 

" "" " 4 je 5,0 % (je 2 Baremes) 
. ,,5 je 2,5 % (je 1 Bareme). ., 't' 

" "" . f 11Zos' 
Der V,erfasser hat dngehend.unter~ucht, wie s~~h die Uebe~ahme de~ ~u11de~1 
schen Eisenhahngütertarifs und semer Fradüsatz·e durch die Deutsc~ ArbeIt 
bahn auf den industriellen. Standort auswirken würde. Im Rahmen dteser 

muß .er sich mit ,einem ,einzigen Beispiel begnügen. 

Dein folgenden'Beispielliegen folgende Daten zu Grunde: 

1. Ferügwarenindustrie des Ballungsraums . 
a) Eisenbezug 50 km 
b) Fertigwarenv,ersand 540 km 

2. Fertigwar.enindustrie des wirtschaftsschwachen Gebiets 

Kennziffer 3 

Kennziffer (; 

, a) Eisenbezug 500 km 
b) Fertigwarenv,ersand 90 km .. KennziffcL "1 

3. Die Walzeisen liefernde Hütte 'ffer 3 
4. Die Bezie~er der Fertigwaren (Sitz Großstadt) Ke~nzi n~.V 
5. Die Bezugskosten für Walzeisen wurden wegen des mit der Verarbeüung 

bundenen Verschnitts um 15 % ,erhöht. . h 
ha d 1 . h Kl" d' in Deutsc '" 6 .. Bei den Fertigerzeugnissen oe t ,es S1C umemelsenwaren, le 

land der Tarifklasse B und in Frankreich der Serie 2 angehör,en. 
7. Die frant;ösische Tarifgabel umfaßt sowohl für das VlÜl'produkt W.a1z.eisen '''''-1.e. 

für die Kleineisenw.aren 12 Baremes. 
Vor'd~r letzten Tarifabkappung der Bundesbahn stellte sich in unser·em Beispi'C.l 
der Frachtnachteil dereisenverarbeitenden Industrie im revier fernen wirtsch~Ets,,' 
sdlwachen Gebiet gegenüber derjenigen in Nordrhein",W,estfalen auf 1,5 0

,'0. Seit 
dem 1. August 1953 beträgt aber ~ Frachtnachteil nicht weniger als 13,4 0

/
0

• , 

Würden die Gütertarife nach französischem Muster gebildet und die fran.:::Qsi" 
sehen FrachtsätZJe v.on der Bundesbahn übernommen, so lergäbe sich Hk den. 
Fabrikanten des rohstoffarmen Ruhrgebiets gegenüber seinem Konkurrente~"\. an: 
größten Knotenpunkt d~s Ru~gebiets dn Frachtvorsprung von 9,4 0/0. Diese.: 
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Frachtvorteil der dez·entralisierten f,ertigwarenindustrte steigt mit wachsenderl 
Kennziffer der B.estimmungsbahnhöfe. Er beträgt hei der ' 

Kennzahl 4 deslEmpfangsortes der F·ertigwaren 10,8 Ofo 
.. 5.. ,,12,1 0/0 

.. 6.. ,,13,4 °;0 •. 

Anders als die Industrie der Ballungsräume setzt die dez,entralisierte Fertigwaren" 
industrie den größten T>Cil ihrer Erzeugnisse in Klein~ und Mittelstädten ab. 

Zusammenfassend kann folgendes g,esagt werden: A,ehnlich wie bei der Ersetzung 
des W·erttarifsystems durch das W.agenraumsystem wendet die SNCF hei der 
Bildung unterschiedlicher T,arife je nach der V,erkehrsdichte Methoden an, welche 
auf die Bedürfnisse der dezentralisierten Fertigwareninclustrie weitgehend Rück" 
sicht nehmen. Von .einer Existenzgefährdung der Industrie der verl<lehrsungünstig 
gelegenen Gebiete durch die Um,g,estaltung des französischen Eis,enbahngütertarif~ 
systems ist keine R>ede. 
Die französischen und die deutschen Eisenbahnen haben wegen des ständig 
wachsenden Lastkraftwagen~ Wdtbewerbs ihr,e g,emeinwirtschaftliche Verkehrs" 
bedienung einschränken müssen. Es scheint .aber sehr viel für die V·ermutung des· 
Verfassers zu sprechen, daß der Gütertarif der SNCF heute gemeinwirtschaft~ 
licher .als derjenige der Deutschen Bundesbahn ist .. 

V 

Die teilweise Befreiung der SNCF vom TarHzw.ang und von der 
TarHveröHe,ntlichungspflicht 

Die Deutsche Bundesbahn muß alle Güter in sämtlichen V,erkehrsbezidl'lmgen 
zur Beförderung annehmen, sowie die BeförderungspIJeise und "bedingungen in 
Tarifen festlegen, die bei Erfüllung der darin angegebenen Vmaussetzungen 
jedermann gegenüher in derselben Wdse angewendet und öffentlich hckannt~ 
gegeben werden müssen. Diese in § 3 und 6 der EVO (Eisenbahnv·erkehrs~ 
ordnung) niedergelegten V'erpflichtungen der deutschen Eisenha~lnen sind in einer 
Zeit >eingeführt worden, als diese im Landverkehr praktisch noch dn tatsäch~ 
liches Monopol ausübten. Hierv>On ist seit dem. Aufkommen des Lastkraftwagens 
keine Rede mehr. In Frankreich hat man aus dieser Entwicklung die KlQns·equen~ 
~en g.ezogen. Am 1. August 1951 wurden Tarifzwang und TarifveröHentlichungs~ 
pflicht gelockert. Zu diesem Zweck wurde Artikel 17 des "Cahier des charges" 
der SNCF, das ungefähr der deutschen EVOentspricht, geändert. 

(\.) Di,e .. l?ämpfung': d'er R·egdtarife. 

Die SNCF kann, wenn sie aus irgendwelchen Gründen, ,etwa zur Begegnung des 
Lastkraftwagenwettbewerbs für ·erforderlich hält, für he stimmte V,erkehrsverbin" 
dun gen d~e Regeltarife nach freiem Ermessen f.estsetzen. Sie ist aber gehalten, 
hierbei die in Kapitell der Anwendungstarife genannten Mindestsätze nicht zu 
unterschr.eiten. Sie 'ist des weiteren v,erpflichtet, von solchen Vmhahen dem 
Minister für öffentliche Arbeiten Kenntnis zu gehen. In Abweichung V'Ül1 den 
Bestimmungen des Arti1.<Jels 14, Ziffer 2 des Lastenhcftes, gelten die Anträge als 
genehmigt, 'wenn der Minister nicht innerhalb von 10 T.agen Einspruch erhebt. 
Die Antdig,e treten 8 Tage nach Bekanntgabe im Bulletin des Tarifs de la SNCF 
in Kraft. . 
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Die' neue Frachtsatzbildungsmethode wird "Dämpfung" (Assouplissemcnt) g~~ 
nannt. Sie setzt die SNCF in die Lage, je nach der Zahl der Baremes, die die bc' 
treffende Tarifgabel umfaßt, die Höchstfrachten des R,egeltarifs um bis zu 30 "tl 

zu unterschreiten. Die SNCF geht auch beim Einsatz der Dämpfung behutsam 
vor. Daß die Dämpfung 'bisher die Ausnahme geblieben ist, geht daraus hcrvor 
daß die SNCF seit dem 1. August 1951 nur in rd. 400 Fällen vün dieser Er; 
mächtigung Gebrauch gemacht hat. Im Vergleich zur Abstufung spielt die D,'imp" 
fung eine untergeordnete Rülle. Die Dämpfung stellt zweifellos eine Abkehr VOIll 

Prinzip der Gleichheit aller vor dem Tarif dar. 

b) Die V ,e r t rag s t,a r i f ,e. 
Schon vor Jahren klagte die SNCF über ihre große Benachteiligung durch den 
V,eröffentlichungszwang. Die Pflicht zur Veröffentlichung ihrer Tarife machte 
es der SNCF unmöglich, Tarifvergünstigungen auf bestimmte von den Unter" 
nehmern des Straßenverkehrs umworbene Verkehrsnutzer zu beschränken. Sie 
mußte immer wieder feststellen, daß sie gezwungen wurde, den Geltungsbereich 
bes,onderer Ausnahmetarife ständig zu ,erweitern, was hohe Frachteinbußen für 
.sie zur Folge hatte. Darüber hinaus ermöglichte di~e Veröffentlichung von Sonder" 
vergünstigungen dem gewerblichen Güterfernverkehr, seine eigenen Befördc-, 
rungspr,eise sofort denjenigen der Eisenbahn anzupassen. 

Nach langwierigen Verhandlungen mit ihrer Aufsichtsbehörde 'erwirktc dic 
SNCF ,am 1. August 1951 das Recht zur. Erstellung nicht zu veröffentlichcnder 
Vertragstarife. Vertragstarife ("Tarifs ,avec engagement de fidelite") sind Tarife, 
die nur dann angewendet werden, wenn der Absender oder der Empfänger die 
Verpflichtung übernümmen oder eingehalten hat, der Eisenbahn, vorbehaltlich 
beiderseits vereinbarter 'Ausnahmen, alle unter diese Tarife fallenden Sendungen 
und gegebenenfalls auch andere besonders bezeichnete Sendungen mit der Eisen" 
bahn zu befördern. Bel. den Vertr.agstarifen handelt 'es sich um Ausnahmetarife, 
deren Sätze unter den Mindestfrachten des Regeltarifs liegen dürfen. Die Ver" 
tr.agstarife sind aber an die Zustimmung des Minister~ für öffentliche Arbeiten 
gebunden. Es ist naturgemäß nicht bekannt, welchen Gebrauch die SNCF V(ln 

den Vertragstarifen bisher gemacht hat. Sie sollen sich aber sehr günstig für dil' 
SNCF ausgewirkt haben. Nicht unerwähnt bleib~n soll, daß ,es auch veröffent" 
lichte Vertragstarife gibt. Hiervon zeugt ein Blick auf die in den Anwendungs", 
tarifen v,erz·eichneten Ausnahmetarife. 

VI. 
Die Regelung der Nebenklassenzuschläge 

(Die kleine Mengenstaffel) 

\"Vährend die Bundesbahn im \'\lagenladungstarifeiner Hauptklasse von 15 t z,n'i 
Nebenklassen von 10 und 15 t gegenüberstellt, wendet die SNCF verschiedene 
Hauptklassen und zahlreiche Nebenklassen an. Es wird aber in Frankreich der 
Einsatz von 20"t"Wagen tarifarisch nach Kräften gefördert. Ursprünglich g.11tcn 
im Wagenladungsverkehr der SNCF besondere Frachtsätze für folgende Gc~ 
wichtsklassen : 

1,5 t, i t, 2,5 t; 3 t, 4t, 5 t, 7 t, 8 t, 10 t, 15 t und 20 t. 

. Im Zuge der Tarifreform vom 17. März 1947 wurden die Nebenklassen 1,5 t, 
2,5 t .und 4 t beseitigt. Dafür wurde aber im Inter,esse ,einer besseren Wagenaus-
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nutzung die 12"t"Hauptklasse neu geschaffen. Die 2"t"Nehenklasse gilt nur für 
Güter der Serie 1. Besondere Sätz,e für Wagenladung,en von 3 t werden noch für 
Güter der Serien 1 und 2 berechnet. Im übrigen Wagenladungsverkehr nach 
Rcgeltarifsätz,en muß mindestens die Fracht für 5 Tonnen bezahlt werden. 

. Von wes,entlich größer,er Bedeutung war aber die gleichz,eitig durch'geführte 
bessere Anpassung der Nebenklass,enzuschläge an die Selbstkosten der Eisenbahn. 
Nachstehende Uehersicht unterrichtet über: 

Die 

Neben" 
klassen 

he u ti gen N eb ,e n k las s ,e n z u s chI ä g ,e d·e r S N C F 

Serie 1 Serie 2 Serie 3 Serie 4 
Hauptkl. 5 t Hauptkl. 8 t Hauptkl. 12 t Hauptkl. 20 t 

2t 
3t 
5t 
7t 
St 

lOt 
12 t 
15 t 

53 % 

35 0/0 69 % 

25 0/0 

8 0/0 

45 % 

25-0/0 

19 % 
8 <Vo 

61 0/0 

38 0/0 

32 % 

19 % 

1i % 

5 % 

Ein Vergleich der französischen mit den deutschen Nehenklassenzuschlägen stößt 
auf Schwierigkdten. Die Nehenklassenzuschläge der Bundesbahn betragen für 
5"t"Sendungen bei den Tarifklassen A und B 5 % 'und bei der Klasse C 7 %. Für 
die Serie 3 gilt die 12"t"Hauptklasse, Im Fall der Aufgabe von 5 t muß bei Gütern 
dieser Serie dn Zuschlag von 45 % lentrichtet werden. R,echt instruktiv ist naclv 
stehende Gegenüberstellung der Nebenklassenzuschläge der SNCF und der 
Bundesbahn im Fall der Beförderung v,on Halbfabrikaten und Rohstoffen 

SNCF Deutsche Bundcsbalm 
Serie 4 - Hauptklasse 15 t 

15 t Klassen D F G 

20 t l Abschlag 5 % 

10 t Zuschlag 13 % 10 % 10 % 10 % 

5 t Zuschlag 53 % 20 % 30 % 40 % 

~ei geringwertigen, tarifarisch im Regeltarif b<!günstigte~ Massengütern sucht die 
SNCF die V,erlader davon abzuhalten, 5"t"Sendungen aufzugeben. Zu diesem 
Zweck berechnet sie bei diesen Gütern ,erhöhte Nebenklassenzuschläge: Hiervon 
zeugt nachstehende Uebersicht: 

Nebenklassenzuschläge für 5"t"Sendungen bei ausg,ewählten frachtempfindlichen 
Massengütern 

Güterarten Zuschlag auf die 20"t"Sätze -------- ~------------.--~==~~~==~----~~~ 
Kühle, R-oheisen, Schwerspat 65 % 

Bauxit 69 0/0 

Steinschlag, Sand und Kies 87 % 

Kalkstickstoffdünger 87 % 

W,eiz.en 92 % 

Phosphorhaltige Düngemittel 96 % 

Für Eisenerz. gilt nur eine Nehenklasse für 10"t,,~endungen. Beim Versand von 
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Kioks wendet die SNCF die 15"t"Hauptklass;e an. Bei Beförderung von K,oks 
in Mengen von 5 t wird ein Nebenklassenzuschlag von 57 % 'erhoben. 

Die SNCF berechnet sehr viel höhere Nebenklassenzuschläge ,als die Bundes. 
bahn. Trotzdem lentsprechen auch die französischen Nebenklass1enzuschläge nicht 
entternt den Mehraufwendungen der Eisenbahn. Nach den Feststellungen der 
SNCF machen die Beförderungskosten für Wagenladungen von 20 t nur 1/3 der. 
jenigen für 5"t"Sendungen aus. Die Spanne zwischen den Selbstkosten bei Einzel. 
s:endungen in 15.t" und 20.t.W,agenbeträgt mindestens 16 %. Es sind aber die 
Nebenklassenzuschläge der SNCF kostenwahr,er als diejenigen der Bundesbahn. 

VII 
Die Beför:derung von Sendungen in geschlossenen Züg,e~ und in 

. Knotenpunktzügen 
(Die große MengrCiIlst,affel) 

a) Di'e für Transport-e in gleschlossen1en Züg-en anglewandte 
Meng'enst.aHel' • 

Frankreichs Eisenbahnen wenden berdts seit 1922 die Mengenstaffel für Trans. 
p,orte in geschIossenen Zügen und W,agengntppen gntndsätzlich und allgemein 
an. Ursprünglich 'erfolgte die Begünstigung der in geschloss1enen Zügen zum Ver" 
sand aufgegebenen Güter durch Kapitel 13 des Spezialtarifs 29. Am 1. Dezember 
1948 übernahm der Tarif Nr.103 diese Aufgabe. Gleichzeitig wurde dk Mengen" 
staffel v,erstärkt. / 

. Geschlossene Züge sind Sendungen aus Wagen, die von ,einem Absender an einen 
Empfänger gerichtet sind und geschlossen auf der Ges.amtbeförderungsstr,ecke ,aus" 
schließlich über Normalspurstr'ecken geleitet w,erden. Bedingung ist, daß Ver" 
s:ender und Empfänger durch private Gleisanschlüss1e, Grubenbahnen oder Hafen" . 
gleise unmittelbar mit -dem Streckennetz der SNCF v,erbunden sind. Die Inan" 
spntchnahme des T,arifs Nr.103 setzt genaue V,ereiJibantngen zwischen Ver" 
sender und Eisenbahn über den Beförderungsweg, das Zuggewicht und die zu 
verwendenden W,agen voraus. Der Absender, der ,einen geschlossenen Zug auf" 
liefern will, muß 10 Tage, bevor 'er die W.agen zu beladen wünscht, die für den 
geschlossenen Zug notwendigen Wagen bestellen und den VIerladetag in der 
W,agenbestellung angeben. Das Bilden der geschlossenen Züge ist Sache d~s 
Absenders. Wenn -er hierzu außerstande ist, übernimmt dIe SNCF unter Be" 
rechnung fester Gebühr:en diese Aufgabe. Der Absender hat die Anwendung des 
T,arifs für geschlossene Züge sowie den von der Eisenbahn in der betrdfienden 
V,erk'ehrsverbindung festgesetzten Beförderungsweg vorzuschreiben. Die Fracht 
für den geschlossenen Zug wird nach den in den Anwendungstarifen angegebenen 
Frachtsätzen für W,agenladungen und nach der Entfernung des v.orgesch'riebenen 
W'eges berechnet. 
Der Tarif Nr: 103 gewährt dem Absender im Fall der Beförderung v.on Gütern 
in geschlossenen Zügen nach der Ladungsmenge gestaffelte Frachtrückvergütun. 
gen. Diese beginnen ,bei 300t und betragen beispidsweise bei Ladungen von: 
300 t: 5,5 0/0; 500 t: 11,5 0/0'; 800 t: 20,5 0/0; 1000 t: 25,5 0/0; 1500 t: 31,0 0/0. 

Darüberhinaus werden an den Absender Regelmäßigkeitsprämien gezahlt, wenn 
er 10 Tage vor Beginn der Beförderung die V'erpflichtung übernommen hat, in der 
gleichen Verkehrsverbindurig währ-end ein:es 'Oder mehrerer voller Kalendermonate 

( 

- .... 
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geschlossene Züge nach :einem zwischen der Eisenbahn und ihm vereinbarten Pro" 
gramm auszuliefern. Die Regelmäßigkdtsprämie heträgt: 
W,enn das Programm 1 Zug je Werktag vorsieht 8% 
Wenn das Programm 1 Zug je Gntppe von 2 aufeinanderfolgendcn 

Werktag,en vorsieht 4 0/0 
Es muß aber beachtet werden, daß die Rückvergütungen und d1e R,egelmäßigkeits" 
prämi'en, auf die ausschließlich die V,ersender Anspntch haben, auf dk um 146 Hr 
je t gekürzten Frachtsätz·e gewährt werden. Auf diese Wdse ,ergeben sich nach 
Entfernung und Frachthöhe unterschiedliche Vergünstigungen. Sie betragen z. B. 
für Hüttenkoks (Anwendungstarif Nr. 7, Kapitel 3, § 2) im Fall täglich verkeh" 
ren der geschlossener Züge mit 1000 t Ladung bei . 

50 km: 26,3 0/0; 80 km: 27,9 %; 150 km: 29,4°/0; 200 km: 30,1 0/0 
250 km: 30,5 0/0; 300 km: 30,~ 0/0; 350 km: 31,0 Ofo; 400 km: 31,2o/e 

Bereits 1947 betrug das Güteraufkommen der geschloss,enen Züge 21 MilL t = 15 0/0 
des gesamten Güteraufkommen der SNCF. Im gleichen Jahr setzten sich 95 % 

der geschlossenen Züge ,aus Privatwagen mit durchweg größter Kapazität zu sam" 
men. L'eider stehendem V,erfasser nicht die neuesten Zahlen zur Verfügung. Seit 
dem InhafttrlCten des TarifNr. 103 hat die Bedeutung der geschlossenen Züge 
zweifellos nicht nur absolut, sondern auch relativ weiter zugenommen. 

Anders ,als die noch zu behandelnden Knotenpunkttarife kommen di'e V'ergünsti" 
gungen, welche Kapitel 1 des Tarif Nr .. 103 gewähr'en, ,einseitig den großen Pro" 
duküons" und V,erbr,auchsz·entren zu Gute. Den stärksten Gebrauch machen die 
Kohlenzechen, die Kokereien, die metallurgische Industrie und die Mineralöl" 
industrie sowie die großen Elektrizitäts" und Gaswerke und andere Großverbrau" 
eher von der Möglichkeiten der großen M.engenstaff.el der SNCF. So werden in 
Fr,ankreich nur bis 16,5 % der Bahntransporte der Raffin'erien in Einzd"Kessd" 
wagen durchgeführt. 

Trotz der hohen Nebenklassenzuschläge und trotz der geschilderten Vergünsti" 
gungen des Tarif Nr. 103 sind nach wie vor in Frankreich die in großen Wagen" 
und Zugeinheitenbeförderten Massen" und Schwergüter die Hauptträger der 
Rentabilität des Wagenverladungsverk,ehrs. Die Mengenrabatte und Regelmäßig" 
keitsprämien, welche die SNCF gewährt, ,entspr:echen nicht entfernt der Diffe .. 
renz zwischen den Befördentngsselbstk,osten für Einz'elsendungen von 20 t und 
denjenigen fahrplanmäßig 'v,erkebr:ender Züge mit hohem Ladungsaufkommen. 
Die SNCF wendet keine kostenw,ahl'c Mengenstaffd an. . 

b) Die für di'e Bdörd,crung von Gütern in Kn'ot,cnpunktzüg'en 
,angewandt,e Meng,enstaffel (Die y,erteHertarife der SNCF) 

K.1pitel- 13 des Spezialtarifs 29 begünstigte bis 1939 auch dfe Beförderung von 
Gütern in Wagengruppen. Diese "tarifs des rarnes" stehen aber in keinem direkten 
Zusammenhang mit den in Kapitel 2 des T.1rifs Nr. 103 ,enthaltenen Bestimmungen 
über Knotenpunktzüge (transports gl'oupes). Es handelt sich bei diesem jüngst-en 
Kind der Tarifeure der SNCF um Verteilertarife, die die größte Beachtung ver" 
dienen. Man spricht bereits in Frankreich vom Tarif der Zukunft. V-on der SNCF 
selbst wird der Knotenpunkt" Tarif als auß,el'ordentli.ch zukunftsträchtig anges,ehen, 
da er nicht nur die Massengüter, sondern auch hoch,,· und mittelwertig,e Güter, 
nicht nur Großverlader, sondern auch mittlere und kleinere Verkehrsnutz'er an 
den tariflichen B~günstigung'en geschloss,ener Züge teilnehmen läßt. Die neuen 
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V,erteilertarif,e sind eine noch schäfere W,affe als die die Verkehrsdichte berück" 
sichtigenden R,egeltarif,e im Kampf gegen den Lastkraftwagenwettbewerb. Die 
französischen Eisenbahnen haben eine Mengenstaffd mit durchaus gemcinwirt" 
schaftlichen Zügen entwickelt. 
Knotenpunktzüg,e sind Sendungen von W,agenladungen, die von dnem Absender 
an eine beliebige Anzahl Empfänger gerichtet sind und auf dem ersten Teil ihrer 
Beförderungsstrecke - gemeinsame Anfangsstrecke (tr'One commun) genannt -
mindestens 100 km weit geschlossen befördert und nach ,einem v'On der Eisenbahn 
v'Org,eschriebenen Programm ausgeliefert werden. Die Kn'Oienpunktzüge müssen in 
einem Privatanschlußgleis, auf Hafengleisen 'Oder auf ,einem Grubengleis auf" 
gelidert werden. Anders als bei den geschlossenen Zügen wird die Fracht nach 
der Entfernung des kürzesten Wcges zwischen dem Versandbahnhof und den 
einzelnen Bestimmungsbahnhöfen berechnet. Der Absender muß auf jedem 
.Pr,achtbrief der Sendung die Anwendung der Bedingungen für Knotenpunktzüge 
v,erlangen und die von der Eisenbahn bestimmte gemeinsame Anfangsstrecke an" 
geben. 
Es wird zunächst die Fracht der ,einzelnen W,agen nach den Jeweils in Frage kom" 
menden Anwendungstarif.en ,ermittelt. Die Gesamtfracht Je t wird um 146 ffr gc" 
kürzt und auf den verbleibenden Betrag eine Rüekvergütung gewährt, die sic~ 
wie folgterr,echnet: 
5,5 - 28 0/0, je nach der Gesamttonnage des geschlossenen Zuges (400-1500 t) 
auf der Strecke zwischen Sammel" und Verteilerbahnhof (Tr'Onecommun) mul" 
tipliziert mit dem Quotienten aus der Streckenlänge des "tr'One c'Ommun" und 
der v,erschiedenen Streck'enlängen zwischen dem V,erteilerbahnhof und den Emp" 
fangsbahnhöfen. Dabei wird für jede V'crteilerstDecke mindestens 25 km in Ansatz 
gebracht. ' 
Die Höhe der Rückvergütungen soll an wenig,en Beispielen gezeigt werden. Es 
wird unterstellt, daß die Güter für 3 Bahnhöfe, die 40, 50 und 60 km v'Om- Ve,r" 
teilerbahnhof ,entfernt ;liegen, hestimmt sind. Das Trone oommunso11 einmal 
100 km und das zweite Mal 400 km 'lang sein. 

Folgende U ebersicht unterrichtet über 
Die Mengenrabatte des Knotenpunkttarifs im Fall des Einsatzes geschlossener 
Züge bis zum Verteilerbahnh'Of aus drei Gruppen mit 400 bzw. 800 t 

gemeinsame Rückvergütung 
Anfangsstr,ecke bei 400 t bei 800 t 

100 km 2,2 % 7,0 0/0 

200 km 3,1 % 10,0 0;0 

300 km 3,1 % 11,7 0/0 
400 km 4,0 % 12,7 0/0 

500 km 4,2 % 13,5 0/0 

Es wächst s'Omit die Rückvergütung mit zunehmender Länge der v'Om geschlo5" 
senen Zug befahrenen Strecke (T11Onc c'Ommun). Die gleiche Wirkung geht von 
der.Höhe der Ladung des geschlossenen Zuges aus. Von negativem Einfluß auf 
die Höhe der Rückv,ergütung ist die Zahl der Bestimmungsbahnhöfe und ihre 
Entfernung vom V,erteilerbahnhof. 

Die SNCF 'erhöht die Rückvergütungssätze, wenn alle Sendungen eines Knoten" 
punktzuges für Bahnhöfe bestimmt sind, die an einer von ihr bestimmten Ver" 
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teilungsstrecke liegen. Befinden sieh die Empfangsbahnhöf,e sämtlich in dem glei" 
cl~~n, von.~er SNCF festgdegten Verteilungssektor, S'Ü ergeben sich die folgenden 
Ruckvergutnugen: 

Die M.engenrabatte des ~notenpunkttarifs bei geschloss'enen Zügen aus 3 Grup" 
pen mIt 400 bzw. 800 t 1m Fall der F,estlegung der V,erteilungsstrecke 'durdl die 
SNCF. . 

Gemeinsame Rückvergütung 
Anfangsstrecke bei 400 t hei 800 t 

100 km 3,4 % 8,2 % 

200 km 4,9 % 11;7 0/0 

300 km 5,7 % 13,7 0/0' 

400 km 6,2 % 14,9 0/0 

500 km 6,5 % 15,7 0/0 

Hat ein Ab~.ender 1~ Tage vor Beginn der Beförderung ~He V,erpflichtung über" 
nommen, wahrend ,emes 'Oder mehr,erer v'Oller Kalenderm'Onate nach einem zwi" 
sch~n der Eisenbahn. und i.~m. vereinbarten Programm Knotenpunktzüge auf" 
;:uhefern, v'?n de~en J~der. fur ,e~ne v'Om gleichen Punkt ausgehende VerteilungS" 
str~cke bestImmt 1st,. WIrd l.hmeme Regelmäßigkeitsprämie, bei deren Ermittlung 
gleichfalls vorher ffr 146 Je t von der Gesamtfracht abzuziehen sind, gewährt. 

Nachstehende Uebersicht nennt 
Di~ Regelmäßig~eitsprämie des Kn'Otenpunkttarifs bei geschlossenen Zügen aus 
dreI Gruppen mit 400 bzw. 800 t im Fall der Festlegung der Verteilungsstrecke 
durch die SNCF 

Gemeinsame . Jeder zweite Tag W,erktäglich 
Anf.angsstreck,e 1 Zug 1 Zug 

100 km 1,6 % 3,2 0/0 

200 km 2,3 % 4,6 % 

300 km 2,7 % 5,4 0/0 

400 km 2,9 % 5,8 0/0 

500 km 3,1 % 6,2 0/0 

Ueber die Güteraufkommen der Kn'Otenpunktzlige liegen n'Och keine Angaben 
vor. Der V,erkehr in Knotenpunktzügen soll ,aber ständig zunehmen. 

VIII 
Die Ausnahmet,arife !der SNCF 

Vom gesamten Güteraufkommen der'SNCF entfielen 1947 kaum 20 % auf Regel" 
t~rife. I?ie 1951erf'Olgte. Einführung der Abstufung und der Dämpfung ermög" 
hchte ,eme s'O starke Dlfferenzi'erung der Frachtsätz,e des Regeltarifs, daß die 
SNCFaus Gründen des Wrettbewerbs weniPler Ausnahmetarife als in der V,er" 
gangenheit zu erstellen genötigt ist. Um so ;ehr überrascht die große Zahl der 
Ausnahmetarife der SNCF. Es gibt keinen Anwendungstarif lOhne Ausnahme" 
tarife. 

Sicht man von den nicht veröffentlichten Ausnahmetarifen ab, so waren Anf.ang 
1953 in Frankreich 350 Ausnahmetarife in Kraft. Hierv,on ,entHelen 87 auf a11" 
gemeine und 263 auf besondere Ausnahmetarife. D1e ausschließlich für den fran" 
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sätze. Frankreichs Braunkohlenbergbau lerfreut sich: indessen des Vorteils eines 
günstigen allgemeinen Ausnahmetarifs. . 
Die französischen R,egelfrachtsätze für K,ohlen liegen auf den Entfernungen 200.-
450 km im Schnitt 10 % über denen des deutschen allgemeinen Ausnahmetanfs 
6 B 1. Bei den ganz weiten Entfernungen übersch~eiten si.~ .~ie Frachten d:s AT 
6 B 1 sogar um bis zu 20 0/0. Gelangen indessen dIe franzoslschen Ko~len m ge~ 
schlossenen Zügen zur Beförderung, so stellt ~ich in~~r ~unde~l1e~~bh~ de,rhVler: 

, sand nach dem AT 6 B 1 teurer als in FrankreIch. Im ubrlgen gIlt fur dle Ko ehn> 
ß P .' d U b . A nahmetarif dessen Frac ~ v.ersorgung von Gro " ans un mge U?g ,em us . . ' _ . 

sätze 3 Baremes, d. h. 7,5 % ni,edriger als dle des Regeltanfs smd. 

In Deutschland sind die Ausnahmetarife für Eisenerz' niedriger als für ~ütten" 
kohle. In Fraankreich liegen die V,erhältnisse umgekehrt. Daß auch. dIe ~u~" 
nahmetarife der SNCF hohe Ermäßigung,en gewähr,en, soll nur an ,el?-em el~ 
spiel gezeigt werden. Eine lothringische Hütte in Homeoourt ~ahlt belID Koks" 
bezu'g von Lens in täglich verkehrenden 1000 t"Zügen aus PrlVa~~gen Hr 776 
je t. Da die Entfernung 340 km beträgt, begnügt sich die SNCF b:l dl,esen !ha~t 
porten mit ,einem Erlös von 2,765 Pf je t"km. Nach dem Re~eltarlf s.tellt SlC t~ 
Fr,acht bei 340 km ,auf Hr 2069 je t = 7,353 Pf je t"km. Es WIrd somIt der Koks> 

. bezug der lothringischen Großeisenindustrie um 62 % verbilligt. 

IX 

Die Reg.elung Ider Priv.atgleisanschlüsse in Frankrdch 

75 % der Gütertransporte der SNCF ,erfolgen über Privatgleisanschlüsse. Bei.tu 

Transporten von Anschluß zu Anschluß befindet sich die Eisenbahn gegenu er 
dem Kraftwagen in ,einer günstigen ~,ettbew~rbslage. l?,ie S~CF ,er~enn~ unu~: 
wUJ,1denan, daß das VlOrhandensein der Pr1vatan~ch~uss,e Ihr be~rachthche EJ 
sparnisse hinsichtlich: ihrer Bahnhofsanlagenermoghcht. Aus dl~sem. Grur. e 
fördert die SNCF den Gleisanschlußverkehr in jeder Hinsicht. DIe Pnvatgels" 
anschluß"Inhaber haben für ihre Anlagen und die Küsten ihl1er Unt~rhaltlu~g 
selbst aufzuk,ommen. Die SNCF gewährt den Eigentümern der .Pr1Vatgel~" 
anschlüsse für Sendungen, deren Fracht nach Tarifen berechnet wlr~ und d~e 
von und nach dem Privatanschluß befördert werden, <eine feste Vergutung. SIe 
beträgt z. Zt. Hr 39 je t = 47 Pf je 1000 kg. Der Inhaber des Gleisanschlusses 
hat auch dann auf die V,ergütung Anspruch, wenn die Beförderungsk,osten von 
einem Dritten getragen werden. Die V'ergütungen, die die SNCF jährlich an d.ie 
Inhaber v,on Privatgleisanschlüssen zahlt, betragen rund 7 Milliarden Hr = 85 Mll" 
lionen DM. 
Von Interesse sind vielleicht noch die folgenden Angaben. Für Sendungen v·on 
und nach Privatgleisanschlüssen innerhalb eines Bahnhofs wird die Fracht wie 
für Sendungen von oder nach dem Bahnhof selbst b~rechnet. Privatg1eisanschlüsse 
auf freier Str,eck,e, deren Eingang weniger als 3 km yon <einem Bahnhof entfernt 
ist, werden als Privatanschlüsse innerhalb des ihnen nächst gelegenen Bahnhofs 
betrachtet. Für Sendungen v,on und nach solchen Privatgleisanschlüssen ,wird 
die Fracht wie für Sendungen von und nach diesem Bahnhof ber,echnet. Die 
übrigen Anschlüsse werden mit besonder,en Entfernungen im Entfernungsz'eiger 
aufgeführt. Die Fracht wird dann für diese Entfernung berechnet. 
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X 

Der französische Stückguttarif 

1946 ,entfielen vom gesamten Güterv,erkehr der SNCF mengenmäßig 4 % und 
nach den Erlösen 20 % auf Stückgut. Wie die Güter des Wag,enladungsv,erkehrs 
ist auch das Stückgut nach den Grundsätzen des von der SNCF an gewandten 
Wagenraumsystems in 4 Serien eingeteilt. Der Stückguttarif sieht je nach der ZU" 
gehörigkcit der aufgelieferten Güter zu einer der 4 Serien für gleiche Gewichte 
verschiedene Preise V'Üf. Schließlich ,enthält der Stückguttarif v,erschiedene Fracht" 
sätze für Mengen von 60 bis 999 kg unld von 1000 kg und darüber. Das Spall>" 
nungsverhältnis zwischen den Stückgutfrachten der lersten und der vi,erten Serie 
beträgt auf der Entfernungsstufe 200 km bei Aufgabe 

60-999 kg 100 : 83,1 
1000 kg und darüber 100 : 71,1 

Die' Stückgutfrachten für Mengen ab 1000 kg Hegen unter denen für 60-999 kg 
bei 
Serie 1: 21 %; Serie 2: 23 0/0; Serie 3: 28 0/0; Serie 4: 31 %. 

Auch im Stückgutverkehr gelten Maximal" und Minimal"Baremes. Die Tarif .. 
gabel umfaßt bei Stückgut, gleichgültig lob ·es nach dem Regdtarif,oder nacH 
Ausnahmetarifen gefahren wird, stets 12 Baremes. Bemerkenswert ist die große 
Zahl der Ausnahmetarife für Stückgut. Die SNCF wendet auch im Stückgut" 
verkehr die Abstufung und die Dämpfung an. Ebenso gewährt die SNCF für 
Stückgut nicht v,eröffentlichte VIertragstarife. 

Schließlich sei noch: auf den T,arif für Kleinfr,achtstücke und Familienfrocnt" 
stücke hingewiesen. Er bezieht sich'auf Sendungen im Gewicht von bis 50 kg. 
Auch die SNCF pflegt den Expreßgutv,erkehr. Ihr Expreßguttarif ,sieht ver .. 
schiedene Frachtsätze für Kleinexpreßstücke (Sendungen im Gewicht bis 50 kg) 
und fürlExpreßgutsendungen über 50'kg vor. 

XI 
Schlußbetr,achtung 

Das Schwergewicht der französischen gewerblichen Wirtschaft liegt in wenigen 
Großstädten und industriellen Ballungsgebieten. Frankreich wurde durch Neben .. 
bahnen (verglichen mit Deutschland) in verhältnismäßig geringem Maße 
erschLossen. 
Auch in Frankreich überwogen vor dem Kriege die dez,entralisier,enden Wirkun .. 
gen der Eisenbahngütertarifpolitik. V,erläßliche Angaben über das Spannungs" 
verhältnis zwischen den Frachtsätzen der obersten und der untersten R,egeltarif .. 
klasse liegen für die VlOrkriegszeit nicht vor. Der V,erfass,er kennt aber einige 
Frachtsätze, welche die SNCF 1938 für ganz hochw,ertige Güter und für Massen" 
güter nach dem Regeltarif herechnete. Hieraus glaubt er folgern zu dUrfen, daß. 
sich in den letzten, VlOrkriegsjahren die französisch,en R,egelfrachtsätze der ober" 
sten und der untersten Wagenladungsklasse zueinander 'etwa wie 100 : 30 verbal" 
ten haben. Zweifellos entsprach die W'ertstaffel der SNCF 1938 etwa derjenigen 
der Deutschen ,Reichshahn. 

Die Wandlungen der franz,ösischen Eisenbahngütertarifpolitik seit 1947 hahen im 
ganzen gesehen die Ballungstendenz,en verstärkt. Das Ausmaß der z,entralisieren .. 

',. 
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den Wirkungen des heutigen französischen Eisenbahn~~~ertarifs ~~rf ab.er nicht 
überschätzt werden. Die stärkere Ausrichtung der franzoslschen Gutertanfe nach 
den Kosten list in einer Form durchgeführt worden, die den gemeinwirtschaft" 
lichen Charakter des französischen Eisenbahngütertarifs weitgehend aufr-echt er" 
hält. Die schädlichen Auswirkungen dieser Reformen auf die Raumordnung ~nd 
den industriellen Standort sind nicht -entfernt S'o groß, wie auß,erhalb Frankrelchs 
allgemein angenommen wird. ' 
Die TarifreEoimen von 1947 und 1951 haben die ,Wettbewerbskraft der SN<=:F 
gegenüber dem Straßenverkehr wesentlich gestärkt. Ihr Erfolg kommt auch m 
der steten Zunahme der Auslastung der Güt-erwagen der SNCF zum Ausdruck. 
Im Wagenladungsverkehr sHeg die durchschnittliche Aus.~astung der \Vaggons 
von 15,7 t 1946 auf 19,4 t 1951 = 23,6 0/0. Beim ~esamten Guterverkehr der SNCF 
ergibt sich folgende Entwicklung der Nutzlast Je Wagen: 

, 1938: 9,0 t = 100 
/ 1950: 12,0 t = 133 

1951: 13,1 t = 146 
1952: 13,6 t = 151 

Die geschilderte Steigerung der durchschnittlichen Auslastung ,en.!sprich:. m~n" 
destem <einem Gewinn von 150000 Güterwagen. Diese .. Anzahl ware ,~usatzhch 
erford f'l'li eh, wenn bei dem derzdtigen Umfang des Guterv-erkehrs ?le Du~~h" 
sdllJittsbelastung der Güterwagen auf dem Stande des Jahr-es 1938 geblIeben ware. 
Die SNCF kann den _augenblicklichen Güterverkd1r, der ?et; Umfang ~~s Jahres 
1938 t"km"ffiäßig gesehen um über 60 % überschreitet, bel -emem gegenuber 1938 
um 100000 'Güterwagen niedrigerem Wagenbestand nur dank der besseren 
W_agenraumausnutzung bewältigen. 

.• I 

. ' .. ~ 
"I "~. 

, .: ~ .,' 

Anlwcrpcn und das deutsche IIintcrIand 
------------------

Antwerpen und das deutsche Hinterhind 
V:on Dr. Dr. Wilhelm B ö t t g -e r, Krefeld-

I. 

Die wirtschafts. und verkehrsgeographische Lage. 
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1. Die Wdtgeltung v-on Antwerpen beruht im wesentlichen auf günstigen 
wirtschafts" und verkehrsgeographischen V-oraussetzungen. Es liegt auf dem 
rechten östlichen Ufer der breiten, tiefen, sicheren und mit Seeschiffen befahr" 
baren Schelde, nur 88 km von der Flußmündung ,entfernt, gleich' gut als Seehafen 
und als Binnenhafen brauchbar. Antwerpen ist der südlichste Hafen des west" 
eU1'Opäischen Rhein"Maas"Schelde"Deltas und genießt den Vorzug, an der 
belebtesten V,erkehrsstraße der Wdt als "Durchgangshafen" zwischen London, 
Hamburg, Bremen und den fremden Erdteilen zugLeich einem außerordentlich 
vielseitigen und tiefgegliederten Wirtschaftsgebiet vorgelagert zu sein. An den 
Antwerpener Schiffsdiensten war Deutschland vor dem Kriege in hervorrag,endem 

,Maße beteiligt. Es beförderte dabei nicht nur seine eigenen über Antwerpen 
v-erbrachten Güter, sondern in wesentlichem Umfange auch Güter außerdeutscher 
Herkunft. Im Jahre 1938 stand die deutsche Flagge mit 25,3 v. H. des gesamkn 
Antwerpener Hafenv,erklehrs an der Spitze alLer Nationen. . 
Antwerpens Stellung ist nicht lOhne Wettbewerb; denn auch die hollän'dischen 
Seehäf:en Rotterdam und Amsterdam begehren ihren Anteil am Verkehrsgut. 
Außerdem waren die -deutschen Seehäfen Hamburg, Bremen und auch Emden 
nachhaltig am Seeverkehr beteiligt. 
Die wechsdvoUe Geschichte hat die Geltung Antwerpens zuweilen gehemmt, 
so als Holland die ScheIdemündung 1648 sperrte. Erst als 1863 der Scheldezoll, 
den der Neutr,alitätsvertrag von 1839 den HlOlländern gewährt hatte, abgelöst 
wurde, war dem damals herrschenden System des Freih'andels der W,eg geebnet. 
Mehr -oder weniger erzwungen wurde dieser Akt durch den 1843 vollendeten Bau 
der Eisenbahn Köln-Aachen-Antwerpen, wobei sich Preuß.en und Belgien 
gegenseitig freie Durchfuhr zusicherten und damit das Monopol des holländischen 
Zwischenhandels beendet~n. Aber die Erinnerung an diese VlOrgänge hat die 

- Gemüter in Belgien und in Holland wach gehalten. -
Schließlich haben die Industrialisierung-Westeuropas, die Entwicklung der Dämpf" 
schiffahrt und die stärkere Einschaltung des Hinterlandes dem Aufstieg Ant" 
werpens neue Nahrung gegeben. Er wurde schnell der bedeutendste Einfuhrhafen . 
für W-eiz,enaus- Argentinien und Mineralöl aus den V,ereinigten Staaten von 
Amerika. Antwerpen gehört noch heute zu den wichtigsten Getreidemärkten 
der Erde. 
In der Ausfuhr gingen die Erzeugnisse der Eisen .. und Stahlindustrie von Belgien, 
Luxemburg, Lothringen und dem Rhein"Ruhrgebiet fast ausschließlich über Anf,. 
werpen. Aber auch die Erz-eugnisse der Farben ... und Chemischen Industrien, 
selbst Maschinen aus Süddeutschland und Nürnberger Spielwaren fanden den 
Weg über die ScheIdestadt. 
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. .." tweren das gesamte Land Belgien in ,erster Linie Einzugs;' 
Trotzdem 1st fur ~n. ' P kleiner,en mit dem M·eer durch Kanäle verbundenen 
gebi~t; von d~f ubrh~~nbisher nur Gent ,einige Bedeut~ng erlang~. Antwerpens 
belgt~chen See ~ ehn d Einfluß ist bis nach Oesterrelch und bIS zur Schweiz 
Ladungsgut anZle en er , 

spürbar. . ehu~gskraft Antwerpens für die Reedereien liegt im 
2. Die besondere An~~en Ausfuhrgütern. Belgien ist ein Industriestaat, der 
Ang.ebot von hoc~lwe ~;t bedingt durch die Tatsache, daß es die meisten Roh. 
auf. Exr:,?rt .~ngerld~~r:e~ vom Wdtmarkt beziehen muß und der Inlandmarkt 
stoffe fur se:ne n I dustrien nur begrenzt' aufnehmen kann. Deshalb wurden 
die ErzeugnIsse de~ t 1 gen für den Umschlag hochwertiger Güter, vornehmlich 
in Antwerpen .. SpezIa an a haffen Als Ausfuhrhafen war früher nur Hamburg 
für Stückgut,er, gesc· " 

gleichwertig. d' . h d 1 . b d b' d 1 h . iert der Spe Ihons an e, ms esonere el en 10C • 

Bei der Aus~uhr ic;nI~ gfabrikaten der Montanindustrie und des:r extilgewerbes, 
wertigen HaI "U~, ,er 1 Landes sondern ganz besonders auch des westlichen 
nicht nur des. eIge~ed Das hängt mit der im Wdthandel üblichen Gepflogen. 
in~ustriellen Hmtder n A~~fuhrhandel möglichst an die Erzeugungsorte heran. 
hett zusammen, en . . 

I
, d den Absatz selbst zu organISIeren. , 

zu egen un b' . h t . h A tw "b . , ,t' h die Einfuhr. Hkrel z·elC ne SIC n erpen gegenu er 
Anders gestalte h~'f n besonders aUS. Es ist sein Ei g ,e n h an d·e 1, der sich hart. 
a~de~e~ Nzo:hl~:~che~ <eingeführten Welthandelsartikeln (Getreide, Wolle, Häute,. 
nackIg Hil K ff Oelfrüchte) bis zur Gegenwart behauptet, während sonst die 
Baumf1wo eh' .tab e7 ht die kaufmännische Betreuung der Einfuhr möglichst nahe 
Gep ogen el es ,e, . 
an den Verbrauch heranzubrIngen. , 

. E' enhandel verdankt seine Blüte dem hohen Eigenbedarf 
Der An1;werpenr .. iterung an Lebensmitteln und den Rohstoffbedürfnissel1 
d~r beigldch~~. eVbie Lebensmittelindustrie verbraucht allein zwei Drittel der 
~mer'dn. uft ~n. Den Grund hierfür bildet die a:ußerordentlich dichte Bevölke. 

etrelC;I? 1 d~' v'Ün der heimischen Landwirtschaft trotz intensivster \X'irb 
ruhng

f 
Be ~lens, h

le 
nI'cht annähernd mit Lebensmitteln versorgt werden kann. 

sc atswelse auc hl G'd . Y l' h R 
All d

· . d ch dl'e Durchfuhrzaen von etrei e 1m ,erg elc zu otter. er mgs sm au 
dam recht beachtlich: 

Antwerpen Rotterdam 
(in Tonnen v'Ün 1000 kg) 

1938 913498' 1934306 
1951 1043038 697 571 
1952 950907 635719 

De E'enhandel tätigt die Umladung aus dem großen Behälter Seeschiff in viele 
kle~ne~~ Einheiten, die für eine Vielzahl von Empfän?ern bestimmt sind. ?as ~e" 
schieht z. B. durch unmittelbare Umladung auf EIsenbahnwaggons mit Hüfe 
schnell arbeitender Umschlagseinrichtung·en. Demgegenüber ist bei einer Um. 
ladung von Massengut aus de.m Seeschiff in ?as Binnenschiff zum Weiterversan.d 
an 'den Gvoßverbraucher bel Yorhandensem passender Umschlagsanlagen dle 
Mitwirkung des Eigenhandels nicht erforderlich. 
An anderen Seeplätzen, vor allem in Rotterdam, ist der Eigenhandel größtenteils 
in das Hinterland abgewandert. Hier sorgen die Spedit·eure dafür, daß, der Import. 
handel möglichst nahe an die Verbrauchsorte herangebracht wird. 
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Aber twtz der Ausstrahlung über ~die Landesgrenzen hinaus ist Antwerpen 
intolgc seiner umfangreichen nationalen Exportindustde im wesentlichen ein 
belgischer .H.afen geblieben. Der an Belgien gebundene Handelsverkehr überwiegt 
bei weitem den Durchg.angsverl~ehr, heute sogar mehr als früher. Es ist zudem 
bezeichnend, daß der Eigenhandel sich nur in solchen Artikeln vollzieht, die in 
Belgien selbst maßgebend gehandelt werden. So kommt der Eigenhandel bei der 
Einfuhr von Eisenerz aus Lu:x:emburg und Lothringen nicht zum Zuge, weil die 
belgischen HüHen die Erz·e nicht über Exporteure, sondern direkt über eigene 
Handelsgesellschaften beziehen. Deutschland erhält sein Eisenerz zu einem großen 
Teil aus anderen Ländern. Der Anteil Antwerpens schwankt jährlich zwischen 
350000 und 600000 t. 
Antwerpen hat es verstanden, nicht nur seine Einfuhr in vielen wichtigen Gütern 
fest in der Hand zu hatt.en, sondern zugleich auch das Gleichgewicht zwischen 
Einfuhr und Ausfuhr so weit herzustellen, wie es sonst kein Wdthafen Europas 
vermochte. 
Die große Zahl der Antwerpen anlaufenden Schiffe fremder Flaggen hat Belgien 
daran gehindert, selbst eine größere Seeschiffarut zu ,entwickdn, da das eigene 
Y,erfrachtungsbedürfnis für <eine 'eigene große LinienfloUe nicht ausgereicht 
haben würde. Die Be1gische Handelsflotte beförderte 1938 kaum 4,8 v. H. des 
Antwerpener Güterv·erkehrs. 
3. Die Abwicklung der dem Haf.en zufallenden Aufgaben wird erleichtert durch 
gute Y,erkehrswege in Gestalt engmaschiger Wasserstraßen", Eisenbahn" und 
Landstraßennetze. Antwerpen ist mit dem belgischen Hinterland und seinen 
wichtigen Industrieplätzen in 'erster Linie durch Wasserwege verbunden. Die 
Schelde ist bis nach Frankreich hinein reguliert. Die für die schweren Fabrikate 
der Montanindustrie besonders geeigneten Kanäle und Flüsse verbinden Ant~ 
werpen mit Holland, Nord" und Ostfrankreich, der Rhein aber mit Deutschland, 
der Schweiz und wiederum Ostfrankreich. Das belgische Wasserstraßen netz hat 
eine Länge v'Ün 2170 km. Die Kahntonnag,e ist 2,4 Millionen t, davon entfallen 
auf Selbstfahrer 1 Mimon t. Die Zahl der Rheinkähne und Se1bstfahl.'ler beträgt 
1523 mit einer T'Ünnage von 895041 t. 
Antwerpen ist aber nicht wie Rotterdam in 'erster Linie vom Rheinstrom abhängig. 
Mag auch die Wasserfracht nach Rotterdam im Einzelfall billiger sein, für die 
hochwertigen und 'Oft <eilbedürftigen Waren steht Antwerpen im Gegensatz zu 
R'Ütterdam dn sehr dichtes Eisenbahnnetz zur Verfügung mit einer Länge von 
5000 km Normalspur. Es sind mehr als 80000 Güterwagen im Umlauf. Die Elek" 
trifizierung des Netzes ist im Gange. Antwerpen besitzt in seinem Hafengebid 
über 800 km Doppelgleis. In normalen Zeiten wurden jährlich 800000-900000 
Güterwagen be" ,oder ,entladen. Die Bedeutung Antwerpens als Eisenbahnhafen 
erklärt zugleich seine herv'Ül~r:agende Eigenschaft als Stückguthafen. 

Die Yerkehrsgeschichte hebt besonders gern das starke Band der Antwerpen 
berührenden Landstraßen hervor, die in früherer Zeit über Brügge und die wich" 
tigsten belgischen Plätze, dann über Maastricht und Aachen nach Köln führten. 
Diese Landstraßen bekommen in der Gegenwart in Gestalt der modemen Groß" 
verkehrswege des Kraftwagens neue Gestalt. 
4. Es ist zu 'erwarten, daß g.ewisse Umschichtungen in der Zusammensetzung des 
Yerkehrsguts der Rheinmündungshäfen 'eintreten, zumal auch der Wdtbewerb 
um das Y,erkehrsgut schärfer geworden ist. Immerhin haUe, Antwerpen einen 
Yorsp.rung, weil es von den Kriegsereignissen fast ganz verschont blieb. Es hat 

I 
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. '. . weitgehend um die Lebensmittel" und Rohstoff" 
. h k ach dem Knege b "ht 

SIC urz n _ :: und Mitteleul''Opas emu. . , . . 
v'ersorgung West . ~. b dere durch dIe ErweIterung und Modernv 

h . . chen lllS eson 1 d h 1 f C Antwe:rpen at lllZ~IS b tdebes seine position .1 s eutsc er Verlade laen Llr 
sierung des LadebruckedE. v,erbessert. Bei den zur VIerladung kommend~n 
Erz, Schmtt, Röhren un. lS~~ um Partien über 200 t, die außerhalb der Dws" 
Mengen handelt ,es sich .Jev.;r on den Rhein::Reedereien nach Antwerpen ge" 
burger Frachtenkonv'en~lOh t ,xntwerpen seinen Kohlenexport größtenteils. an 
fahren werden. Jedoc 'D:r Import amerikanischer Kohle und der Export 
R,otterdam abgetreten. . end über Rotterdam. 
deutscher K,ohle geh~ vO~l~~hen Einflußzlonen der Rheinmündungshäfen heute 
Im übrigen werden dIe nwt~f7 lCBemühungen der Bundesregierung, die deutschen 

,teilweise -eingeengt du~c .' l~'cklung zu fördern. Auch läuft eine Reihe von 
Seehäfen in ihr~r ~hterH burg und Antwerpen bedienten, jetzt auch Bremen 
Linienschiffen, die fru der a}; es werden Leichterdienste nach Hamburg und 
und Amsterdaman, '0 er .1 er 
Antwerpen unterhalten. 

H. 

Die' Y,erkehrsleistungen 2) 

A twerpener S·e'egüterv,erkehrs (Tabelle 1) sind 
,1. Bei der Darstellu~g des. nh angezogen worden. Das Jahr 1952 zeigt bei der 
die Yorjahr,e Vergl~lchswel!.h den Transitverkehr eine Abschwächung. Zwar ist 
Ausfuhr :xnd au~h 1m dUßg ~; Jahr 1951 für Antwerpen besonders günstige 
darauf ·hlllzuweisen, . a iles im größeren Maße als die anderen Nordsco 
Verkehrszahlen .~usweAlst, fh der westdeutschen Schwerindustrie beteiligt wurde. 
häfen an der 'erhohten us u . r 

Tabelle 1 
I 

Einfuhr 
Durdlfuhr 

Gesamteingang 
~ 

Ausfuhr 
Durchfuhr 

Gesarntausgang 

Ein, u. Ausfuhr zus. 

Eingangs. u. Ausgangs, 
durchfuhr zusammen 

Oe~amtverkehr 
(Eingang und Ausgang) 

Güterverkehr über See 
(in t von 1000 kg) 

1938 1950 

7998541 8078994 
3874129 2582508 

11 872670 10661502 

6159683 7167245 
. 5546596 3678719 

11706279 10845964 

1524623C] 14158224 

9420725 6261 227 I 
23578949 21507466 I 

1951 1952 

11055460 11 550331 
4082112 4100459 

15137572 15650790 
'9285068 8450532 
4741535 3380666 

14026603 11831 198 

20340528 20000863 

ß 823 647 I 7481 125 

29164175 I 27481988 

-'''-''--- '-;-..... . F htenkonventioIl ist im August Hl51 gegründet worden. Sie sollte 
dc . ? DlO Dursburg{Vet;b::erb entgegenwirken, der sich namentlich boi den SWckgutfracht.cn 
h rtJ l()mbi~ldungslosen Z . h n den Hheinmündungshäfen und ·den IIafenpliitzen der l.lundcs-

erausge cl latte. Wl&C e 'I' 200 
republik geHen nunmehr einheit\j~he Frachten für 'I ransporte HS ,t. 

2) Da.s Zahlenmaterial ist dem Jahresbericht 1952 der IIafenverwaltung Antwcrpen ent­
nommen worden. 

. 
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Damit erzielte der Seegüterv,erkehr im Jahre 1951 'einen, Umschlagrekord von 
mehr als 29 Millionen t,eine Steigerung von 23,7 v. H. gegenüber 1938. Bei der 
Einfuhr handelte ,es sich überwiegend um Rohstoffe aus Uebersee für die west" 
europäische Industrie (Erze, Phosphate, Baumwolle, W,olle, Jute, Fasern, Häute, 
Getreide, Palmkerne, Kopal, Kupfer und Elfenbein). 
Antwerpen ist nach dem Krieg,e in stärkerem Maße als vorher :ein nationaler 
Hafen geworden. Gleiches gilt aber auch für die anderen Rheinmiindungshäfcn, 
wie aus nachfolgenden Zahlen hervorgeht. 

Der Güterverkehr über See 
(in Tonnen von 1 000 kg) 

R 0 tt e r dam 

Durchfuhr National. Verkehr Durdlfuhr 

Amsterdam 

National. Verkehr ''ourdlfuhr 

1938 9420725 10021 625 32349315 3634489 
1950 6261227 15227060 14460677 3999262 
1951 8823647 18754320 18126157 4604750 
1952 7471125 19798005 19984174 4531064 

2030466 
1 234308 
1709195 
1656117 

Der deutsche Transitverkehr mit 5062427 t im Jahre 1938 ging zurück auf 
2965078 t im Jahre 1951 und 2711957 t im Jahre 1952. 
Im Ausgang wurden Fertigerzeugnisse der Eisen" und Stahlindustrie, chemische 
Produkte, Düngemittel, Kohlen, Zement, Glas und andere v,erpackte Giiter über 
See verladen, also durchweg hochwertige Güter, die zu 55 v. H. aus dem belgisclv 
luxemburgischen Wirtschaftsbereich, zu 45 v. H. aus Frankreich, Deutschland, 
der Schweiz und ,anderen mitteleuropäischen Ländcrn stammen. Während es sich 
bei dCT Einfuhr meist um Massengüter handelt, enthält die Ausfuhr in erheblichem 
Maße Stückgüter. Die Steigerung der Zufuhr aus Uebersee gegenüber' dem 
Vorjahr 1951 betrifft ausschließlich das Rohpetroleum für die neue Raffinerie 
der Societe Industrielle BeIge de Petroles". Diese Einfuhr wird demnächst noch 

" d d f' " steigen, da dne weitere große Petroleumraffinerie der "Esso Stan ar Re lllcry 
am 1. Juli 1953 in Betrieb .gesetzt worden ist. 
Die Zahl der angekommenen Schiffe betrug: 

Belgische 
Netvo::T,onnage (B. N. T.) Jahr 

1938 
1951 
1952 

Anz.ahl 
11762 
11425 
11756 

24144705 
26505487 
28027193 

Die Verteilung der Handelsflotten nach Flaggen zeigt TabelLe 2. 
Die deutsche Flagge zeigt dne Wiederzunahme. Nach' der Zahl der ange~?mI?enen 
Schiffe rangiert sie an dritter Stelle nach der britischen und der hollandIschen 
Flagge. Bezüglich der Tonnage nahm sie mit 1 422 000 Nett~? .Moors<,>m Ton 
(N. M. T.) die ,achte St,eIle ein. Es sind jetzt 31 deutsche regelma~tge Schtffahrts" 
linien in den Antwerpener V,erkehr wieder ,eingeschaltet, dav'Ün smd 21 als regel" 
mäßige Linien von der Stadtv,erwaltung Antwerpen anerkannt. Nach dcn Angab~n 
von L ,e ,e man s konnte Antwerpen den V,erladern im monatlichen Durchschllltt 
des Jahres 1951 630 Schiffsabfahrten inregelmäßi~en Liniend~ensten bieten 1). 

1) Ant werpC'n und seino verkohrs'WirtschaJCIicho l3<ldculung :d~ Rhein-Seehaf()n. Zc,itschrift 
für BiIlluenschiffahrt, Heft 10,1952. 

'.' 
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Antwcrpcn und das deutsche Hinterland 277 --------------------------
2. Die Leistungen Antwerpens als Binnenschiffahrtshafen stützen sich einerseits 
auf das weitverzweigte be1gische Wasserstraßennetz, andere.rseits auf den Rhein. 
Der RheinvIerkehr ist überwiegend Transitv,erk;ehr von und nach Uebersee. 

Den Güterverkehr auf den W,asserstraßen veranschaulicht Tabelle 3. 

Die Verteilung der mit Binnenschiff verbrachten Gütermengen lergibt folgendes: 
1938 1951 1952 

Binnenv,erkehr 
Grenzüberschreitender V,erkehr 

6,0 Mill. t 10,4 Mill. t 9,0 Mil!. t 

a) über den Rhein 
b) über.andeve Wasserstraßen 

7,0 Mill. t 
'2,0 Mill. t 

6,0 Mill. t 
2,4 MUl. t 

5,4 Mill. t 
2,8 Mill. t 

Insgesamt: 15,0 Mill. t J 18,8 Mill. t 17,7 MUL t 

Der Gesamtverkehr auf den Wasserstraßen weist den größeren Transportmengen 
des Seegüterverkehrs der Jahre 1951 und 1952 zufolge ,eine merkliche Steigerung 
gegen 1938 aus. Der Rheinv,erkehr mit Deutschland ist noch zurückgebliehen, 
während Frankreich und die Schweiz eine Zunahme verzeichnen. Das geht aus 
der nachstehenden Uebersicht hervor: 

1938 
1951 
1952 

Deutschland 

5,1 Mill. t 
3,2 Mill. t 
2,9 Mi1l. t 

Frankreich 

0,89 MUl. t 
1,4 Mill. t 
1,1 Mill. t 

ber deutsche Anteil an den wichtigsten Gütern war 1): 

a) Talverkehr nach Antw,erpen 

SteinkohLe, Briketts, !<Joks 
Erden, Kies, Sand 
Kalk und Zement 
Düngemittel 
Roheisen, Rohstahl 

b) Bergverkehr von Antwerpen 
Getreide 
Eisenerzlc 

195'1 
t 

425580 
175809 
233153 
199095 

ca. (S60000 

NE::: Erze 
Steinkohle dnsch!. ~oks und Briketts 

385862 
466258 
139485 
166584 
80755 
50770 
3176 

Mineralöle 
Holz 

Schweiz 

0,47 Mill. t 
0,93 Mill. t 
1,04 MUl. t 

1952 
t 

420090 . 
173839 
131135 
155225 
421700 

307117 
376726 
137326 
312412 
137304 
42310 
20257 

Roheisen, Rohstahl 
Beachtlich ist das Ansteigen der Oeleinfuhr von Antwerpen, die sich auch im 
Rheinverkehr zur Schweiz auswirkt; denn im gleichen Zeitraum ist die Zahl der 
beförderten Tonnen Oel von 207289 auf 298 142 gestiegen. 

1) Dio Binrwnschil'fahrt in Nordrhoin-Wcstfalen im Jahre; 19GO, 19G1 und 19G2. Statistisches 
Landesamt Nordrhe~n-Wcstfal{ln, Düsseldorf 1951, 1952, 19G3. . 
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Der Umschlagsverkehr der übrigen belgischen Häfen mit Deutschland zeigt 
folgende Entwicklung: 

a) Einfuhr nach Deutschlan'd: ' 
(hauptsächlich NE" Erze) , 

1950 1951 1952 
529284 t 749014 t 1096384 t 

b) Ausfuhr von Deutschland: 
1370526 t 190281lt 1542334 t 

Es handelt sich hierbei hauptsächlich um Steinkohl.:, Erde, Kies, Sand, Kalk und ' 
Düngemittel. , ' 

3. Die Bedeutung Antwerpens für hochwertiges Umschlagsgut kommt besonders 
in den Leistungen seines Eise n b ahn h a fe n s zum Ausdruck. Direkte Züge 
sorgen für beschleunigte V,erbindungen mit den wichtigsten Industrie" und 
Handelszentren Deutschlands, Frankreichs, ItaHens und der Schweiz. Zwischen 
Antwerpen und der deutschen Grenze beträgt die R,ollzeit 11 Stunden, zwischen 
Antwerpen und der luxemburgischen Grenze 12 Stunden. 

Der Güterverkehr 'der Eisenbahn -ist in Tabelle 4 dargestellt. 

Der Eisenbahnverkehr beschränkte sich hiernach 1938 mit 78 v. H. auf das 
belgische Binnenland und auf Luxemburg. Im Jahre 1952 ist der Anteil auf 
88,9 v. H. gestiegen., Der Güterverkehr durch das Binnenschiff bezog sich 1938 
mit 43,1 v. H.auf das Inland und 56,9 v. H. auf das Ausland. Auch hier ist eine 
Steiaerung des Binnenverkehrs festzustellen. 1952 betrug dies,er y,erkehr im Inland 
53,8° v. H. und ,es ,entfielen 46,2 v. H. auf das Ausland. (Siehe Tabelle 3) 
Die Beteiligung der Eisenbahn am Seegüterverkehr im 'V,ergleich mit der Binnen .. 
schiffahrt zeigt f'ÜIgende Gegenüberstellung: 

a) Güterverkehr Idurch die Bahn: 
\ Abfuhr 

1938 
1950 
1951 
1952 

2967559 t 
2435144 t 
3378189t 
3082363 t 

b) Güterverkehr durch das BinnenschiH: 
1938 8716677 t 
1950 7 115267 t 
1951 10521255 t 
1952 10540226 t 

Anfuhr 

6446976 t 
5441487 t 
6151444 t 
4900978 t 

6242960 t 
6810698 t 
8340'447 t 
7118049 t 

Somit überwiegt die Binnenschiffahrt im Güterverkehr. 

insgesamt 

9414535 t 
7876631 t 
9529633 t 
7983341 t 

14959637 t 
13925965 t 
18861702 t 
17658275 t 

Der Antwerpener Giiterv,erkehr durch die Eisenbahn mit Deutschland zeigt im 
Yerglcich zum Schiffstransport folgendes Bild: 

1938 
1950 
1951 
1952 

Rheinv,erkehr Bahnverkehr insgesamt 

5109377 t 
2511109 t 
3271121 t 
2995273 t 

636350 t 
74191 t 
76553 t 
87818 t 

5745727 t 
2585300 t 
3347674 t 
3082091 t 
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Demnach ist der Anteil des Bahntransportes an dem Gesamtgüterverkehr von 
11 v. I-i. (1938) auf 3 v. H. (1952) zurückgegangen. 

1. Die Renaissance der Landstraße hat auch für die Wechselbeziehungen zwischen 
Deutschland und Belgien beachtenswerte Anregungen gebracht. In Lüttich wird 
demnächst mit dem Bau einer Autobahn b<!gonnen, die in nordwestlicher Richhmg 
nach Antwerpen und in östlicher Richtung nach Aachen geführt wird. Damit soll 
eine direkte Verbindung zwischen dem Hafen Antwerpen und dem Rheinland 
hergestellt werden. Die Autostraße stößt bei Köln auf den Autobahnring und 
erfährt damit eine günstige Y,erteilerfunkHon über die von diesem Autobahnring 
demnächsta1;>gehenden 6 Autobahnstraßen. 

Nach den Angaben der Hafenverwaltung von Antwerpen verfügen die Ant~ 
werpener Transportunternehmer über 'einen großen Park schwer,er Lastkraftwagen, 
welche die Güter unmittelbar vom Kai in das Hinterland befördern, zum Teil 
auf Entfernungen bis zu 1000 km. Während in der Zeit vom 1. April 1937 bis 
31. März 1938 der Lastwagen nur 914 t nach Belgien und in umgekehrter Richhmg 
1356 t beförderte, zeigt die nachfolgende Statistik über den Güferkraftverk,ehr 
auf Straßen zwischen dem Bundesgebiet ,einschließlich West~Berlin und Belgien 
seit 1950 folgende Entwicklung 1): 

Verkehrs art 

a) Grenzüberschreitender Verkehr 
Eingang (Belgien = Einladeland) 
Ausgang (Belgien = Ausladeland) , 

b) Zwischenstaatlicher Verkehr 
Eingang (Belgien = Land des Fahrt" 

antritts / Einladeland) 

Ausgang (Belgien = Land des Fahrt" 
;dels/ Ausladeland) 

c) Gesamtverkehr (a) und (b) 
Eingang 
Ausgang 

Insgesamt: 

1950 

21259 t 

19073 t 

4719 t 

12787 t 

25978 t 
31860 t 

57838 t 

1951 

16539 t 
21265 t 

3089 t 

8659 t 

19628 t 
29924 t 

49552 t 

1952 

70002 t 
48303 t 

4266 t 

4382 t 

74268 t 
52685 t 

126953 t 

Der Lastwagenv,erkehr hat gegenüber 1950 im Jahre 1952 eine Zunahme von 
136 v. H. ,erfahren. Es steht schon heute fest, daß der Kraftwagen a11ch Schiffs~ 
güter, z. B. Holz und Röhren, an sich gezogen hat, insbesondere, da die Schiffs~ 
transporte durch die Zollabfertigung in Emmerich und Lobitheinen Aufenthalt 
von 8 Stunden zu v,erzeichnen haben. Nach Fertigstellung der örtlichen Um" 
gehungsstraßen im belgischen Gebiet wird noch mit einer Zunahme des Last" 
kraftwagenverkehrs zu rechnen sein. 

Der Luftverkehr unter Berücksichtigung des Durchgangsverkehrs von Ausland 
zu Ausland und nur des y,erkehrs bis zum ersten Lindehafen ,oder ab letzten 
Starthafen im Inland weist für Belgien folgende Entwicklung auf: 

1) Nach dcn Angabcn dcs Statistischen nundcsamtcs. 

Bg.4 



:;:;;;..;......----- ---,-

282 Wilhclm nötIger 

1952 
Richtung: Fracht P>Ost 
aus Belgien}' 880 t 409 t 
nach Belgien Brüssel 645 t 90 t 

Da Statistiken in früheren Jahren nicht geführt wurden, lassen sich verkehrliche 
Schlüsse noch nicht ziehen. ' 

IH. 

Frachtvergleiche 

Ein nachhaltiges Mittel zur Kräftigung der Wettbewerbsstellung eines Seehafens 
ist die Tarifpolitik der Verkehrsunternehmungen. Sie ist im gegenwärtigen Zelt" 
punkt recht umstritten. Es soll daher nachfolgend eine Vehersicht über die der" 
zeitige Frachtenlage gegeben werden. 

1. Der B ahn g ü te r v ,e r k ehr für Belgien ist in seiner Rdation zu den übrigen 
NOl1dseehäfen nach den Frachten der Str,ecke Kaldenkirchen / Venlo / Rosen" 
daal/ Essen / Antwerpen ber,echnet worden. Hier kommt der allgemeine Eisen" 
hahngütertarif zur Anwendung, der sich infolge der Abkürzung der Strecke um 
14 km gegenüber dem Gr,enzübergang Antwerpen - Aachen"W'est günstig aus" 
wirkt. Auf den anderen Strecken gilt für Belgien der V,erbandstarif vom 
'1. Juni 1952, der ,eine andere Frachtberechnung für die deutsche Strecke bIs 
zur Gr,enze und für die belgische Strecke ab Grenz,e vorsieht. Für Holland besteht 
der Durchfahrl",Spezialtarif Nr. 4, der neben der Aufgliederung des Tarifs für 
die deutschen und für die holländischen Strecken noch dne besondere Einteilung 
der Güter in drei Klassen für den Transport auf holländischen Streck,en vornimmt. 

Die der z !Ci ti g 'e Fra ch t e' n 1 a gei s t für A n t w 'e r p e n n ich t s 10 n d ,e r" 
Uch g ü n s ti g. Aus der Tabelle 5 sind für Textilien, Maschihen, Stahlrohre 
und Kabel in der Ausfuhr und für Papier in der Einfuhr die Frachtenunterschiede 
- nach den Frachtsätzen für 1 t berechnet - zu ers,ehen. Mit Rücksicht darauf, 
auch dnen Frachtvergleich mit der Schiffahrt zu geben, ist die Station Kr,efc1d" 
Uerdingcn <Im Rhein gewählt worden. Bei den Frachtsätz'en nach den Häfen 
Amsterdam, Rotterdam und Antw,erpen sind vergleichsweise auch die nach' 
Hamburg und Bremen aufgeführt. Für die genannten deutschen Nordse,ehäfen 
gelten die Seehafen",Ausnahmetarife, insbesondere der 8 SI - Tarif für Bleche-, 
der 8 S 2 - Tarif für Eisen'" und Stahlwaren - und der AT 21 S 4 - Tarif für 
Textilien. 

, ).' .... ' 

Tabelle 51) 

Hamburg 
Bremen 

Rotterdam und 
Amsterdam 
Grenzübergang 
Kranenburg 

Antwerpen 
über Grenze 
Kaldenkirchen 
bis Grenze Rosen,: 
daal (Nieder!.) 

bis Antwerpen 

Hamburg 
Bremen 

Rotterdam und 
Amsterdam 
Grenzübergang 
Kranenburg 

Antwerpen über 
Grenz. Kaldenk. 

üb. Grenze Rosen~ 
daal (Nieder!.) 
bis Antwerpen 
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V,ergleiche vün Bahnftachten (Stand am 1. August 1953) 
Vün .Krdcld .. Uerdingen nach (Spalte 1-4) 
Nach Krefcld", Verdingen von (Spalte 5) 

1 2 3 
Stahlrohre 

AT 8 S 1 Abt. II 
Textilien Maschinen 

AT 21 S 4 AT 8 S 2 Abt. II 
5 t 10 t 
24,80 23,60 
22,40 21,40 

bis Grenze 
Klasse A 
d. holl. Durch~ 
fuhrtarif Kl. A 
27,30 25,50 

bis Grenze 
Klasse A 
niederl. Eisen,: 
bahn,:Gütertarif 
Klasse A 
belg. Eisen~ , 
bahn,:Gütertarif 
Klasse I, 
31,30 27,90 

4 
Kabel 
AT 8 S 2 Abt. I 

nur 15 t - Satz 
'23,20 
21,-
5 t 10 t 

nur 15 t - Satz 
21,40 
19,30 
5 t 10 t 

desg!. 
Klasse B 

desgl. 
Klasse B 
25,90 24,00 

desg!. 
Klasse B. 

desgI. 
Klasse B 

. desgl. 
Klasse I 
30,30 26,80 

5 t 10 t 
19,- 16,10 
16,40 13,90 

, desgl. 
AT 24 A Abt. III 

desgl. 
Klasse B 
25,50 23,20 

desgl. 
AT 24 A Abt. III 

desgl. 
Klasse B , 

desgl. 
Klasse II ' 
29,60 26,40 

5 
Papier 
Klasse C ." 

5 t 10 t 
46,30 43,30 
37,50 35,10 

bis Grenze desgl. holl. Durch" 
Klasse A fuhrtarif Klasse B 
d. holl. Durch,: ab Grenze 
fuhrtarif Kl. A Klasse C 
27,30 25,50 25,90 ,23,70 

bis Grenze Kaldenl' bis Grenze Rosendaal Belg. Eisen" 
kirchen Klasse A bahngütertarif Klasse I 
nieder!. Eisenbahn~ desgl. 
Gütertarif Klasse A Klasse B 
belg. Eisenbahn" ab Grenze Kalden" 
Gütertarif Klasse I kirchen Klasse C 
31,30 27,90 30,40 26,90 

ßasis1)y!ulfl1it~~r~ den fr.a~trol~ionen ist die Umrocl1n.ung <ks Holländischen Gulden auf der 
Bundesbahn ab 1 8 5633 . et gbl8 

.• eckn .~~a~cs auf der Basis von 8,44 erfolgt. Die Abtarifierung der 
•• 18 eru s~"uhgt. ' 

. ; 

,I. 
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Aus der Uebersicht ist zu ersehen, daß die Bahntransporte nach Holland billige:­
sind als die nach Antwerpen. Auch dic dcutschen Seehäfen sind mit Hilfe ,k::­
Ausnahmetarife wettbewerbsfähig. Die niedrigere Bahnfracht nach dcn ßcndl!~' 
häfen .erklärt sich auch daraus, daß auf holländischer und belgischcr Sird,e 
kein Deckwagenzuschlag erhoben wird und außerdem eine Mehrwagenkbu,;cl 
Anwendung finden kann. W.ennein \'V'aggon zu 5 t und ein zweiter zu ll' t 

,zusammenlaufen, kommt der Frachtsatz zu 15 t in Anwendung. 
2. Die Schiffsfrachten für Stückgut nach Antwerpen 1

), Rottcrdam unJ 
Amsterdam sind nachstehend unter Berücksichtigung des Berg" und T alycrhhr:,; 
zusammengestellt. Hierbei konnten die Häfen Hamburg und Bremen nicht k 
rücksichtigt werden, weil zU diesen Häfen keine Festfrachtsätze bestehen; d:~ 
Frachten werden jeweils börsenmäßig ausgehandelt. 
.1) Frachten im Bergverkehr je t ab Abgangsschiff geladen v.:m Ant 

werpen, R.otterdam, Amsterdam frei bis Ankunft durch Schiff: 
in in 

Duisburg Krefeld 
DM DM -----------------------------8,25 

7,25 
ab 5 t 
ab 10 t 

8,-
7-

, ' 
b) Fracht'en im Talverkehr je t frei bis Ankunft durch Schiff in Ant\\'d 

pen, Rotterdam, Amsterdam geladen in Abgangsschiff : 
ab ab 

ab 5 t 
ab 10 t 

Duisburg Krefeld 
DM DM 

7,-
6,50 

8,-
7,-

Zu diesen Frachtsätzen treten noch die Vorfrachten auf der Bahn, die je nach der 
Länge des Anfuhrweges bis zum einzelnen Industriebetrieb verschieden sind, 
W'enn auch die Schiffsfrachten für Antwerpen, Rotterdam und Amsterdam gkid1 

liegen, so ist doch zu berücksichtigen, daß für den Transportweg 
von Ruhmrt nach AntW,erpen = 331 km = 3112 Tage Fahrt 
v.on Ruhrort nach Rotterdam = 220 km = 2 Tage Fahrt 
von Ruhrort nach Amsterdam = 253 km = 2 Tage Fahrt 

benötigt werden; das ist für Antwerpen nicht günstig. 
3. Für Antwerpen ist weiterhin die PI atz s pe s ,e n v 'e r r e c 11 nun g (Verl.1dc; 

kosten) in Verbindung mit 'der Duisburger Frachtenkonvention abträglich. Dcr 
tarifarische Unterschied zwischen den Häfen Antwerpen, Rotterdam lind Am' 
sterdam ist folgender: 

Import 
a) Antw,erp,en: 

aa) Ab cif (Deck) 2) Importseedampfer Antwerpen bis frei verstaut in (1:1s :\b 
gangs"Rheinschiff von Antwerpen bei Uebernahme am Kai mit Umfuhr 
·zur Ladestelle der Rheinreederei: ----

fah
l)' Eiscntransporlo üher Anlwerpen werden außerhal'h der Duishurger Frachlenkonwnli"!l 

ge ren. 
2) eif = Preis versteht sich bis zum Hafen des Käuferlünd'es einsehL der Versichcrung>opL';t'lL 
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Stückgut 5 t 10 t 20 t 30 t und mehr 

DM 20,- 19,- 18,- 18.- 17,- pro t 

bb) Ab cif (D~ck) !mportscedampfer Antwcrpen bis frd v,erstaut in das Ab" 
g~ngs"Rhems~?l~f von Antwerpen bei Bord von Bord.Ueberladung, soweit 
eme solche moghch und gestattet ist: ' 

30 t 40 t 50 t 75 t 100 t 200 t und mehr 
.-. --------._--

DM 4,50 4,50 4,25 4,25 4,- '3,75 pro t 

ce) Falls .~urch Umstände, ~elche ;das mit der Empfangsnah'me beauftragte 
S~edlhonsu~~erneh~en meht zu v'ertreten ,h'at, eine direkte Ueberladung 
lllcht.durchfuhrbar 1st, stellen sich die K,osten wie folgt: ' ' 
Ab elf (Deck) Importseedampfer Antwerpen bis frei verstaut in das Ab" 
golngs"Rhein:chiff von ~ntw.erpen bei Uebernahme am Kai, jedoch bei 
Abnahme mit dem Rhemschiffam Kai 'Oder -Schuppen des See dampfers 
sofern derselbe frei ist,lQhne Beifuhr: ' 

__ 19 t 4~_~ __ 50 t 75 t 100 t und mehr ---_._----
DM 11,50 11,25 11,- 10,75 10,50 pro t 

b) Rotterd,am und Amsterdam: 
aa) Ab cif olm Kai mit Umfuhr nach der Ladestelle der Rheinreeder~i bis ver" 

staut in das Rheinschiff: 

1 t 5 t ' 10 t 20 t 30 t 50 t 100-200 t 
-- .. ---.-_.-

DM 11,90 11,05 10,25 9,95 9,15 9,15 8,15 pro t 
(Zuzüglich Löschungsspesen des Importsecdampfers) , 

Sämtliche Sätz·e verstehen sich ',einschl. Schuppenniide, V.erwi-egung und 
V.ersieherung usw. ( , 

bb) Ab cif bd direkt.em Umschlag ab Bord in Rheinschiff: 

30 t 50 t 100-200 t 

DM 0,95 0,60 0,45 P1'0 t 
(Zuzüglich Seedampferlöschungsspesen)' 

ce) Ab cifolm S·eeblQot"Kai IOd,er Schuppen bis verstaut Rhein .. 
schiff : 
entweder: 

DM 4,80 4,45 4,35 pro t 
(Zuzüglich Seedampferlöschungsspesen) 

oder, wenn die Scereedereien keine Extrakosten berechnen 
DM 0,95 0,60 0,45 pl'O t 

Export 

a) Antwerp'en:, 
aa) Ab 'Ankunfts"Rheinschiff, LQschstelle der Rheinr.eederei Antwerpen bis 

an Bord des ausg1ehenden Seedampfers in A ntw,erpen bei Lieferung am Kai 
mit großer Umfuhr bis zur Ladestelle des Seedampf.ers: 
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1 - unter 5 - unter 10 - unter 20 - unter 30 t und" 
5 t 10 t 20 t 30 t mehr 

DM 15,~ 14,75 13,75 13,- 12,25 

bb) Ab Ankunfts"Rheinschiff in den 'längsseits ladebereit liegendem Scedarn, 
ferhei Bord vom Bord"UeberIadung, soweit eine solche möglich und ~" 

I 
stattet ist: 

30 t 40 t 50 t 75 t 100 t und mehr 

DM 1,25 1,25 1,25 1,25 1,- pro t 

ce) Falls durch Umstände, welche das mit der fo~"Liefenmg~) beauftrapc Sr', 
diHonsunternehmen nicht zu vertreten hat, ,eme solche dIrekte Abhef~r.m 
nicht gestattet bzw.nicht durchführbar ist, stellen sich die Kosten wie tol~! 
Ab Ankunfts"Rheinschiff längsseits des Seedampfers oder Schu~pens '\ 
Antwerpen bis fob ausge~,ende~ ,Seedam~f,er von A.ntwc:pen, be: ~\.b1i~ 
ferung am Kai jedoch bel Andlenung mIt dem Rhemschlff am KaI ~x1 .. , 
Schuppen des Seedampfers, sofern derselhe frei ist, 'Ohne Beifuhr : 

30 t 40 t 50 t 75 t 100 t und mehr 

DM 6,25 6,25 5,50 5,50 4,75 pro t 

b) &otterdam und Amsterdam: 
aa) Ab Ankunfts"Rheinschiff bis fob~Ausgangsseeboot feinseht. Umfuhr: 

1 t 5 t 10 t 20 t30 t '50 t 100 - 200 t 

DM 11,05 9,95 ,9,40 8,85 7,75 7,75 7,75 pm t 

bb) Ab Ankunfts"Rheinschiff bis,fob"Ausgangsseeboot bei direktem Umschb!2 
aus dem Rheinschiff in das Seeboot . 

30 t 50 t 100--200 t' 

DM 0,65 0,40 0,271/2 pro t 

ce) Ab Ankunfts"Rheinschiff bis fobAusgangsseeboot bei Umschlag am Se~' 
boot"Kai oder Schuppen 
entw,eder: 

30 t 50 t 100-200 t 

DM 4,50 4,25 4,15 pro t' 

oder, 
wenn die Seer,eedereien keine Extrakosten berechnen: 

DM 0,65 0,40 0,271/2 pro t 

Aus idiesem Vergleich ist ,ersi~htlich', daß Antwerpen in seinen Platzspesen beim 
Import im Durchschnitt um DM 8,- und heim Export um durchschnittlich 
DM 5,---, gegenüber Rotterdam und Amsterdam höher liegt. '. 
Die Einwirkungen von Ebhe und Flut auf die Schiffahrt beeinflussen auch i.n 
!Antwerpen die platispesen. 
c) Bei den Mass,engu t fra chten,. die börs:nmäßig. v,ertraglich aus.~eh:ll1(klt 

werden, ergehen sich ebenfalls 'Fl1eIsuntersduede ZWIschen den hollandlschc!l 
-:-----
k

. 1) foh = Preis schließt Transportkoston bis auf das Schiff ein, jedoch ohno Vcrsiclll'rllll~S­
osten. 
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Nordseehäfen und Antwerpen. Nachstehend werden als Beispiel die Frachten 
für Getreide und Kohlen wiedergegeben:. ' 
aa) Massengutfrachten für Getreide (Import) 

von nach Duisburg Kre~eld "'--------
Bremen ' 8,11 DM 8,62 DM 
Rotterdam, Amsterdam und Antwerpen 2,7~ DM , 3,05 DM 

bb) Massengutfr,achten für K,ohlen (Export) 
von Duisburg nach Rotterdam Amsterdam 

2,20 DM 2,40 DM 

Antwerpren 

2,60 DM 

4. Die Auswirkungen d,cr M,on tan"U nion beeinflussen auch den deutsch" 
belgischen Eisenhahnverkehr. 1) 

a) Auf W<Cisung des Bundesverkehrsministers;hat diJe deutsche Bundesbahn am 
23. Februar 1953 je einen internationalen Tarif für K'ohle, Koks und Briketts 
von Fr,ankreich, vom Saarland, von Belgien und von Holland nach dem Bun .. 
desgebiet mit Frachtherechnung für die deutsche Strecke nach Frachtsätz·en, 
die dem Ausnahmetarif 6 B 1 von den deutschen Kohlengewinnungsstätten 
entsprechen, <Cingeführt. 2) 

b) Von den Bahnen der Vertxagsländer soll in Form eines Seehafendurchfuhr" 
tarifs von den deutsch",helgischen, ',deutsch"franz,ösischen, deutsch",lux,emburgi .. 
schen und deutsch"saarländischen Grenzbahnhöfen .die gleiche Ermäßigung 
des Ausnahmetarifs 8 S 1 Ces handelt sich hier um Bleche) gewährt werden, 
wie sie für die Bundesbahn bereits bestehen. 3) , 

t) Zum direkten deutsch",belgischen Gütertarif ist ami 1. Apri11953 die bish:erige 
Ausgabe des AT 15 'C für Eisen, Gußeisen und Stahl durdl ,einen ,crweiterten 
AT 15 C für Roheisen, Eisenhalbz,eug usw. ersetzt worden. 4) --

d) Im Zuge der Beseitigung des diskriminierenden Charakters bestimmter Aus~ 
nahmetarife ,ersetzte Belgien den Ausnahmetarif für ~oks in geschloss,enen Zii~ 
gen nach Frankreich durch einen slOlchen für K,oks in geschlossenen Zügen von 
sämtlichen Kokereicn im Gebiet 'der M'Üntanunion nach allen Hüttenstationcn 
dieser l.änder. 

Durch die Einbeziehung der westeul1Opäisch'en Hüttenstationen in den AT 8 S 1, 
wodurch der Walzeisenexport des Minette"R,eviers und des Saarlandes nach Skan .. 
dinavien 'und Finnland hegünstigtwird, besteht für die deutschen Häfen zweifel .. 
los Aussicht auf zusätzlichen Verkehr. Lothringen, das Saarland und Luxemburg. 
werden jedoch unbestrittenes Hinterland der Benelux=, und der französischen 
Seehäfen bleiben. 

Durchgehende Tarife, welche di,e seewärtige Ausfuhr von Roolv und Walzeisen 
aus Lothringen und dem Saarland begünstigen, k'Ümmen allerdings Antwerpen 
und den fr,anzösischen Seehäfen sehr viel stärker .als Rotterdam und Amsterdam 
z:ugute, da sich letztere so gut wie ausschüießlich auf den Rheirlweg stützlen. Sofern 
die Rheinschiffahrt, insbesondere durch 'die tarifarische Harmonisierung der Ho .. 
hen Behörde, ungünstige Auswirkungen ,erleiden müßte, würde der Hauptnutz" . 

1) Schulz-Kiesow, MQntan-Union und Verkehr, Z. f. V. 1953, S. G9. 
2) Dcul"cho Vcrkehrszcilung, 7. Jahrg~lIlg, Nr. 21. 
3) Deutsche Verkehrs zeitung, 7. Jahrgang, Nr. 23 . 
I) Deutsche Vc-rkchrsreilung, 7. Jahrgang, Nr. 42. 
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nießereiner solchen Entwicklung Antwerpen sein, während die auf die RllCili/ 
schiffahrt sich stützenden Häfen Rotterdam und Amsterdam Verkehrsycr]UI:i 
erLeiden würden. 

IV. 
Schlußbemerkungen 

Antwerpens Stellung zum deutschen H{nterland ist gegenüber der Vorkriegs:i1t 
a,hgeschwächt. Jedoch hedeuten diese A:ndcrungen .. kei~e Bedroh~ll1g seiner [si' 
stenz. Der Anteil Antwerpens am Rhemverkehr laßt 1m VcrglcIch mit seiltCII1 
ubrigen Vierkehrsumsatz deutlich werden, daß der Rhein die erste Rolle im "'CI' 
kehr mit Deutschland spielt. Allerdings sind die Eisenbahnen für dic Zu", 111) 
Abfuhr und inshesondere für 'die Durchfuhr nach Deutschland auch wic1ltil 
Man kann damit re~hnen,daß nach dem Ausbau der Kraftwagenstraßen ein ;t:i 
sätzlicher Anreiz für den Umschlag hochwertiger Güter in Antwerpen gebo!iil 
wird. Das Wasserstraßennetz hat ungeachtet seiner Binnenverkehrsbedcll nl[1~ 
und seiner Ausrichtung auf Antwerpen für den Transitverkehr keine iiberragcnt!1 
Bedeutung .. 
Für den Umschlag deutscher Güter in Antwerpen sind maßgebliche Stiit::en J:r 
Eigenhandel, die Binnenschiffsverbindungen, das vielfältige Seeschiffalutsli n i;iI! 

netz mit der großen Zahl der täglich gebotenen Abfahrten und die Eisenbah n:1I 

Ein harmonischer Zusammenklang dieserrMerkmale sichert Antwerpen auf je,kll 

Fall den Anteil am deutschen Transitgut und hierbei besonders an dem hochw,r' 
tigen und an dem Stückgu~: Die Vi~lseitigke~t dieses .?ber Antwerpen ;'er~L'1c1ti 
teten Güterstroms sorgt dafur, daß WIrtschaftlIche V,eranderungen und KonJull~i 
turschwankungen sich versöhnender auswirken als in anderen, mehr dem SJ"" 
zialgüterumschlag di.enend.en, S:.ehä.fen. Eine Pflege dieser den Um~.chl?g begiili' 
s(igenden Eaktoren und 'eme standIge Verb~sserung und VervollstandIgung J·r 
V,erkehrseinrichtungen, besonders solcher fur den Umschlag der hochwertig!,11 
Güter kommt dem Hafen ungemein zugute. Dabei süll durchaus die l\1.einllng gei' 
ten d;ßein vernünftiges Maßhalten in allen Aufwendungen für Ergänzung lH,1 
Au~bau der V.erkehrseinrichtungen am Platze ist. Es darf nicht dazu komllh:t!' 
daß aus reinen Prestigegründen ein zu großer Verkehrsapparat aufgezogen wiIJ 
der eine Subv:entionierung notw,endig.!ll~cht, we~l die Me~ge des aufkommend"I! 
Y'erkehrs für dne ausreichende Beschaftigung lllcht ausreIcht. 

In Belgien wird man das Sy~tem der ~isenbahn.t~rife u.?d in Antwerp~~l die PI-::;i 
spesen daraufhin prüfen müssen, ob Ihre derzeItIge Hohe h~.mmend fur dC~1 L 1111 

schlag gewirkt hat. Es mu0 zuge~eben. ~.erden, d~ß les fur das Land. Be!gU 
s h i ig ist eine selbständIge Tanfpohhk zu betrelben. Es muß auf dlC 1.,rifl 

~aßn~hmen 'der holländischen, französischen und deutschen Bahnen Rücksi,JI 
n~hmen. 
Gewiß müs:;en auch unsere heimischen Seeh~fen Hambur~ und .. Bremen n,1d;! 
haltig von der Tarifpolitik der Eisen?ahn gestutzt ~erden, dIe daf:rr sorgen lllUl" 
daß d· Entfernungsdifferenz,en dIeser Hafenplatze von den mnerdclltschcll 
Schwe:;unkten der Wirtschaft gegenüber den fr,emden Seehäf.en überbrückt wir,! 

Das Einzugsgebiet der Seehä.~en geht über .die Landesgr~?zen hinaus, und er! 
leichte t so vor allem den Landern ohne ·eIgene Hafenplatze, den Zugang :: 1I1 
See. Sro ist für die deutschen Seehäf.en der Verkehr mit. O:ste.rreich, U ng,) rn 
Jugoslawien und der Schweiz beachtenswert. Der deutsch:<ltahemsche V:erbands:.: 

. __________________ ._--"" _________ . - -· .• n"· ... ,~_ ... ".~ 
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tarif vermag aber auch süddeutsche Güter nach Süden zu zj.~hen. In diesen Fällen 
ist die Seereise für Lev.antegüter über Triest llilliger als über belgische oder hollän::: 
clische Häfen. 
S.O gibt ·es mancherlei Ueherschneidungen in den Einzugsgebieten der Wett:< 
bewerbshäfen, wobei im Einzelfall sehr wohl die technische Y:oll~ommenheit der 
Eisenbahnwegc, insbesondere im Hinblick auf di-e Transportdauer, für die Wahl 
des Seehafens mitentscheidend sein kann. Das z·eigt sich bereits jetzt bei der ge::: 
planten Elektrifizierung der beiden Rheinsbecken, di-e in Hamburg den Wunsch 
nach Erweiterung des elektrisch betriebenen Bahnnetzes nach Norddeutschland 
ausgelöst hat. .. 
Die Erstellung direkter internationaler. Eis,enbahntanfe, -wie sie der Schuman:<Plan 
vorsieht, beziehen sich auf die Gesamtentfernung. Diese Tarife haben degressiven 
Char.akter und beeinflussen insbesonder,e die Schiffahrt auf dem Rhein, zumal den 
Teilnehmerländern dn gemeinschaftlicher Verkauf und Einkauf von Kohle und 
Eisen verboten ist. An die Stelle des zentral·en deutschen K'ohlenv,erkaufs werden 
zahlreiche Verkaufskontore treten. Dadurch ,entsteht ein v:erstärkter Wettbewerb, 
in elen die Schiffahrteingeschaltet sein wird. Auch das wird Antwerpen zu bC9 
achten haben. 
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Aufgaben der N oveIIe zum Güterkraftverkehrsgeset2 
Von Dr. Erich Kr i e n, Bonn 

Einleitung 

Die Vürschläge der Bundesbahn zur Tarifgestaltung haben von neuem die Frage~' 
stellt, ob für diese und den g,ewerblichen Lastwag,enverkehr der gleidle Tarif gclkn 
solle. Die geforderte Belastung auch des Nahverk'ehrs mit der Beförderungssteuer 
wirft die Frage auf, üb die Preise des Güternahverkehrs dann Festsätze sein mii~' 
t'en. 'Das berührt wiederum den Kraftwagengüterferntarif mindestens im Abhol, 
und Zustellverkehr. Das Güterkraftverkehrsgesetz vom 17.10.1952 (GükG) ist bei 

,den:Beratungen im Bundestag und Bundesrat mit Recht nicht als abschließende Rel 
gelung des Kraftwagengüterverkehrs bez'eichnetworden. Der Abgeordnete Buccrilli 
hat erklärt, die Verabschiedung dieses Gesetzes bringe den Bundesverkehrsmin istcr 
Wieder zum Zuge, und dieser hat ,eine Novelle zu ,einzelnen Bestimmungen des 
Gesetzes binnen kürzester Frist angekündigt (vgI. die Niederschriften über di<' 
230. Sitzung des Bundestages und die 93. Sitzung des Bundesrates). Im Bundö) 
verkehrsministerium bestand schün zu jener Zeit darüber Klarheit, daß die in 
Aussicht genommene Novelle auch diejenigen Gegenstände zu behandeln hab.:, 
die das GüKG infiolge des Zwanges, über grundsätzliche Mei,nungsverschied~:l' 
heUen rasch zu ,einer Einigung zu kommen, nicht befriedigend geregelt h.Ji 
,vgI. Eichhoff im Vorwort zum GüKG, Ausgabe der Arbeitsgemeinsch;lfr 
Güterfernverkehr). 
\'\Tie aber auch der Kraftwagen"Güterferntarif gestaltet werden und auf di<' 
Verteilung der anfallenden Güter auf .. EisenbahI?:" und Krafh;agenve:,kdr 
wirken möge - die wesentlichen Grundsatz:e des GuKG werden nIcht in I< rag(~ 
gestelIt werden. Bundesverkehrsministerium, Wirtschaft und Güterfernverkehrs.' 
gewerbe werden am Festtarif und an der festgesetzten Höchstzahl der aus; 
zugebenden Güterfernv,erkehrsgenehrnigungen festhalten aus den Gründen, mir 

. denen 'sie in das GüKG eingefügt worden sind. 
Die tarifpolitische Situation 'erhöht die Bedeutung der Sicherung der EinhalhIng 
des Tarifes. Sie gibt auch den Zulassungsverfahren des GüKG ein größer<.~s 
GeWicht als bisher. Nur zuverlässige und leistungsfähige Güterfernverkdll-SJ 

, Ul)ternehmer bieten die Gewähr für die Einhaltung des Tarifes, wenn Aendc; 
rungen des Tarifsystems die Wdt~ewerbsverh~.ltnisse .. zu vers~h~eben drohen, 
Bei der Anwendung der VorschrIften des GuKG uber T~r1fsICherul1g und 
Zulassung der Betätigung iD?- ~raftwagen,,~üterfernverkeh~. haben sich ein.: 
~eihe von Fragen 'ergeben, dIe 'emer EntscheIdung bald bedurfen. 

1. Zulassungsverfahren 

Anzuhö~en sind 
,Vor Erteilung der' Genehmigung für Güter" oder Möbelfernverkehr (§ 14 Abs . .3 
GüKG) die Bundesanstalt, die Industrie" und Handelskammer, die Gewerksch:tft 
und als beteiligte Verbände des V,erkehrsgewerbes die Vertretungen des Güter-", 
fernverkehrs, des Möbeltransports und der Spedition und Lager,ei; 
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Vor Erteilung der 'Erlaubnis für den Güter" oder Möbelnahverkehr (§ 83 Abs. 2) 
die Industrie" und Handelskammer, die Gewerkschaft und die Vertretungen des 
Güternahverkehrs, des Möbeltransports und der Spedition und Lagerei; 
Vor Erteilung der Genehmigung für Güterliniennahv,erk,ehr (§ 93 Abs. 2) die 
Industrie" und Handelskammer, die Gewerkschaft, die Vertretung,en des Güter" 
Ih,hverkehrs und der SpediHon und Lagerei, die Eisenbahnv,erwaltung, der Wege" 
unterhaltungspflichtige und wem eine Genehmigung für Güterliniennahv,erkehr 
auf einem ,erheblichen T-eil der fraglichen Strecke schon erteilt ist; 
Vor Bestellung zum Abfertigungsspediteur des gewerblichen Güterfernv,erkehrs 
(§ 34 Abs. 1) die Bundesanstalt, die Vertretungen des Güterfemverkehrs und der 
Speditiün und Lagerei; 
Vor Bestellung zum Abfertigungsspediteur der Bundesbahn (§ 34 Abs. 4) die 
Vertretung der Spedition und Lagerei; 
VOr Entziehung der Güter" üder MöbeIfernverkehrsgenehmigung (§ 78 Abs. 4) 
elie Bundesanstalt. . ' . 
Kein Anhörungsverfahren ist vorgeschrieben für die Entziehung der ,Güternah~ 
verkehrserlaubnis, der Güterliniennahverkehrsgenehmigung und der Bestellung 
Zum Abfertigungsspediteur, ferner vor Zulassung als Frachtenprüfungsstdle. 
Die Frachtagenten unterliegen keinem Zulassungsverfahren (vgl. §§ 32,34 Abs. 3, . 
58, 59, 88, 96). ' 
Die Stellungnahme der im Zulassungsverfahren anzuhörenden Stellen und 
Verbände bindet die Zulassungsbehörde nicht. Unterlassen der Anhörung macht 
elie Zulassung oder deren Rücknahme nicht unwirksam oder anfechtbar. Den an", 
zuhörenden Stellen und Verbänden steht nicht das Beschwerdeverfahren gemäß 
§§ 79 und 93 Abs. 3 und die Verwaltungsklage offen gegen die Erteilung der 
Genehmigung zum Güter" oCler Möbelfernverkehr oder zum Güterliniennah'" 
verkehr, weil sie nicht durch die Erteilung der' Genehmigungen betroffen' s'ind. 
Ebenso hat die im V,erfahren auf Rücknahme der Güter" oder M-äbelfern" oder 
GüterIiniennahverkehrsg,enehmigung anzuhörende Bundesanstalt nicht die Befug .. 
nis, die Rücknahme zu beantragen. i 

Dagegen hat jeder, der sich als Unternehmer von Güter" oder Möbelfernverkehr, 
Güter" 'Oder Möbelnahverkehr oder 'einer Frachtenprüfstelle oder als Abfertigungs" 
spediteur betätigen will, die Befugnis zur Stellung eines entsprechenden Antrages, 
und infolgedessen steht ihm gegen die Ablehnung seines Anfragesdie Ver" 
waltungsklage zu, gegen die V,erweigerung der Güter" oder M-äbelfernverkehrs" 
oder Güterliniennahverkehrsg,enehmigung vorab auch die Beschwerde, gemäß 
§§ 79, 93 Abs. 3 .. 
Beschwerde" und V,erwaItungsv,erfahren führ,en zur Nachprüfung sowohl der 
tatsächlichen Feststellungen als auch der Rechtsgründe der Entscheidungen 
der Zulassungsbehörden, ;mch der Handhabung des Ermessens bei den Ent" 
scheidungen unter dem Gesichtswinkel des Ermessensmißbrauchs. Mit den dabei 
;luftauchenden Fragen befinden sich Zulassungsbehörden, Beschwerdeinstanz und 
V erwaltungsgericht meist auf Neuland. Erheblich voneinander abweichende 
Auffassungen sind also durchaus wahrscheinlich. Das gilt ,z. B. nicht nur für die 
Ermessensentscheidungen über Zuverlässigkeit und fachliche Eignung des Unter" 
nehmers von Güterfernv·erkehr (§ 10 Abs. 1 Ziffer 1), Güternahverkehr (§ 81), 
GüterIiniennahverkehr (§ 91 Abs. 1 und 2), als Abfertigungsspediteur (§ 34 Abs. 2), 
der Frachtenprüfstelle (§ 59 Abs. 1.1), über die Eignung der Fahrz'euge für den 
Güterfernverkehr (§ 10 Abs. 1 Ziffer 3) und die Leistungsfähigkeit des Unter" 
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nehmers für Güterfernverkehr (§ 10 Abs. 1 Ziffer 2) oder für oden Abfertigungs" 
dienst (§ 34 Abs. 2), sondern auch für die Feststellung, ob ein zulassungs~ 
pflichtiger Fern", oder Nahverkehr für andere o~er ,ein. nicht zu~assungspflichtiF":~ 
Werkverkehr vorliegt (§ 9 Abs. 2) oder ob dlC Tanfvorschnften verletzt Sill":, 

(§ 78 Abs. 2 Ziffer 4) oder ob ,ein Unternehmen Speditionsunternehmcn ode' 
Fuhrunternehmen ist (§ 34 Abs. 1 und § 33). 

Diese schwierigen Entscheidungen, die außer de~ .Kenntnis der Vorschriften 
des GüKG der Tarife und des Fracht", und Spedlhonsrechts auch F;tchkcnnt,· 
nisse und 'Erfahrungen auf dem Gebiete des Kraftwagen",Güterv.~r~chrs cr~ 
fordern, treffen die Zulassungs behörden unter dem Druck der zulasslgen TI:.:" 
schwerde .oder der Verwaltungsklage des betroffenen Unternehmers. 

Sie werden leichter zugunsten des betroffenen Unternehmers entscheiden ~l$ 
gegen ihn. 
Das begründet die Gefahr, daß ~ulassungspflichtiger Güterfern", o~ter mahverkch:: 

1 . ht d Zulassung bedürftiger Werkverkehr behandelt WIrd, Fuhrunter~ 
a s lllC er b II d I'" d 

hm' Abfertigungsspediteur,en este t wer en, ~mzuver asslge 0 er un", 
ne er zu f" G"t d M"b If k 1 . tUt hmen Genehmigungen ur u er'" 0 er 0 e 'ernver "C 1r, 

gEeellgnbe ~ f" nGe~ntee oder Möbelfernverkehr erhalten, zu Abfertigungsspediteurtn 
rau nlS ur u r"" ., 1 d 

b t 11t · d oder von der Möglichkeit der gebotenen Ruckna lIDe er 2110' es ewer en , " . . . 1 d' 1 cl 
lassung kein Gebrauch gemacht wird. Damit WIrd nIC lt nur er SIC lerung ~r 
Einhaltung des Tarifes dne wichtige Gr~ndlageedntzogen, sonl.?e~n aUUch (he 
Wirtschaft geschädigt, die sich des ungeelgnete~ ocr unzuv'er asslgen nter" 
nehmers im V,ertrauen auf dessen Zulassung bedIent. 

Der Druck der Beschwerde'" und Klagebefugnis der betroffenen UnternchUHT 

f d· Z 1 sungsbehörden bedarf zum Ausgleich des Gegendrucks. Das An~ 
au le u as b h" d . 1 b' d .. t . I t D' h oo f 1 das die Zulassungs e or en ntClt met, genug 11lC 1 • 1l' 

Zorlungsverbahl~~nd'en "n die Stellungnahme der anzuhörenden Stellen und V cr/ 
U assungs e or .. d Z I b h" d I 

bände zu binden, ist mit der Stellungnal
b
1IDe Ser

l 
I u aBs~udngs e dor eZn Ja s staa':.' 

liche Verwaltungs behörden nicht ver~in ar.. 0 c le m ung er u assungs;o 

b h .. d . t b auch nicht notwendIg. DIe Sachkunde der berufenen Stellen 
e or en IS a er h d G . h . Z 1 IR" k 

und V,erbände würde das ihr gebü ren e eWlc. t", dm .u assun1s:: une k Ü!['e" 
nahmeverfahren schon dadurch ,erlangbe~, iaßI d~e ' yz:Jt d~1U~ a sh Aus

1
"11l1 t~l 

quellen anzuhörenden Stellen und Ver. an eaSs 1I etel 19 e Ale :sc weHf eR" .~l11kl 
KI b f 

. I gen und die Befugllls zur te ung von ntragen au uc "", ag e UglllS ,er an 
nahme v,on ,erteilten Zulassungen. 

D· b d" f . er gesetzlichen Vorschrift also der Regelung durch die in ,leses e ure ,eIn ' 
Aussicht genommene Novelle zum GÜKG. 

2 Z I Werkspeditionsunternehmen als Abfertigungsspediteure . u assung von . 
W k d'f t ehmen sind Speditionsunternehmen, die Handels", oder lndr ~e 1 ~onsuh::rn als Gesellschafter ,errichten meist in Gestalt einer GmbH. 

od us leudn erne. enl'ch "ls Darlehnsgeber beteiligen, um die Spedmonskoskn 
, er an enen Sle s ... . . ' 

fuoor d' V d CI'gener Güter selbst zu verdIenen. DIe erwartete strenge leersen ung d I d I d . ' 
Tarifüberwachung durch die Bundesanstar hat Han ~.s"'d un n tstf~euftcr" 
nehmen veranlaßt, solche W,erkspeditiodns JrAmbefn ~u grun eI?:'tuum ua OOß ( ~r:12 
Bestellung zum Abfertigungsspediteur ,~eerhgu~gsverg~ ng gen~a) :-, .)=' 
und der Anordnung Pr 146/48 zu verdlen~n, auf dIese W,e~se alsoeme V cu 
kürzung' der Fracht nach dem Güterferntanf straflos zu ,erZIelen. 

I 

I 
1 

_ . ___________ ~_rgahcll '-~~ Novd!lo ?U1Il Gülcrkraflvcrkchrsgesclz 293 

SJlches Verfahren kann als Versuch der Umgehung des Tarifzwanges, gemäß 
§ 5 GüKG den Abzug der Abfertigungsvergütungvon derTariffracht nicht l'echt~ 
fertigen. Ebenso ist die Beteiligung der Werkspeditionsfirma als Hauptspediteur an 
der Abfertigungsvergütung des Zwischenspediteurs dn Umgehungsv,ersuch, den § 5 
Ziffer 1 der Anordnung Pr 146/48 nicht deckt. Auf jeden Fall erhält das an der 
\'\1 erkspeditionsfirma beteiligte Handels", oder Industrieunternehmen mindestens 
durch die steuerrechtlich unvermeidbare Konzernverrechnung die Abfertigungs", 
vergütung des Abfertigungsspediteurs ganz oder teilweise und also eine gemäß 
§ 22 Abs. 2 verbotene Begünstigung gegenüber dem Güterferntarif. 
Die zuständigen höheren Verwaltungsbehörden dürfen solche \Verkspeditknis", 
firmen mithin nicht zu Abfertigungsspediteuren bestellen. D1ese können nicht 
die Gewähr für die Einhaltung des Tarifes bieten, gerade weil sie dazu bestimmt 
sind, die T ariffracht durch die Abfertigungsvergütung zu verkürz,en (vgl. Bartho.; 
lomeyczik, Kurzkommentar zum GüKG, AnI?erkung 3 zu § 34). ' 
Solange die anzuhörenden Stellen und Verbände keine Beschwerde", und Klage:: 
befugnis haben, auch kein Recht zur Stellung eines Antrages auf Rücknahme 
der Bestellung einer Werkspeditionsfirma zum Abfertigungsspediteur, so lange 
unterliegt ausschließlich dem Ermessen der Zulassungsbehörde, ob sie eine \V'erk~ 
speditionsfirma als Abfertigungsspediteur wirken lassen will. Aber auch wenn 
die derzeit anzuhörenden Stellen und Verbände zu Beteiligten im Zu1assungs~ 
und Rücknahmeverfahren geworden sind, ,erschweren die vielfältigen Möglich~ 
keiten privatrechtlicher Gestaltung des Rechtsv,erhältnisses zwischen Industrie~ 
oder Handelsunternehmen und dem W,erkspeditio,nsunternehmen die Feststellung, 
ob ein Werkspeditionsunternehmen zur Erzielung eines tarifwidrigen Beförde,. 
rungsentgelts vorliegt. . 
Soll diesem Verfahren, welches den Güterferntarif auch außerhalb des Speditions~ 
verkehrs tatsächlich um den Betrag der Abfertigungsvergütung herabsetzt, 
begcCTnet werden, so müßte eine gesetzliche Vorschrift in der Nov,elle :::um GüKG 
die "'Bestellung von W,erkspeditionsfirmen zu Abfertigungsspediteuren ab" 
schneiden. Statt der unmöglichen Aufzählung aller denkbaren Versuche der 
Gestaltung des Verhältnisses zwischen \Verkspeditionsfirma und Industrie", oder· 
Handclsunternehmen würde der Nachweis der Finanzierung durch das Industrie" 
oder Handelsunternehmen genügen müssen; denn mit der Finanzierung eines 
\Y/ erkspeditionsunternehmens, das zum Abfertigungsspediteur bestellt werden soll, 
wird der Abzug der Abfertigungsvergütung von der Tariffrachterstrebt. 

3. Wesen des T,arifs 
Die Frage nach dem Wesen des Giiterferntarifs war und ist nicht nur vün wissen", 
schaftlichem Interesse. Das Wesen des Tarifs spielt vielmehr eine Rolle für die 
Anwendbarkeit'und Durchsetzbarkeit des Tarifs im Rechtsstreit für und gegen 
den Güterfernverkehrsunternehmer, für und gegen den Spediteur (§ 21 Abs. 2 
Satz 1) und die Bundesanstalt (§ 23). 
Der zivilrechtlichen_Unabdingbarkeit des Güterferntarifs hat die Rechtsprechung 
nicht nur unter der Herrschaft des Güterfernverkehrsgesetzes und des Güter" 
fcrnverkehrs",Aenderungsgesetzes die Anerkennung versagt, sondern auch in 
einigen Entscheidungen zum GÜKG. 
Die Gerichte verkennen nicht die Unabdingbarkeit des Gebots und Verbots des 
öffentlich",rechtlichen Preisres::hts (jetzt als ,§ 22 Abs. 1 und 2 GüKG) und die 
strafrechtliche Sanktion der Abweichung vom Güterferntarif als Festtarif durch 
§ 98. Sie erkennen ferner an, daß zwischen Güterfernv,erkehrsunternehmer und 
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. Absender (V,ersandspediteur) die Sätz·e und Vorschriften des Güt~rfrotde~ 
gemäß § 632 BGB auch dann als vereinbart zu gelten haben, wenn Z;WISC co ich! 
V'ertragsparteien keine Vereinbarung zustande gekommen und solche auch hrift 
aus schlüssigen Handlungen zu entnehmen ist. Sie folgen auch der .Vorh~lichc 
des § 22 Absatz 3,. welche der tarifwidrigen Vereinbarung die ZivI!rec . d.15 
Wirksamkeif ~ersagt und an deren Stelle gegen den \'Villen der Partele~ 10 Iod 
als wirksam aufrecht erhaltene Beförderungsvertragsvcrhältnis die Tarifsatze \cr 
,Tarifvorschriften als anzuwendendes R:cht ei.nfügt: Die Gerich~e messen d~tOg 
der E.rsatzklausel des § 22 Absatz 3 Ulcht die WIrkung bei, dIe Anwen od 
allgemeiner Gr~ndsätze des bürgerlichen Rech~s auszuschließen wie T:etK1:gl! 
Glauben und Bmdung an das vorangegangene eIgene Tun. So hat man die ',,, 
gegen ~den Absender oder Empfänger auf Zahlung des Unterschiedsbeya~~~ 
zwischen der~ariffr~ch~ ~nd dem. vereinbarten Entgelt abgewiesen, "'cl! r sie 
Unternehmer dIe tanfwldnge V,erembarung angeboten und der Abs~n e 1,jl 
deshalb für zulässig gehalten hat oder weil der Unternehmer auf emen ~, 
der offenstehenden Fracht gegen das V'ersprechen weiterer Beschäftigung vc:: 

.. ziehtet hat ,oder weil der Absender auf die ihm vor Erteilung des Beförderung!>' 
auftrages gewordene falsche Tarifauskunft vertraut hat. 
Dieses ~üßte sieh die Bundesanstalt gemäß § 412 BGB gegen Ansprüche eo

tf 

gegenhalten lassen, die gemäß § 23 GüKG auf die Bundesanstalt übergegangc~ 
sind. Ebenso müßte 'es gegenüber der Berufung des Spediteurs auf § 21 Abs. -
Satz 1 gelten. - . 
Solche Tatbestände können die am Beförderungsauftrag Beteiligten kraft Verctn: 
barung schaffen. § 5 GüKG würde solchen Versuchen nur dann entgegen" 
zusetz·en sein, wenn gemeinschaftliches Vorgehen bewiesen werden kann. I?c~ 

I Nachweis begegnet aber erheblichen Schwierigkeiten, wenn, wie üblich, keine 
schriftliche Festlegung der Vereinbarung erfolgt ist. 
Die R~ihe der' ,erwähnten zivilrechtlich durchsetzbaren Versuche der Umgehung 

. des T.arifzwanges ließe sich um eine große Zahl zivil" und proz;eßrechtli~her 
,Möglichkeiten vermehren, die nicht genannt werden sollen, weil sie noch nlc1~t 
Gegenstand v,on bekannt gewordenen Entscheidungen gewesen sind. \"'o/,enn dll! 
Einhaltung des Tarifs auch zivilrechtlich gesichert und wenn die Umgehimg .. dc: 
Tarifzwanges mit zivilrechtlichen Mitteln unterbunden werden sollen, dann mußte 
zu § 22 GüKG eine gesetzliche Vorschrift, also im Wege der Nov·elle, treten, 
die die Anwendung der Sätze und V-orschriften des Tarifes auf die Beförderung 
von Gütern im Kraftwagen"Güterfernverkehr vorschreibt, gleichgültig, ",de!le 
Vereinbarungen die 'Parteien tr·effen und von weIchen V-orstellungen und Er" 
wägungen sie sich leiten lassen. . 

4. Betriebstrennung 
Das Verbot des § 8 Abs. 2 des Güterfernverkehrsgesetzes, neben dem genehmig> 

• ten Kraftwagen"Güterfernverkehr ein anderes Gewerbe zu betreiben, sollte die 
Ueberwachung der Einhaltung des Güt~rferntarifes sichern (vgl. Hein AI1Ill. 
zu § 8 GFG in "Das neue Recht des Güterfernverkehrs", S. 55). Die Zulassung 
rechtlich· selbständiger Güterfernverkehrsunternehmen, meist in Gestalt einer 
GmbH., deren Gesellschafteranteile einem Spediti,onsunternehmen gehören (durch 
§ 20 der Durchführungsverordnung v-om 27.3.1936 zum GFG), beschränkte die 
Möglichkeiten der Tarifüberwachung nicht. Der Verzicht im Erlaß des Reichs:: 
verkehrsministers vom 22. 6. 1938 - K 2. 6331 - RVkBl. B. S. 133 - auf (1:Is 
Gebot der Betriebstrennung wurde im Zusammenhang mit der Aufhebung der 
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C?enchmiguI?gssI?erre ausgespl'Ochen. Es ste~lte also übe~ das Ziel der Tarif" 
SIcherung dIe Forderung der Beschaffung leistungsfähiger Lastkraftwagen aueh 
durch die Speditionsbetriebe, die auf die Betriebstrennung nicht eingehen wollte 
(vgl. Gülde Anm. 6 zu § 8 GFG). n 

Das Güt~rfernverkehrs"Aenderungs~esetz vom 2.9.1949 und das GüKG haben 
den VerzIcht auf das Gebot der Betnebstrennung beibehalten obwohl beide da 
größte Gewic~t auf die !arifs~.cherung legen. Die Beschränk~ng der Höchstzahi 
der Genehmigungen fur G~~erfernverkehr in § 7 des Güterfernverkehrsi" 
Aenderungsgesetzes und § 9 GuK.G hat dem Verzicht auf das Gebot derBetriebs 
trennung die ursprüngliche Begründung genommen. " 

Dieser \'Viders?ruch im.~ÜKG kann n~cht etwa mit dem Hinweis darauf geleugnet 
werden, d~ß .dle Besc~a.nkun.g zu .erteIlender Genehmigungen eine Vergrößerung 
der Beschaftigungsmoghchkett-en Jedes genehmigten Fahrzeuges zur Fol~e habe' 
tatsächlich ble~~~ die festgesetzte Höc~~tzahl der Genehmigung,en erheb1i~h hinte; 
der ~ahl ~er tahgen l!nternehmer zuruck, denen der Tarifzwang gerade zu helfen 
bestimmt 1st (vgl. Hem, "Das neue Recht des Güterfernverk,ehrs", S: 13). 

Der. Widerspruch i~ GüKG wü.rde aber nicht rechtfertigen; die Frage der 
Betriebstrennung WIeder aufzugreifen. So kann auch keine R,ede davon sein 
~ß Gemisc.htbetriebe Spedit~:on mit Güt~rfernverkehr wirtschaftlich mit große~ 
t~folg v:rbmden, um de~ ~uterfernverkehr zu unterbieten. Ebensowenig wiirde 
~~e Verbmdur:g von Sl?edlüons" und Frachtfü~rer"rnteressen im Gemischtbetrieb, 
t.l~ von zwei verschiedenen. Gewerbeorgamsationen wahrgenommen werden' 
mussen, den Gesetzgeber zwmgen, zum, Gebot der Betriebstrennung zurUck .. 
zukehren. 
[;n ~.emischtbetrieb! der im yerhältni~ zum Auftraggeber (Versender) und 
l:mpfanger als Spediteur auftrItt und mIt der Ausführung der Beförderung des 
Gutes im ~ern.verke~r mit ,eigenen Kraftfahrzeugen das Recht des Spediteurs' 
Zum Selbstemtntt ausubt (§ 412 Abs. 1 HGB), 'ergeben sich aber viele tatbestands .. 
mäßig und rechtlich schwierige Abgrenzungsfragen zwischen dem SpediHonsl'echt 
lind dem im Umfang des Selbsteintritts im Kraftwag,en"Güterfernv.erkehr aus .. 
s~hließlich und zwinge~~ geltenden Recht des Güterf~rnverkehrsunte~nehmers 
~3 21 Abs. 2 Satz 1 Gu~G). Foülgende aus der Fülle der täglich anfallenden 
lweifelsfragen herausgegnffene Beispiele zeig,en die ,erhebliche Bedeutung der 
Abgrenzungsschwierigkeiten. 

1):r Gemischtbetr~eb wird eb~~so wie der Möbelspe~iteur und der Rollspediteur 
mit dem Fuhrbetneb (Frachtfuhrer, Lohnfuhrunternehmer) verwechselt. 

l)ies<:ID Irrtu~ ve.rfällt meist .nic~t der .Auftraggeber. Di'eser beschäftigt den 
Ccml.sc~tbetneb mcht nur, ~etl dleser die Beförderung mit eigenen Kraftfahn< 
z:ugen 1m. Fernverke~~ ausf~hren kann, sondern weil er über die Beförderungs~· 
lCLstung hmaus SpedltIons.Lelstungen zu ,erbringen sieh erbietet wie Zwischen .. 
lagenmg, Verz·ollung, V,erslch:rung, Nachnahmeerhebung, Umschlag und Weiter .. 
v.ersendu~g 'entwed~r durch em anderes Verkehrsmittel oder durch Vermittlung 
tlI1es ZWlschenspedlteurs. Dageg,en sehen selbst die Straßenv,erkehrs" und Preis," 

. behörden, die di~ Erscheinu.ngsformen. der Kraftwag,enspedition kennen, ins" 
, . bt..-sondere ab~r dle. notwendigerweise meist nieht sachkundigen Gerichte nicht 

den U nterschle? ZWischen d~m Gemischtbetrieb und dem Fuhrmann, der lediglich. 
Beförderungsleistungen anbIetet und erbringt. Man ühersi'eht über der Beförde" 

i nmgsleistung des <?emischtbetriebes dessen Speditionsleistung,en, insbesondere 
erkennt man aber mcht, daß der Gemischtbetrieb .Speditionsaufträge erhält, nicht 
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Beförderungsaufträge (vgl. Krien, "Spediteur oder Fuhnmtei'nehmer" im Ver. 
kehrsjahrbuch 1948, S. 192 und "Rechtsstellung des Spediteurs im gewerblichen 
Güterfernverkehr mit Kraftfahrzeugen" im Kraftverkehrsrecht von A - Z 
Spediteur, Güterfernverkehr, Erläuterungen 1). ' 
Die Tatfrage, ob ein Speditions" oder Frachtgeschäft vorliegt, gibt wegen der 
unterschiedlichen Regelung beider Geschäfte sowohl im HGB als auch in den 
ADSp und in der KVO und im GüKG meist den Ausschlag. Das gilt ins> 
besondere für die wichtigsten Fragen nach dem Umfang der Haftung und nach 
der Haftung für dritte Unternehmer. Die Haftungsbeschränkungen der ADSp 
und die Erweiterungen und Begrenzungen der Haftung des Güterfernverkehrs" 
unternehmers nach der KVO miteinander genau zu vergleichen, erfordert mehr 
als ihre Gegenüberstellung. W,enn der Gemischtbetrieb zur Ausführung seines 
Speditionsauftrages einen dritten Unternehmer . einschaltet, wozu ,er gemäß § 40S 
Abs.1 HGB befugt ist, so ergeben siell je nach den Umständen erheblich yon~ 
einander abweichende Entscheidungen über die Haftung des Gemischtbctriebc$ 
für den Dritten. Der dritte Unternehmer kann Zwischenspediteur sein. Dann 
gelten die §§ 408 Abs. 1 HGB und 52 ADSp, die den Gemischtbetrieb nur für 
sorgfältige Auswahl des Dritten verantwortlich machen. Führt der dritte Untw 
nehmer die Beförderung mit eigenem Fahrzeug im Giiterfernverkehr selbst aus, 
so sind zwischen Gemischtbetrieb und Auftraggeber gnmdsätzlichebenfalls die 
§§ 408 Abs. 1 HGB und 52 ADSp anzuwenden. Es kommen aber auch Fälle vor, 
in denen der Gemischtbetrieb wie -ein Hauptfrachtführer für den Unterfracht~ 
führer gemäß. § 6 KVO reinzustehen hat, z. B. wenn der Fahrer unterwegs wegen 
Betriebsstörung 'Oder wegen Unfalls ·einem dritten Unternehmer das Gut :m 
W.eiterbeförderung übergibt. 
§ 1:12 Abs. 2 HGB verw.eist auf das anzuwendende Frachtrecht der KVO lind 
des GüKG - gemäß § 21 Abs. 2 Satz 1 GüKG -, soweit nicht Versendung 
in Sammelladung stattfindet (§ 21 Abs. 2 Satz 2 GÜKG). Diese Verweisul1 cr <"ilt 
nur insoweit, als der Gemischtbetrieb die Beförderungsleistung im Fernve~k~lH 
mit .eigenem Fahrzeug ausführt. Im übrigen gilt Speditionsrecht insbesonckre 
der ADSp kraft Speditionsvertragsverhältnisses (vgl. Gadow"Staub Anmerkung 'f 
zu § 412 HGB). Diese Fa1:1stregel setzt die Abgrenzung der Beförderungsleistung 
nach den Vorschriften der KVO voraus. 
Das Beladen und Entladen rechnet gemäß § 17 KVO bald zur Beförderungs~ 
leistung des Un~ernehmers (Stückgut), bald zur Leistung als Gemischtbctricb 
des Spediteurs (Versand oder Empfangspediteur im Ladungsverkehr). Die Ab, 
grenzung des Ladegeschäftes selbst erfordert wegen der unvollständigen Regelung 
durch Gesetz, KVO und ADSp sehr umfangreiche und eingehende Unter, 
suchungen (vgl. Krien "Ladegeschäft im gewerblichen Güterfernverkehr mit 
Kraftfahrzeugen" in Kraftv·erkehrsrecht von A - Z, Güterfernverkehr, Beladen 
und Entladen, Erläuterungen 1). 
Die Nebengeschäfte- wie Nachnahmeerhebung, Zwischenlagerung, V.erzoIIlllH:;, 
für welche sowohl das Speditionsrecht als auch der Nebengebührentarif d:':; 
Güterferntarifs Vorschriften enthalten, werden zwar im Gemischtbetrieb h:;t 
immer als Speditionsgeschäfte ·erfüllt. Es ist aber in jedem einzelnen ralle :::u 
prüfen, ob nicht das Nebengeschäft bei Ausführung der Beförderung im Fern'" 
verkehr ·erledigt worden ist, z. B. die Verzollung. 
Die. unterschiedliche R1egelung des Verhältnisses des Gemischtbetriebes :::um 
Auftraggeber bald nach den Vorschriften des Speditionsrecht.es, bald nach den 
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Vorschriften der KV? und d.es GüKG, kommt notwendig auch darin zum Aus" 
dmc.k, daß bal~ dIe VersIcherung nach dem SpeditioOnSt' und RoOllfuhr" 
verslcherungsschem zum Zuge kommt, bald die Versicherung der Haftpflicht 
des Güterfe~nverke.hrsunternehm~rs nach der KVO. Die Abgrenzung der 
Geltungsbereiche dle~er auch be.l verschiedenen Versicherungsgemeinschaften 
untergebrachten. Ve.rslcherungspohcen begegnet denselben schwierigen Tat" und 
Rechtsfragen WIe dIe Regelung des Verhältnisses zwischen Gemischtbetrieb und 
Auftraggeber und Dri!ten, wei~ diese Versicherungen auf der vielfältigen Reg.elung 
der Haftung des Gemlschtbetnebes beruhen. Diese Schwierigkeiten werden noOch 
dadurch vermehrt, daß beide Arten von Versicherungspolic·en bei der noOt" 
wendigen Begrenzung ,des V,ersicherungsschubes nicht aufeinander, insbesondere 
nicht in der Fassung, Rücksicht nehmen. 
Die Vereinigung von SpeditioOn und Güte~fernvlerkehr nicht nur im Unternehmen 
des Gemischtbetriebes, sondern auch beim einzelnen Auftrag zwingt ferner zur 
Verwendung sowoOhl der für den Güterfernverk'ehr vorgeschriebenen Beförde" 
rungspapiere ,(§ 28 Abs. 1 und 3 GüKG), als auch der im Speditionsverkehr mit 
dem Auftraggeber und dem Zwischenspediteur üblichen Speditions papiere (Avis,' 
Bordero und Lieferschein), die in ihren Eintragungen nicht notwendig überein" 
stimmen. Doch wird häufig die eine Art von Papieren an Stelle der anderen Art 
verwendet. Daraus ergeben sich wieder Zweifel an der rechtlichen Bedeutung 
der verwendeten Papiere, ganz abgesehen davon, daß der vom Gemischtbetrieb 
~ür die Verwendung im Fernverkehr ausgestellte Frachtbrief kein Frachtbdef 
Im Sinne der §§ 426 HGB und 11 KVO ist, der vom Absender ausgestellt slein muß. 

Zu diesen Abgrenzungsfragen, die immer wieder zum Rechtsstreit über Entgelt 
und Haftung des Gemischtbetriebes Anlaß bi·eten, tritt die V.erteilung der ZU" 
ständigkeit zwischen Bundesanstalt und Preisüberwachungsbehörden gegenüber 
dem Gemischtbetrteb. Der Tarifüberwachung der Bundesanstalt unterliegt zwar 
außer der Frachtabrechnung mit dem dwa beauftragten dritten Güterfernverk.ehrs" 
unternehmer auch die Belastung des Auftraggebers mit der Fracht nach dem 
Güterfernverkehrstarif wegen § 21 Abs: 2 Satz 1 GÜKG. Ob' der Gemischtbetrieb 
aber auch das Entgelt für Speditionsleistungen richtig berechnet (wegen § 22 
Abs. 2), könnte die Bundesanstalt nur mit zusätzlichen Prüfern, die Speditions" 
fachleute sein müssen, überwachen. Diese Aufgabe wird also tatsächlich den 
Preisüberwachungsstellen verbLeiben, ·ebenso wie die nicht der Ueberwachimg 
durch die Bundesanstalt unterliegende Berech~ung des Entgeltes des Spediteurs 
für Versendung in Sammelladung (§ 21 Abs. 2 Satz 2). 
Die häufige Verwechselung des Gemischtbetdebes mit dem Fuhrbetrieb hat 
schließlich zur Folge, daß Fuhrbetriebe zu Abfertigungsspediteuren bestellt 
werden, obwohl nur Spediteure bestellt werden dürfen (§§ 33, 34 Abs. 2). 
Alle diese Schwierigkeiten gehen zu Lasten nicht nur des Gemischtbetriebes, 
sondern auch seines Auftraggebers' und der staatlichen Ueberwachungsstellen. 
Alle müssen Zeit und Geld auf die schwierige Handhabung der unterschiedlichen 
Regelung der Rechtsverhältnisse des Gemischtbetriebes aufwenden, Die Wieder" 
herstellung des Gebots der Betriebstrennung würde mit einem Schlage alle nur 
für den Juristen interessanten Einzelfragen v.ereinfachen. Das erfoOrdert wiederum 
eine gesetzliche Vmschrift, wäre also zu erwäg.ender Gegenstand der Nov·elle 
zum GÜKG. . , 
Die durch die Betriebstrennung gebotene Trennung auch der Buchführuug :wird 
keine erhebliche Belastung des Gemischtbetriebes bedeuten. Die Aufgliederung 

; 
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des Entgelts in Speditionsentgelt und Beförderungsentgelt ist schon jetzt n :>tr 

wendig, ~eil dieses der Beförderungssteuer, jenes der Umsatzsteuer unterliegt 
Der Aufgliederung der Kosten bedarf der Gemischtbetrieb ebenfalls ohne Betriebs. 
trennung, um den wirtschaftlichen Erfolg des eigenen Güterfernverkehrs fest. 
stellen zu können. 

5. Grenzüberschreitender V:erkehr 

Der unbestreitbare, Grundsatz, daß das Preisrecht eines Staates nur innerhalb 
. seines Hoheitsgebietes gilt, ist auch auf den Güterferntarif anzuwenden. Bei 
Behandlung des grenzüberschreitenden Y,erkehrs wird aber meist nicht beachtet, 
daß außer dem Preisrecht (§§ 21 bis 23, 98 GüKG) die Vorschriften des Vertra~ 
rechts und des Internationalen Privatr·echts zum Zuge kommen. Diese Regeln 
werden bei Entscheidung von Tariffragen des grenzüberschreitenden Verkehrs 
übersehen, weil man bei Anwendung des Tarifs an den Beförderungsvorgang 
anknüpft. So kommt der immer wieder vertretene Schluß zustande daß die 
Beförderung im grenzüberschreitenden V:erkehr nur mit der Inlandst;ccke dem 
Gürerferntarif unterliege, die Auslandsstrecke dagegen der R,echtssetzungsgew3lt 
des 'Auslandes. Diese Auffassung machen sich die ausländischen Güterfern", 
verkehrsunternehmer zu eigen, di,e mit Genehmigung des Inlandes im gren=,. 
überschreitenden Verkehr im Inland Beförderungsleistungen ausführen. Sie bc,. 
rechnen dem Absender bezw. dem Empfänger, von dem die Fracht erhoben wird 
ein Beförderungsentgelt, das sich zusammensetzt aus_ je einem BetraCT für di~ 
Inlands" und für die Auslandsstrecke. Für die Inlandsstrecke berechne~ sie den 
Betrag, der sich nach dem Güterferntarif ,ergibt, als ob die Beförderung vom 
Grenzübergangsort bis zum Bestimmungsort im Inland oder vom Inlandsort bis 
zum Grenzübergangsort als Bestimmungsort ,erfolgte. Für die Auslandsstrecke 
wenden sie den im Ausland dwa vorgeschriebenen Tarif entsprechend an oder, 
faUs kein verbindlicher Tarif im Ausland gilt, einen fr·ei ver,einbarten S;!t::. 
Im Wrettbewerb mit inländischen Güterfernverkehrsunternehmen bemessen sie 
den frei zu v.ereinbarenden Satz niedriger, als der Gtiterferntarif auch für die 
Auslandsstrecke bei durchgehender Berechnung ergeben würde. Die inländischen 
Güterfernverkehrsunternehmer folgen diesem Beispiel. Das Entgelt des in,. 
ländischen Güterfernverkehrsunternehmers sinkt infolge wechselseitiger Unter~ 
bietung mit dem für die Auslandsstrecke fr·ei vereinbarten Entgelt weit unter 
die Sätze des Güterferntarifs. Die teilweise im Auslande geltenden verbindlichen 
Tarife liegen zum Zwecke des Wettbewerbs ebenfalls unter den Sätzen des 
Güterferntarifs. Tatsächlich wird so der Güterferntarif auch auf der Inlands" 
strecke ,erheblich unterboten. 
Die mit der Ueberwachung der Einhaltung des Güterferntarifs befaßten Behörden 
schreiten nicht 'ein, weil sie der 4\,uffassung folgen, daß der Güterferntarif nur 
fü~. die !3eförderung bis ~ur ~renze ~.der von d~r Grenz:e ab im Inland gelte. 
Ware dIese Auffassung rlchhg, so mußte man SIch damIt bescheiden, daß im 
grenzüberschreitenden Y,erkehr die Anwendung des Güterferntarifes nicht durch, 
zusetzen sei. Man müßte die überflüssige Tarifüberwachung des grenzüber> 

, schreitenden Y,erk,ehrs einstellen., Das gilt auch für den im Y,erkehr mit Dänemark 
im Y,erwaItungswege v,ereinbart,en Verbandstarif, an den der ausländische Unter~ 
nehmer nicht durch inländisches Recht im Inland gebunden ist. Mit einem 

. Nachbarstaat ein zu ratifizierendes Abkommen über :einen im Inland und im 
Nachbarstaat anzuwendenden Tarif abzuschHeßen, scheint, wie das holländische 
Beispiel z~igt, an der Abneigung des Auslandes gegen Tarifbindungen zu scheiteril. 
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Die Anknüpfung der Anwendung des Tadf.es an den Beförderungsvorgang ver" 
kennt aber, daß das Ent~elt des Bef.örderungsunternehmers auch, wenn es durch 
einen Festtarif , bestimmt ist, nur als Gegenstand einer Y'erpflichtung des 
Absenders l'echtlicherheblich ist und damit Gegenstand einer pl'eisrechtlichen 
Bindung sein kann. Dem steht nicht entgegen, daß das Preisr,echt außer Yer" 
pflichtungs" und Erfüllungsgeschäften auch Austauschgeschäfte urrifaßt. Diesem 
ist stets ein Rechtsgrund wie einem entgeltlichen Y,erpflichtungsgesChäft 
Zu unterstellen. Df:r Absender wird Schuldner des Entg.eItes des Frachtführers 
durch den Abschluß des Beförderungsvertrages. Das Entgelt gemäß dem verbind~ 
lichen Güterferntarif gilt nach § 632 BGB auch ohne ausdrückliche Yereinbanmg 
als geschuldet. Das abweichend vom Güterferntarif vereinbarte Entgelt wird 
tIurch § 22 Abs. 3 durch das Entgelt gemäß dem Güterferntarif ersetzt. 
Diese Regeln des deutschen Rechts gelten nicht nur für Y'erträge zwischen.Güter" 
fernverkehrsunternehmen und Absender, die ihren Sitz im Inland haben, über 
die Beförderung von Gütern im Inland, sondern auch, wenn die Beförderungs" 
Unternehmer oder deren Auftraggeber ihr,en Sitz im Ausland haben, wenn die 
Beförderung teils im Inland, teils im Ausland stattfindet, nämlich, falls der ' 
Bestimmungsort ,als Erfüllungsort im Inland liegt. Aber auch, wenn der Be" 
stirnmungsort im Ausland liegt, kann mit Artikel 30 des Einführungsgesetzes 
zurn BGB die Anwendung ausländischen Rechts, welches die tarifwidrige Ver~ 
einbanmg zuließe, ausgeschlossen und durch die Anwendung deutschen R,echts 
ersetzt werden. Der in der Unterbietung des Güt,erferntarifs durch zu niedrig·e 
Bemessung des Entgeltes für die Auslandsstrecke liegende Tarifv,erstoß (§ 22 
Abs. 2 GüKG) k;mn also durchaus gemäß § 98 GüKG bestraft werden, ohne 
dem Einwand zu begegnen, daß die Beteiligten zivilrechtlieh an den Güterfern~ 
tarif.nur für die Inlandsstrecke gebunden seien. 
Solange sich die mit der Tarifüberwachung befaßten Stellen diese Auffassung 
nicht zu eigen machen, solange sie also den ausländischen, GüteNernverkehrs:< 
unternehmer den Güterferntarif unterbieten lass,en, kann der inländische Ul1tcr~ 
nehmer in einem Strafv,erfahren gegen sich sdbst gdtend machen, ihn treUe koein 
Verschulden, wenn 'er die von den PreisüberwachungssteUen geduldete Hand .. 

; habung des Güterferntarifs im grenzüberschreitenden Verkehr befolge. 
Es ist jedoch ·einzusehen, daß die angestellten Ueberlegungen den für die Ueber~ 
Wachung und Y.erfolgung von Tarifverstößen zuständigen Yerwaltungsbehörden 
angesichts der bisher geübten Handhabung nicht für die Eröffnung eines Straf" 
Verfahrens insbes,ondere gegen ,einen Ausländer geeignet erscheinen. 
Soll aber im grenzüberschreitenden Verkehr der Tarifunterbietung Einha~~ ge~oten 
Werden dann muß der Bundesv·erkehrsminister mindestens von der Ermachhgung 
ues § i03 Abs. 3 Ziffer 4 GüKG zu geeigneten' Tarifvo~schriften G~brauch 
machen. Der Tarif kann sdlr wohl als Anwendungsbesttmmungen die dar" 
gestellten Grundsätze des internationalen Privatrechts wiederholen. Bedenken 
dagegen könnte wiederum eine gesetzliche Vorschrift in der Novelle zum GüKG 
aUsräumen. 

6. Frachtagenten 
§ 32 GüKG bezweckt, die Betätigung der Frachtenvermittler auf dem Gebiete 
des Kraftwagengüterfernverkehrs zu beschränken. Diese Vorschrift erlaubt aber 
ger,ade die Betätigung auch solcher Frachtenv,ermittler, die dem Güterfernverkehrs~ 
unternehmer überhöhte Provisionen abnehmen oder die durch Beteiligung des 
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Absenders oder Empfängers an der Vermittlungsprovision den Güterferntatif 
zu unterbieten ermöglichen. Sie verwirken zwar Bestrafung gemäß § 19 \Xlitt~ 
schaftsstrafgesetzes und § 99 Ziffer 6 GÜKG. Wenn es aber trotz der großcn 
Beweisschwierigkeiten ausnahmsweise zur Bestrafung klOmmen süllte, fehlt es 
doch an einem wirkungsvoll zu handhabenden Verfahren zur Untersagung der 
Gewerbeausübung. Die' Vorschriften des Wirtschaftsstrafgesetzes. über das 
Verbot der Berufsausübung und die Betriebsschließung werden nur in gröbsten 
Ausnahmefällen zum Zuge klOmmen. 
Ungerügt und ungestraft kann der Ft:achtenvermittler aber den Abfertigun(Ts~ 
spediteur unterbieten. Während dieser sehr weitgehenden Anfürderungen ~e~ 
nügen muß, um zum Abfertigungsspediteur bestellt zu werden (§ 34 Abs. 2 GüKG 
und Anürdnung Pr 146/48) und an die Abfertigungsvergütung als Festsatz gC1 

bunden ist (§ 1 der Anürdnung Pr 146/48 - vgl. Gerlach~Hal1bauer Das Recht 
des Güterkraftv,erkehrs", S. 44), ist der Frachtenvermittler, dem ~i~ht wegen 
Unzuverlässigkeit die gewerbliche Betätigung untersagt werden kann in den 
weiten Grenzen des § 19 Wirtschaftsstrafgesetzes frei. Damit eröffnet § 3'2 GüKG 
dem Frachtenvermittler die Möglichkeit, der Betätigung des Abfertigungsspediteurs 
ein Ende zu setzen, obwohl dessen Abfertigungsdienst in der Regelung der §§ 33 
bis 36 GüKG gerade als notwendige Ergänzung des Kraftwagengüterfernverkehrs 
anerkannt wird. 
Diese Widersprüche in der Regelung des GüKG bedürfen alsbald einer Bc~ 
reinigung. Die vom Abgeordneten Rademacher bei der Berahmg des GüKG 
im Bundestag (vgl. Niederschrift über die 230. Sitzung) angeregte F estleo-ung 
der Vermittlungsprüvislün (durch das zuständige Bundeswirtschaftsministc~·itlln 
auf Grund des Preisgesetzes) mag - weil sie lOhne Verzug erfülgen könnte -
v,ordringlich ,erscheinen. Auf die Unterwerfung der Fracht,envermittluno- unter 
strenge Zulassungsvürschriften durch eine gesetzliche Bestimmung in der Novelle 
zum GiiKG ~ann ~ber um der Tarifsicherung willen nicht verzichtet werden. 

Schlußbemerkung 

Die ansteh~nden drängenden Aufgaben der in Aussicht genümmenen Novelle 
zum GüKG beg,egnen sämtlich keinen Bedenken aus dem Grundgesetz lind 
halten sich sämtlich im Rahmen der Ziele des GÜKG. Sie erfürdern also keine 
zeitr,aubenden gewerbe" üder verkehrspülitischen Auseinandersetzungen und 
können in Gestalt eines einfachen Gesetzes ergehen. Sie sollten unverzü",lich 
in Angriff genümmen werden, damit nicht die Durchführung des GüKG an l~icht 
hehebbar'en Widerständen scheitert. Kann das GüKG auch nur als Versuch 
einer gesunden Ordnung des Kraftwagengüterverkehrs gelten, sü muß er doch 
im gegebenen Rahmen mit allem Nachdruck gefördert werden. 
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Buchbesprechung 
Die Mechllnik der Ztigfördernng und ihr,e 

wissenschaftlich-.experimentellen Grund­
lag,en. Von Prof. Dr.-Ing. E. h. Hans 
Nordmann, neichsbahn-Abteilungspräsj­
dent i. R. 170 Seiten, 50 Abbildungen. 
Springer-Verlag, Berlin. 1952. Preis: 
kartoniert 19,80 DM. 

In dem vlorliegenden W'erk werden insbe­
oondere die Anforderungen des Betriebes 
an die Llok'omotive und an die Bremsen 
beschrieben. Einleitend werden die Zu­
sammenhänge zwischen ßetrireb, Zug­
förderung und Fahrplan angegeben.' Die 
Zielsetzung des Buches beschränkt sich 
auf die Ermittlung der kleinsten Fahr­
zeiten der Züge, die allein einer exakten 
Ermittlung zugänglich sind und natur­
gesetzlich festliegen. 
Da der ßewegungsabls'1.lf eines Zuges 
durch das Zusammenspiel von Zugkraft 
und Widerstand bestimmt ist, ist die Er­
mittlung dieser Kräfte auf experimenteller 
Grundlage Gegenstand des ersten Haupt­
abschnittes. Es werden der Lrokomotiv­
meßwauen und die Bremslokomotiv,e slowie 
ihre A~usstattung beschrieben, die dazu 
dienen. die Zugkraft, den gesamten Zug­
widerstand und dj,e Llokomotivarbeit zu 
messen. Es folgt eine Kritik der auf­
gest'eIlten Ftorme1n für den Fahrwider­
stand der Wa~enzüge und der Tri~bfahr­
zeuge durch Vergleich mit den Ergeb­
nissen der Meßfahrt,en. Aus den Ver­
suchser~ebnissen werden jedoch keine 
neuen WiderstandsfiormeIn abgeleitet, wie 
es vielleicht mit Hilfe der Krorrdaüons­
rechnunu möglich wiir,e. Der Verfasser 
des Werkes gelangt selbst zu dem "re­
sh'niert'en Gefühl", daß die vorhandenen 
P,~rmeln nicht voll befriedigen. J.edoch ist 
die Besprechung der Fehle" ,"Dm Stand­
punkt des Lrokomotivversuchswesens vlOln 
Wert. 
Der Erörterung der Fahrzeitv,erliingen.mg 
und der I(,ohlenerspamis beim .Nusl'l'uf. 
bei dem der Zug lediglich der Wirkung 
derWiderstandskriifte unterw1orf.en ist, 
folgt die Besprechung der Zugkraft in 
Abhiingigkeit von der Motorleistung und 
der Haftreibung der Triebfahrz,euge und 
die Darstellung der gesamten Zugkrafts­
und Leistungskurven als Funktironen der 
Geschwindigkeiten unter Berücksichtigung 

der Getriebe. Ferner wird das Steigungs-, 
Geschwindigkeits -Diagramm (s - V - Dia­
gramm) als Grundlage der Fahrzeit­
ermittlungen erläutert. ' 
Sodann werden verschi'edene zeichnerische 
Fahrzeitermittlungsverfahr,en besprochen, 
dIe zur Aufstellung des Fahrplanes die­
nen, und die durch Betriebsmessungen 
überprüft werden können. 
In einem weiteren Hauptabschnitt be­
schäftigt sich der Vrerfasser mit der Brem­
sung der Züge.. Die v,erwickelte Natur des 
Reibungskoeffizienten, der sowrohl von der 
Geschwindigkeit ,als auch Vlom Flächen­
druck der Bremsklötze abhängt, Vlor allem 
aber die Abhängigkeit des Bremsdt'.lck­
anstieges Vlon der Zeit wird ausführlich 
beschdehen. Di.e These Nordmanns je­
doch, eine sichelle Vlorausberechnung des 
Bremsweges und seiner Begleit:umstände 
sei nicht möglich, würde nur dann stim­
men, wenn seine Annahme zutriife, daß es 
zur Lösung des Pllob1emes nur den einen 
Weg der Aufstellung ,einer verein.fachten 
Arbeitsgleichung giibe, in der mittlere 
Theibungs- und Widerstalldswede anzu­
setzen seien. Das führt zu der Fikfi,c)\\ des 
sof'Ortigen vrllllen Br,emsklotzdrttckes. Jelle 
bez,eichnet Nordmanll selbst als ~tilz'lt1iissig 
und die Integrafioon der DiHerenzial­
gleichung für den Bremsweg mit zeitlich 
veriinderlichem BremskllOtzdrruck hiilt er 
für unmöglich. Es sind aber fiit- dIe Praxis 
Verfahren bekannt, mit deren Hilfe man 
sehr Wlohl Bremswege und -zeiten g·e­
nügend genau V'orattsberec1m::n kann .. 
Es ist bes'.)nders an dieser Stdle bedauer­
lich, daß der Verfasser di'e fahrdYllami­
schen Arbeit'en v'on Prof. DrAng., Dr.-lng. 
E. h. W. Müller uuerwiihnt gelassen hat. 
Denn dieser hat solche Verfahren zur 
Bestimmung der Bremswegre und -zeiten 
bekanlltgegeben, die slow?l~l die Abhüll­
~igkeit der TheibungskrodbZl,ent:en von der 
Geschwindigk.eit und vlom Fliichendruck 
der BDemsklötze herücksichtigen, als auch 
den vlon der Zeit abhiingigen Druc1mnstieg 
in den Bremszylindern il1 Thechnung stellt. 
Müller geht dabei nicht von einer sim­
plifizierfoen Arbeitsgleichung aus. Die Er­
gebnisse seiner theroI'etisc11en Berechnung 
stimmen mit den Messungen neuerdings 
durchgeführter Versuchsfahrten ausge­
zeic1met überein. 



It 

r 
I 
i 

B02 ßuc1lhesprecllungoll 

Vom Standpunkt des Statistikers darf 
1l'?ch gesagt werden, daß Versuclisergeb­
niSse im Betriebe 'einl"n anderen Charakter 
~gen,als ExperimP.t1te im Laboratorium, 

. denen man die VersuchsanIOrdnung so b? .treHen bestrebt ist, daß aUe Einflüsse 
IS ,auf den zu untersuchenden konstant 

g~halten werden. Bei Meßfahrkn im Be­
. ~.lebe erhält man nie ein einheitliches 

des V'orHegenden, ubsch1i::ßenden B8nd~s" 
- de~ Wunsch n.ach einer Darstellung der .. -­
Gesduchte der mchtpreußischen deutschen 
Landesposten wird wohl unerfüllt bleiben 
- sagen zu können. 

lId, sondern muß stets mit mehr oder 
weniger gl.'1oßen Streuungen rechnen. Will 
m!lfl aus Versuchsergebnissen des Be­
t~lebes Abhän~igkeiten ableiten, muß man 
SIch. d~r V,erfahren der mathematischen 

taflstik bedienen, um brauchbare Mittel­
~erte errechnen und ihre Fehlergl'en:z.en 
lestlegen zu können. 

Für die VioUendung V'on Sautters Post­
geschichve war die persönliche Anteil. 
nahme des Bundesministers für das I\.")st· 
und Fernmeldewesen, Dr.-Ing. E. h. Dip!.' 
Ing. Ha~s Schuberth, vlOn wesentBeher Be. 
deutung, der S/l!utter 1949 den amtlichen 
~uftr,a!! ZllI: F10rtsetzung seiner geschidlf­
I~che~ ArbeIten .gab und diese ungelegent­
hch ford~rf,e. Dle durch die Auswirkungen 
des ~w~lten Weltkrieges stark erhöhten 
Schwlengkeiten der Materialbesdlaffun'\> 
und -ver,arbeitung veranlaßten Sautter sd~ 
nem Viorwort zutolg,e, "zum Samlmeln und Das Buch Nordmanns schließt mit einem 

> ~bschnitt über die Energ,etik der Zug­
forderung, die der Ermittlung der Arbeit 
ubnd, des ~ohIen-, Stmm-' oder ölver-

rauchs dient. 
Der Wert des Werkes liegt in der kriti­
s;hen Sichtung des umfangreichen Mat,e­
nals, das der Verfasser während seiner 
langjährigen Tätigkeit als Versuchs­
dezernent des vormaligen. Reichsbahn­
Zentr,alamtes Berlin zusammengetragcn 
?at.. Das Buch ist deshalb zur Einführung 
l~ dLe 10ft verwickelten Probleme der Zug­
f?rdermechanik geeignet, und vermittelt 
emen überblick über die inneren Zu­
sam.menhänge.· Für Studierende und In­
teme'llre, die sich mit dem Bau von Trieb-
ahrzeug'en, mit der Z'llgförderung; dem 

Pahrplanwesen und dem vokomotivdienst 
der Eis'enbahnen zu befassen haben, ist es 
zur Einfühntng' ein gutes Hilfsmittel.. 

Dr.-Ing. GraßmalUl 

K-ar!. Sauttel', Staatssekretär i. R., Ge­
. sclllchte der Deutschen P,ost. T,eil 3: 

Geschichte der Deutschen Reichspost 
(1.871 bis 1945). Herausgeber: Bundes­
mInisterium für das Post- und Fern­
meldewesen, Frankfurt (Main) 1951. 
XVI, 604 Seiten. 

in .den J:ahrgäng'en 1929 und 1935/36 dieser 
eltschnft konnte ich die Tdle 1 und 2 

VlOn Sautters Geschichte der Deutschen 
Post, nämlich die Geschichte der Preußi­
schen P'ost und die Geschichte der Nord­
deutschen Bundespost, würdigen. So wie 
es den um das deutsche PlOstwesen hoch­
verdienten St-aatssekretär Sauttel', dem 
1933 -auch. der Undank des Nati'onal~ 
soz!alismus zut,eiI wurde, mit Genugtuung 
er~uUen muß, daß er mit dem dritten Band 
Selner . Aostgeschichte uuch sein wissen­
schaftlIches L'ebenswerk zu vollenden ver­
nrochte, fveut es mich, hier 'einige Wort:e 
zur Charakteristik, Kritik und Empfehlung 

Zusa!ll!llenst~eUen c!~s weitschichtigen Srof­
fes elmge semer fruheren Mitarb~iter ller­
anzuziehen, die in ihren amtlidle; ~teI1un­
gen ,auf den verschiedenen Sachgebieten 
täti$ gewesen waren". Als solche h8b~n 
"bel der Bearbeitung des SvoffDs mit­
g.ewi~kt" Präsident Hans Bergs, Minisfe­
rlaldlre!<bor Paul Gerbeth, Staatssekrctiir 

,Hermann Gieß, Chefingenieur PriisicieJJt 
D:.-Ing. Kar! Herz, Ministerialdirektor 
I?.tI?l.-Ing. Fnedrich Hubrig, Ministerial­
r~f!n Margarefe Kinsberg'er, Minjsterial­
~Irlg~~t Dr. Kurt Kleemann und Ministe­
I'laldIr~g,ent ~r. Oskar Wagner. Der Anlei! 
der MItarbeIter an einzelnen Abschnitten 
des W,er~{es ~st nicht sichtbar gemacht. D.ie 
IUntersc!uedhche Breite 'Und Diktioll d~r 
Abschmtte deutet -auf dIe Vielzahl der 
mitwirkenden Kräfte hin. . 
I?as Wer.k ist nicht zeitlich, sondern sach­
hch ge.ghedert, und zwar in acht Haupt­
abschmtte: ~. Rechtsgrundlagen und 11uf­
bau der. nelchspost, 2. Postverkehr und 
Postbetneb, 3. Post-, Bank- und Sp~r­
kassenwesen, 4. Technik und B':!tdeb des 
Fernmeldewesens, 5. Auslalldsdienst. 
6. PersIonal, 7. Bau-, W'ohnttngs~ und Be­
schaHun$swes,en, B: Finanzwesen. Nach 
KlOnzepfI.on und Durchfühl'l1llg stellt sich 
das !3uch mehr als. eine Verwaltllllgs-
geschIchte, denn als eIne \Virtschafts-, inS­
beslOndere Yerkehrsgeschicht.e dar. Der 
Nachdruck hegt auf dner möglichst ein­
gehenden Erf~ssung der Verwaltungsakte 
Vlom G110ß:.11 bIS zum Kleinen, währelId die 
Heraussch~.lung ?er darin steckenden 
PIloble~ne o~onomlscher, organisatlOrischer 
oder rechtlIcher Art zurücktritt. Ver­
schiedentlich drängt sich der zu Ende der 
Reichspostzeit erreichte Entwickhllldsstand 
in den Viordergrund. Seiner Wi-;enlleit 
zuflolge wird man das Buch in erster Linie 
als gesc~icht1iches Nachschlagewerk flir 
alle BereIche der PIOSt zu Rate zu ziehen 
haben. Die ungeheure Menge Vion Einzel-
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heifx:n, die in den meisten Abschnitten 
dargeboten werden, 'etwa über die !\Jon­
struktilon der mektl'omobHe, die Vor­
schriften der Kleiderkasse, die Ausgahe 
\11on Gedenkmarken usw., Hißt ein Studium 
des Werkes V'on Abis Z unrätlich er­
scheinen. Nur einzdne größ,ere Absch'l1itt>e 
sind für eine "Lektüre an 'einem Stück" zu 
empf.ehlen, SIO der erste über Rechtsgrund­
lagen und Aufbau und der fünfte über 
den Auslnndsdienst, der insbeslondere eine 
recht unsprechende Übersicht über d1e 
Organisatilonen des Weltnachrichtenver­
kehrs ?ietet. Der längste Abschnitt über 
das FInanzwesen muß vom wirtschafts­
,,:.issenschaftlichem Standpunkt als ent­
ti!.uschend bezeichnet werden, da das Zu­
rucl~t:eten der wirtschaftlichen und finanz~ 
pohhschen Problematik hinter der Tat~ 
sachenschilderung sich hier bes'onders 
stark gelt'end macht. Hingeg,en enthiilt der 
erste Abschnitt >erfreulicherweise auch 
eine Reihe bedeutsamer, auf der Erfah­
~ng gestützter Urteile zur Plosvorganisa­
Üon, z: B. die Verwerfung der Tr,ennung 
\11on LeItung und Aufsicht durch den Staat, 
d!e Bejahung des 3-Lnstanzenzug,es, .auch 
eIne ,"orsichtige Ovation für das :Rechts~ 
verordl1'ungsrecht des Reichspostministers 
Y'0n 1934, von dem - s'ehr verschieden 
InterPrt?fierbar! - gesagt wird: "Zweifels­
lOhne wure dieses an die Verhältnisse der 
NorddeutSchen Hundespost ·erinnernde 
Verfahven, das bis zur kuflösung der. 
Dellts~hen Reichspost angewandt wurde, 
das 'elnfachst'e 'lind zweckdi'en:1ichst'e seit 
dem Bestehen der Reichsverwaltung g,e­
Wesen, hätte 'es nicht -aller demokratischen' 
lind parlamentarischen Merkmale ent­
behrt" (S. 43). 

Unbeschadet der Schwächen, die in einem 
Überwuchern \11on VerwaltungseinzdheHen 
trlnd ein'em Zurücktreten der öwonomischen 
)mblematik ,erblickt werden können, ver­

dient auch der dritte Band Vlon Sautters 
Aostgeschichte das Interesse nicht nur der' 
niichstbetroffenen Stephans ~ Jüng,er, son~ 
dern auch weiter,er Kreise der V,erwaltung, 
ferner der politischen und Wirtschaftlichen 
Geschichtswissenschaft, der'en Informati­
()ns.bedürfnis er in' äußerst vielsdtig'cr 
We.lse befriedigt. Sautter hat !mit lihm zu­
gI.elch Zeugnis gelegt v.on der g,ewaltigen 
Vle!schichtigkeit der neuzeitlichen P,,:>st 
s~W1ohlnach der Seite ihrer Aufgaben und 
~lenste für die Allgemeinheit wie hin­
SIchtlich .ihres eigenen personaIen und 
materialen· Aufbaus. 

PrlOf. Dr.A. F. Napp~Zinn, 
Universitiit Mainz . 

D Walt,er Linden, K,oordinierungsaI!ls­
~chüsse im Personenverkehr. Heft 4 der 
Arbeitsgemeinschaft für RatilO11-alisierung 
des Landes Nordrhein-W.estfa~en. Dort­
mund 1953. Verkehrs- und WIrtschafts-
verlag C.m. b:H. 154 Seit·en. >. 

Mag auch der Titel dieser Schrift auf .em 
eng begr,enztes Thema der Verkel~rspob:ik 
hinweisen, SIO v'erdient si,e doch tntensIv~ 
Be.achtung. Denn sIe verkörpert - was bel, 
der sturken Inanspruchnahme bedeuten­
der Verkehrs fachleute hel\lte leide! se~ten 
geworden ist - eine denkbar grundliche 
MonlOgraphie einer i?f.e~Ssanten Verkehrs: 
institution durch dIe h~erzu be.stbe:.uf,~n­
Persönlichkeit. Wulter Linden 1St. namlich 
der VlOrsitzende des ersten, 1949 m Esst;!n 
gebildden ~rdinationsausschuss>es, dem 
weitere in Nordrhein-W1estfalen (Wupper-. 
tal Köln Bielefeld, Münster) und in Hes­
se~ (K.as~el, Frankfurt/Main) geDolgt sind. 

Di~se Kioordinierungsa'llsschüsse bes~häf­
tigen sich mit der Begutachtung der ,vlOr­
haben zur Einrichtung von Ommbus­
Linienv,erkehren (in Hessen auch vlon 
Omnibus-Gelegenheitsverkehren) und sind 
Wlohl nur erklärbar alls der in West­
deutschlaild besonders großen Zersplittc' 
rung der Träger des Omnibusverkehrs, an 
dem nicht weniger uls 5 Unternehmen IOder 
Untemehmungsgruppen ,beteiligt sind, 
nämlich 1. Bundespost,' 2. Bundesbahn, 
3. Nichtbundesdgene Eis!enhahnen, 4. Ver­
kehrs unternehmen der Städte 'lind Lalld­
krds,e, 5. private Omnibusun{ernehmen. 

. Wie in der Schrift wiederholt heraus· 
gestellt, wirken die KIQiordillierungsaus­
schüsse als ein "Filter", der dem Ge­
nehmigungsverfahren für Omnibusdienste 
zuflOlge dem PerslonenbdördeI'Ungsgesetz 
vlorgeschaltet ist. "Sie prüfen als Zu­
sammenschluß der Verkehrsträg·er unter 
neutralem Viorsiiz 'Objektiv und sorgfältig, 
ob unter den gegebenen Verhältnissen die. 
Einreichung eines Antrages auf Erteilung 
einer' Genehmigung zum Litüenv,erkehr g'!­
rechtf,ertigt ist ,oder nicht. w.eiter fällt 
ihnen zu, die Pliine und Maßnahmen der 
Verkdlrsträger in einem ztlsammenhängen­
den Raum SIO auf.einander abzustimmen 
und untereinander zu verknüpfen, daß di~ 
größtmögliche und beste Gesamf1.eistung 
bei g,eringstem Aufwand 'erzielt wird." 
Sie haben "zu kliiren, a) lOb ein V,erkehrs­
bedürfnis -anzuerkennen und b) vlon wem 
es zu befriedigen ist" (S. 33:). 

W,alter Linden bietet in seinem Buch ein(! 
äußerst 'eingehende Schilderung des Auf­
baus, der Zusammensetzung und Tätigkeit 
der Ausschüss'e, insbeslOndere der zahl­
reichen verkehrs politischen Probleme, die 
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sich in ihrer Arbeit ergeben. Mag die Dar­
stellung auch gelegentlich etwas breit aus­
gefallen sein, SIO muß man ,es doch be­
grüßen, ,auf diese W<eise einen so 'gründ­
lichen Einblick in dLe Wirksamkeit ver­
kehrspolitischer GremIen zu 'erhalten, wie 
dies SIOnst ,nur selten geschieht., Weiter ist 
die Behandlung der großen Reihe der mit 
dem Omnibusverkehr verknüpften v'er­
kehrspolitischen PIlobleme VIOtl Reiz und 
Bedeutung, wie da z. B. sind die Abgren­
zung Vlon anzuerkennenden oder als "Ver­
kehrsluxus" .abzulehnenden Verkehrsbe­
dürfnissen, die Zuweisung der Linien nach 
bestimmten Kriterie,n an die verschiedenen 
Verkehrsträger, die Abgrenzung Vlon Nah­
und F,erlnverkehr, der Anspruch der Bun­
desbahn auf die Bedienung des Schienen­
ersatz- und -ergänzungsverkehrs, die Zu­
lassung bzw. Einschränkung des Omnibus~ 
Werkverkehrs u., ·a. Daß mir, dem wohl 
stärker theoretisch eingestellten Kopf, 
einige Lösungen etwas zu sehr "über d~n 
Daumen gepeilt" Vlorkommen oder z!1 VIel 
dem Fingerspitzengefühl des t10utilllerten 
Prakti1e;ers zu überlassen scheinen, wo ~s 
doch vielLeichtexaktel.'\e Maßstäbe gibt, sd 
'erwähnt, ,ohne die VlOrzüge der leichten 
Hand gegenüber dem harten ~opf zu ver­
kennen. 

Daß der Verfasser mit gewissem Stolz auf 
die Leisvung der KI()ordinierungsausschüsse 
blickt und daß er an der Eigenart der AlUS­
schüsse nicht rütteln lassen möchte, wird 
man persönlich verständlich finden und 
durch die Leiswngen der kusschüsse be­
gründet betrachten können. Immerhin darf 
darauf hingewiesen werden, daß dllrch die 
Verständigungsarbeit in den Ausschüssen 
zwar auf der einmal gegebenen Grundlage 
der oben erwähnten 5 Unt,ernehmungs­
gruppen eine Abgr,enzung der Arbeits­
belleiche erzielt worden ist, daß aber da­
mit die Frag·e nach einer optimalen Orga­
nisation des gesamten Omnibus-Linien­
verkehrs noch nicht beantwortet ist. Und 
ob die Ausschüsse sich auch bewähren 
würden, wenn man, wie im Schlußwort an­
gedeutet, ihnen selbst die Aufgabe einer 
Rati1onalisiel.'\ung der .heutigen vLelgHedri­
gen Organisation stellen würde, kann frag­
lich erscheinen. Immerhin: Wir haben in 
den KlOordinierungsausschüssen in ihrem 
gegenwärtigen Arbeitsrahmeneinen we­
sentlichen Beleg für die Möglichk,eit einer 
Selbstverwaltung im Verkdlr und können 
\yalter Linden Dank wissen für die gründ­
h.che und anregende Wdse, in derer uns 
dtese Institution hier näher g,ebracht hat. 

Pmf. Dr. A. F. Napp-Zinn, 
UniversitiitMainz. 
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